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Editorial

Editorial

Dies ist die 30. Ausgabe des IfG-Newsletters www.ifg-muenster.de*. Ich freue mich,

sie Ihnen zu präsentieren. Es ist ein guter Anlass, Danke zu sagen. Der Dank geht an

Sie, werte Leser unseres halbjährlichen Aktivitätsberichts. Viele von Ihnen kommen-

tieren einzelne Beiträge oder dieses Medium als solches. Wir erhalten wertvolle Hin-

weise und Anregungen, Fragen und Ergänzungen. Und auch Kritik ist sehr willkom-

men, immer war sie bisher konstruktiv und hilfreich, immer konnten wir noch etwas

besser machen. Am meisten aber freut uns natürlich Lob und Anerkennung. Und auch

damit haben Sie nicht gespart. Vielen Dank dafür. Bitte lesen Sie auch weiterhin die

Berichte über unsere Forschungsergebnisse, Veranstaltungen und andere Erkenntnisse und kommentieren

Sie sie auch ohne Zurückhaltung.

Danken möchte ich auch den Autoren der einzelnen Beiträge. Dies sind vor allem meine Mitarbeiter, die

sehr engagiert meist über die Ergebnisse ihrer Dissertationen in unterschiedlichen Stadien berichten. Sie

stellen auch die wesentlichen Ergebnisse der von ihnen betreuten Bachelor- und Masterarbeiten vor und sie

berichten über Gastvorträge, Seminare und andere Ereignisse. Auch unsere Partner aus der Praxis schrei-

ben über ihre Unternehmen und Organisationen und manchmal informieren IfG-Alumni über ihre aktuel-

len Projekte und Tätigkeiten. Ihnen allen sei herzlich gedankt. Es gibt aber jemanden, ohne die es den IfG-

Newsletter überhaupt nicht geben würde und dies ist Frau Andrea Langer-Ballion. Sie organisiert den

Newsletter inhaltlich und redaktionell, achtet auf die Einhaltung der deadlines, liest und korrigiert die

Texte, perfektioniert das Layout und macht aus vielen Einzelteilen schliesslich ein vollständiges Werk, so

wie Sie es heute in Händen halten. Ihr gebührt also ein ganz besonderer Dank und der sei hiermit nieder-

geschrieben.

Ich hoffe, dass dieser IfG-Newsletter für Sie sowohl Anregungen enthält als auch Entspannung beinhaltet.

Vielleicht ist das Mischungsverhältnis abhängig davon, ob Sie ihn vor, während oder nach Ihrem Urlaub

lesen. Auch für das zweite Halbjahr 2015 haben wir uns einiges vorgenommen und werden in der nächsten

Ausgabe ausführlich darüber berichten. 

Mit den besten Wünschen für erholsame und produktive Sommermonate.                

Für das Team des IfG

Juni 2015

*unter dieser Adresse ist der Newsletter auch online abrufbar.
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IfG intern | Meine Meinung

Meine Meinung
Netzwerke Selbständiger

Parallelen zwischen Staaten und Unternehmen

Die Parallelen bezüglich der Kon-

struktionsmerkmale beginnen damit,

dass rechtlich selbständig bleibende

Einheiten einzelne Aufgaben gemein-

sam organisieren und in diesen Berei-

chen Einschränkungen in ihren Frei-

räumen hinzunehmen bereit sind und

sich Koordinationsprozessen zu un -

ter ziehen haben. Ihre Verfügungsrech-

te werden eingeschränkt und Ent-

scheidungsfindungskosten entstehen.

Man stelle sich vor, dass dem Hand-

werkernetzwerk die Zusammenarbeit

größere und mehr Aufträge bringen

soll, insgesamt also den gemeinsamen

Markt ausweiten soll. Man stelle sich

die Euro-Währungsunion vor, die das

gemeinsame Währungsgebiet mit

allen damit verbunden Vorteilen aus-

dehnen sollte. In beiden Netzwerken

wird eine Kooperationsrente ange-

strebt, die bei isoliertem Agieren nicht

entstehen würde. Dafür wird eine Zu-

sammenarbeit in Kauf genommen, die

ihren Preis hat, nämlich den Verlust

von Kompetenzen und die Akzeptanz

von Abhängigkeit. Eine weitere Paral-

lele besteht darin, dass in jedem Netz-

werk ein Spannungsfeld zwischen der

Gemeinschaftsebene und der Ebene

der Partner entsteht. Die gemeinsame

Ebene wird in einem Unternehmens-

netzerk vom Kooperationsmanage-

ment – eventuell organisiert als Ma-

nagementgesellschaft – und in der

Euro-Union vom Europäischen Sys-

tem der Zentralbanken organisiert.

Die gemeinsame Ebene mit ihren In-

frastrukturen wurde von den Partnern

auf der dezentralen Ebene geschaffen.

Es ist eine komplexe Delegationsbe-

ziehung entstanden, die sich in vielen

Unternehmenskooperationen ebenso

wie beim Euro-Netzwerk dadurch

auszeichnet, dass mehrere Prinzipale

(die Unternehmen, die Staaten) in der

Lage sind, ihre meist heterogenen

Interessen einzubringen. Damit ent-

stehen sowohl horizontale (zwischen

den Netzwerkpartnern) als auch verti-

kale Konfliktfelder (zwischen Mana-

gement und Prinzipalen). Letzteres

kann dazu führen, dass die Subsidia-

rität auf der Strecke bleibt und die ge-

meinsame Institution Macht zulasten

der Mitglieder gewinnt. Dies kann ge-

rade auch deswegen geschehen, weil

unterschiedliche Interessen auf der

dezentralen Ebene einen Konsens für

ein einheitliches Vorgehen erschwe-

ren. Verhalten sich einzelne Mitglie-

der opportunistisch, schmälern sie

nicht nur die Kooperationsrente, son-

dern sie verteilen sie auch zu ihren

Gunsten um. Dies geschieht dann,

wenn sie ihr eigenes (nationales oder

unternehmerisches) Interesse auch

dann durchsetzen, wenn sie das Netz-

werk insgesamt damit schädigen. Im

Falle des Handwerkernetzwerkes

kann dies die Erbringung von Leis-

tungen mit unzureichender Qualität

sein, in der Währungsunion kann ein

unionsschädigendes Verhalten durch

eine überdimensionierte Staatsver-

schuldung entstehen, die sich auf die

Union insgesamt und damit auch auf

die Partner auswirkt. Damit ein sol-

ches Verhalten nicht praktiziert wird,

sind glaubwürdige Regeln erforder-

lich, die ex ante zu vereinbaren und

bei Verstössen zu sanktionieren sind.

Solche Regeln haben zumindest drei

Elemente zu enthalten. Erstens das

näher konkretisierte Verbot eines

netzwerkschädigenden Verhaltens,

zweitens Austritts- und Ausschlussre-

geln und drittens Regeln, die eine

langfristig durchaus sinnvolle Netz-

werksolidarität an Verpflichtungen für

eine Verhaltensänderung binden. Was

zum Standardwissen eines jeden

Unternehmensnetzwerkmanagers ge-

hört, sollte auch im Euro-Netzwerk

beherzigt werden.

Wer in diesen Wochen die Vorgänge in der und um die Euro-Währungsunion mit Aufmerk-
samkeit verfolgt sieht viele Parallelen zwischen einem Netzwerk von Unternehmen, z. B.
einem Handwerkernetzwerk und einem Netzwerk von Staaten, wie die Europäische Wäh-
rungsunion eines ist. Diese beziehen sich sowohl auf die Konstruktionsmerkmale als auch
auf die Herausforderungen sowie auf die Voraussetzungen für ihren nachhaltigen Erfolg.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de



Partizipation der Genossenschaftsmitglieder am Erfolg

IfG intern | Doktorarbeiten

Beispielhaft dargestellt an einer IT-Dienstleistungsgenossenschaft

Vor diesem Hintergrund wurde die

kooperative Beziehung einer IT-

Dienstleistungsgenossenschaft und

ihrer Mitgliederbetriebe mit einem

besonderen Augenmerk darauf unter-

sucht, ob der derzeit erzielte Member-

Value auch den Erwartungen der Mit-

glieder entspricht.

Dabei war es der Ansatzpunkt der

Dissertation die marktgetriebenen

Veränderungen der Ressourcenalloka-

tion zu analysieren. Das bedeutet,

dass die IT-Dienstleistungsgenossen-

schaft nicht mehr wie ursprünglich,

ausschließlich Leistungen für ihre

Mitgliederbetriebe bereitstellt, son-

dern auch für die Kunden der Mitglie-

der. Ferner stand im Fokus die Mög-

lichkeiten der Erfolgsbeteiligung der

Genossenschaftsmitglieder an diesen

zusätzlich mit den Kunden der Mit-

glieder generierten Umsätzen theore-

tisch zu legitimieren und aus recht-

licher Sicht zu evaluieren. 

Theoretische Legitimation 

Als Basis für die theoretische Legiti-

mation der Erfolgsbeteiligung diente

die Agency-Theorie. Die Untersu-

chung der kooperativen Leistungsbe-

ziehung ergab, dass eine doppelseitige

Delegationsbeziehung zwischen der

IT-Dienstleistungsgenossenschaft und

Die IT-Dienstleistungsbranche steht vor zahlreichen Herausforderungen. Technologische
Veränderungen und immer kürzere Produktlebenszyklen ermöglichen nicht nur völlig neue
Wege Daten und Informationen auszutauschen, sondern auch für die Unternehmen der
Branche zusätzliche Geschäftsfelder zu erschließen. Hinzu kommt, dass die Neugestal-
tung der regulatorischen Rahmenbedingungen, wie zum Beispiel die elektronische Steue-
rerklärung oder neue Zahl- und Beratungssysteme, der Allokation von Ressourcen umfang-
reiche neue Wege eröffnen. Ferner steigen die Ansprüche der Kunden. Darüber hinaus tre-
ten immer mehr internationale Wettbewerber in den Markt ein und erhöhen den Wettbe-
werbsdruck auf den nationalen Märkten. Um dieser Entwicklung standzuhalten ist es not-
wendig, dass IT-Dienstleister ihr Geschäftsmodell strategischen und operativen
Anpassungspro zessen unterziehen, um ihre langfristige Wettbewerbsfähigkeit sicherzu-
stellen und auszubauen. 

www.ifg-muenster.de 1-20156

Doppelseitige Delegationsbeziehung
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ihren Mitgliedern vorliegt. Die Mit-

glieder sind zwar primär die Prinzipa-

le, treten jedoch in der zusätzlichen

Delegationsbeziehung als Agenten

auf. Die Akteure sind demnach

gleichzeitig Prinzipale als auch Agen-

ten. Werden zudem die Kunden der

Mitgliederbetriebe in die Wertschöp-

fungskette einbezogen liegt eine

zweistufige Prinzipal-Agenten-Bezie-

hung vor. Die Mitglieder bilden in

dieser Beziehung den Vertrauensan-

ker. In der doppelseitigen Delega-

tionsbeziehung übertragen die Mit-

glieder Kompetenzen an ihre Genos-

senschaft, sodass ihr Handlungsrah-

men erweitert wurde, mit dem Ergeb-

nis das eine immer tiefere Leistungs-

tiefe erzielt und Kooperationsvorteile

generiert werden können. Gleichzei-

tig erfolgt eine Ausweitung der Kom-

petenzen der Mitgliederbetriebe, so-

dass durch die Optimierung des Ge-

schäftsmodells der Genossenschaft

auch die Mitglieder ihre Wettbe -

werbs position gegenüber Nichtmit-

gliedern im relevanten Markt optimie-

ren können. 

Durch die Erweiterung der Kompe-

tenzen in der Leistungsbeziehung ent-

steht eine Win-Win-Situation für die

Akteure. Ist jedoch die Governance

der IT-Dienstleistungsgenossenschaft,

die diese spezifische Delegationsbe-

ziehung regelt, nicht ausgereift, ent-

stehen Nachteile für die gesamte Ko-

operation. Vorliegende Motivations-,

Koordinations- und Informationspro-

bleme führen zu einer Reduzierung

von Entscheidungs- und Realisations-

prozessen. Die Folge wäre, dass nicht

nur eine Second-Best-Lösung erreicht

würde, die minimal von der First-

Best-Lösung abweicht, sondern ein

Third-Best-Lösung. Transaktionen

könnten langfristig unterbleiben, wo-

durch Wettbewerbsnachteile für das

gesamte Netzwerk entstehen. Durch

die Implementierung einer anreiz-

kompatiblen Vergütung würden Steu-

erungs- und Anreizstrukturen im Rah-

men des Anforderungsprofils der

untersuchten IT-Dienstleistungsge-

nossenschaft und der Mitglieder ge-

schaffen und Interessendivergenzen

kanalisiert.

Rechtliche Evaluierung

Im Rahmen der Evaluierung von den

gesetzlichen Möglichkeiten einer an-

reizkompatiblen Vergütung für die

Mitglieder wurden Vor- und Nachteile

sowie Anreize der gesetzlichen Mög-

lichkeiten Überschüsse und Gewinne

aus einer Genossenschaft an ihre Mit-

glieder auszuschütten gegenüberge-

stellt. Das Genossenschaftsgesetz bie-

tet dazu vielfältige Möglichkeiten.

Aufgrund der Ergebnisse der Analyse

lautet die Handlungsempfehlung, dass

das bewährte Instrumente der Erfolgs-

beteiligung, die genossenschaftliche

Rückvergütung, beibehalten werden

sollte und die zusätzlich generierten

Umsätze mit den Kunden der Mitglie-

der über ein separates Gewinnvertei-

lungsinstrument ausgeschüttet wer-

den. Dieses Vorgehen würde unter an-

derem die Vorteile mit sich bringen,

dass eine klare Trennung der erzielten

Überschüsse im Mitgliedergeschäft

und der Gewinne aus dem Geschäft

mit den Kunden der Mitglieder erfol-

gen könnte. Dadurch entsteht Trans-

parenz für die Mitglieder, in welcher

Geschäftsbeziehung die Überschüsse

beziehungsweise Gewinne entstanden

sind, Informationsasymmetrien wer-

den abgebaut. Auf dieser Basis wäre

es sowohl für die IT-Dienstleistungs-

genossenschaft als auch für die Mit-

glieder möglich bestehende Agency-

Probleme zu lösen und das langfristi-

ge Ziel der Sicherung und des Aus-

baus der Wettbewerbsfähigkeit si-

cherzustellen. 

Ü Mona Haarmann

( (0251) 83-2 28 01

* mona.haarmann@

ifg-muenster.de

Kooperative Leistungsbeziehung



IfG intern | Doktorarbeiten

www.ifg-muenster.de 1-20158

Das Kooperationsverhalten von Familienunternehmen

Eine empirische Analyse unter Berücksichtigung des Einflusses familien-
unternehmensspezifischer Charakteristika auf den Kooperationsprozess

Insgesamt ist zunächst festzustellen,

dass das vorhandene Wissen zum Ko-

operationsverhalten von Familien-

unternehmen gering ist, sodass die

vorliegende Arbeit diese Forschungs-

lücke schließt. Dies erfordert zu-

nächst eine Bestandsaufnahme des

Kooperationsverhaltens von Famili-

enunternehmen. Eine Analyse bisheri-

ger Forschungsergebnisse zeigt, dass

vielfältige, einzigartige Merkmale

von Familienunternehmen nachweis-

bar sind. Diese Faktoren sind allge-

genwärtig im wirtschaftlichen Alltag

von Familienunternehmen und neh-

men immer auch Einfluss auf deren

strategische Entscheidungen. Es kann

gezeigt werden, dass Kooperationen

die beteiligten Unternehmen vor be-

sondere Herausforderungen stellen,

unabhängig von der Art des Unterneh-

mens. Es ist hierbei zu erwarten, dass

die familienunternehmensspezifischen

Merkmale ebenfalls einen Einfluss auf

den Kooperationsprozess nehmen. Es

stellt sich mithin die Frage, welche

Faktoren dies sind und inwiefern diese

auf den Kooperationsprozess wirken.

Obwohl umfangreiche theoretische

Erkenntnisse hinsichtlich einer zielge-

richteten Gestaltung von Unterneh-

menskooperationen bestehen, konnte

im Rahmen von Expertengesprächen

herausgearbeitet werden, dass Famili-

enunternehmen sich in ihrem strategi-

schen Handeln durch verschiedene

Merkmale leiten lassen, die aus der

Verbindung von Familie und Unter-

nehmen entspringen. Somit konnte

die Praxisrelevanz der Untersuchung

belegt werden.

Es wurden 124 Familienunternehmen

zu ihrem Kooperationsverhalten be-

fragt. Als primäres Ergebnis kann ge-

zeigt werden, dass über 70% der be-

fragten Familienunternehmen derzeit

kooperieren oder bereits kooperiert

haben. Somit stellen Kooperationen

für einen Großteil der Familienunter-

nehmen eine wesentliche Strategie

dar. Auch kann die allgemeine Lang-

fristorientierung von Familienunter-

nehmen in ihrem Kooperationsverhal-

ten nachgewiesen werden. So wurde

für das vorliegende Sample eine

durchschnittliche Dauer der Koopera-

tionen von mehr als 10 Jahren aufge-

zeigt. Dies deutet darauf hin, dass die

Familienunternehmen auch in ihrem

Kooperationsverhalten eine langfristi-

ge Perspektive einnehmen. Auch zeigt

sich, dass ein Fokus auf der Wahrung

der Unabhängigkeit liegt, wie sich in

der Wahl überwiegend schwächer in-

stitutionalisierter Kooperationsfor-

men zeigt, die einen geringeren Grad

der Bindung an den Kooperationspar-

tner aufweisen und so eine Auflösung

der Kooperation vereinfachen. Hin-

sichtlich der durch die Kooperation

verfolgten Ziele kann gezeigt werden,

dass diese nicht aus Gründen der Fi-

nanzierung, sondern vielmehr zwecks

Zugang zu Wissen, zu Kunden in

Märkten sowie als Reaktion auf sich

ändernde Rahmenbedingungen einge-

Die Kooperationsforschung untersucht in weiten Teilen große Nicht-Familienunternehmen.
Dies steht im Gegensatz zu der Tatsache, dass ein Großteil der Unternehmenskooperatio-
nen zwischen kleineren Unternehmen stattfindet.  Ein großer Teil der kleinen Unternehmen
ist den Familienunternehmen zuzurechnen. Vor diesem Hintergrund ist eine Untersuchung
des Kooperationsverhaltens von Familienunternehmen als zielführend anzusehen.

Kooperationsverhalten der Familienunternehmen
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gangen werden. Anschließend erfolg-

te eine modellbasierte Analyse unter

besonderer Berücksichtigung der

fami lienunternehmensspezifischen

Cha rakteristika. Als wesentliche Un -

tersuchungsschwerpunkte wurde auf

die Partnerwahl, die Partnerpräferenz

sowie auf die Institutionalisierung

von Kooperationen eingegangen.

Hinsichtlich der Partnerwahl wurde

analysiert, inwiefern die Präferenz für

die Nutzung informeller bzw. formel-

ler Verfahren der Partnerwahl durch

die charakteristischen Eigenschaften

von Familienunternehmen und den

daraus resultierenden Einfluss der Fa-

milie bestimmt wird. Im Ergebnis

wird gezeigt, dass die Entscheidung

der Partnerwahl durch die Einbindung

der Familie und durch die Präferenz

für die Nutzung persönlicher Kontak-

te bestimmt wird. Ergänzend konnte

festgestellt werden, dass sowohl der

Partnerstandort, die Größe des Part-

ners sowie das Kommunikationsver-

halten mitbestimmend für die Partner-

wahl sind. 

In der Literatur wird vielfach unter-

stellt, dass Familienunternehmen eine

Präferenz für die Kooperation mit an-

deren Familienunternehmen aufwei-

sen. Insgesamt wurde festgestellt,

dass zwei Drittel der befragten Fami-

lienunternehmen eine deutliche Präfe-

renz für Familienunternehmen als 

Kooperationspartner aufweisen. Es

wurde zudem untersucht, in welchem

Umfang diese Präferenz auf die Cha-

rakteristika von Familienunterneh-

men zurückzuführen ist. Es zeigt sich,

dass eine hohe Identität, eine starke

Einbindung der Familie, die Ge-

schäftsführung durch Familienmit-

glieder sowie die Anzahl der Anteils -

eigner einen positiven Einfluss auf die

Präferenz von Familienunternehmen

nehmen. Ebenso nimmt die Präferenz

mit steigendem Unternehmensalter

zu. Diese Ergebnisse stützen die

Grundannahme, dass die Partnerprä-

ferenz auf die familienunternehmens-

spezifischen Charakteristika zurück-

zuführen ist.

Auch für die Institutionalisierung

wurde untersucht, inwiefern diese

durch die familienunternehmensspe-

zifischen Charakteristika bestimmt

ist. Im Rahmen der Literaturstudie zu

den Einflussfaktoren einer solchen

Entscheidung wurde festgestellt, dass

ein wesentlicher Teil der Faktoren

stets durch unternehmensinterne Cha-

rakteristika bestimmt wird. Auf der

Ebene der familienunternehmensspe-

zifischen Faktoren konnten sowohl

für die Identität der Werte der Familie

und des Unternehmens, als auch für

die Einbindung der Familie in den

strategischen Entscheidungsprozess

signifikante Einflüsse nachgewiesen

werden. So geht mit einer starken

Identitätsausprägung eine hohe Risi-

koaversion einher, mit der Folge, dass

schwache Formen der Institutionali-

sierung bevorzugt werden. Dies ent-

spricht den identifizierten Zielen wie

der Langfristorientierung, die durch

eine Vermeidung von Risiko auch für

folgende Generationen aufrechterhal-

ten werden kann. Für eine starke Ein-

bindung der Familie in den Entschei-

dungsprozess wird hingegen ein posi-

tiver Zusammenhang nachgewiesen,

der auf eine verstärkte Nutzung for-

malisierter Kooperationsformen hin-

weist. Für das Vertrauen konnte eben-

falls ein hochsignifikanter Einfluss

gezeigt werden, der die bisherigen Er-

kenntnisse zur Bedeutung persön-

licher Kontakte in der Geschäftsfüh-

rung bestätigt. Auch kann gezeigt

werden, dass eine hohe Spezifität und

hohe Kooperationserfahrung zu stär-

ker institutionalisierten Formen der

Kooperation führen. Somit kann auch

für die Institutionalisierung nachge-

wiesen werden, dass diese durch die

familienunternehmensspezifischen

Charakteristika beeinflusst ist. 

Handlungsempfehlungen

Ü Julian Taape

( (0251) 83-2 28 98

* julian.taape@

ifg-muenster.de
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Eine vergleichende Analyse verschiedener Branchen

Einzelhändler gehen Kooperationen

ein, um durch einen gebündelten Ein-

kauf Synergieeffekte zu erzielen.

Allerdings ist zu beobachten, dass

zwischen den verschiedenen Bran-

chen des Einzelhandels deutliche

Unterschiede bezüglich der Koopera-

tionsmotive bestehen. Es wird ange-

nommen, dass diese Unterschiede

überwiegend struktur- sowie entwick-

lungshistorisch begründet sind und

ein Zusammenhang zwischen dem

aus dem Konzentrationsgrad des

Marktes resultierenden Wettbewerbs-

druck und der Kooperationsausprä-

gung besteht. Als zentrales Motiv

wurde in den drei Fallstudien zu den

unterschiedlichen Branchen die Erzie-

lung von Kostenvorteilen identifi-

ziert. Die Bedeutung des Zugangs zu

Handelsmarken und des Erwerbs

wettbewerbsrelevanten Wissens sind

zwar wichtige Aspekte, deren Rele-

vanz hängt jedoch vom konkreten

Einzelfall ab.

Im deutschen Einzelhandel werden Kooperationen immer wichtiger, um die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen zu sichern. In verschiedenen Segmenten stehen jedoch unter-
schiedliche Motive im Vordergrund. In ihrer Bachelorarbeit vergleicht Alina Pohl Motive für
Einkaufskooperationen im Lebensmittel-, im Textil- und im Elektronikeinzelhandel.

Motive von Einkaufskooperationen im Einzelhandel 

Akquisitionen auf dem Bankenmarkt

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Alina

Pohl verfasst.

Ü Isabel Gull

( (0251) 83-2 28 01

* isabel.gull@

ifg-muenster.de

Eine kritische Analyse der Ziele und Motive der Deutschen Bank AG

Carsten Wiltfang analysiert in seiner

Bachelorarbeit die Zielsetzung und

die Motive der Deutschen Bank AG

bei der Akquisition der Postbank AG.

Aus der Käuferperspektive hinterfragt

er die durch die Deutsche Bank pos -

tulierten Synergieeffekte, indem er

Jahresabschlussdaten analysiert. Er

kommt zu dem Schluss, dass eine

Syn ergiehebung vor allem durch Ska-

leneffekte im Retail Banking und in

den Vertriebsstrukturen stattfinden

konnte. Darüber hinaus können bei der

Kapitalbeschaffung durch die Emis-

sion von Anleihen und Contigent Con-

vertible Bonds sowie die Nutzung von

Verlustvorträgen und steuerlich ab-

zugsfähigen Zinsaufwendungen wei -

tere Motive für die genannte Trans -

aktion identifiziert werden –  die auch

auf eine Plattformstrategie des damali-

gen Managements deuten.

Die gebildeten und verwendeten

Kennzahlen lassen eine Synergiehe-

bung nicht in allen durch die Bank

kommunizierten Bereichen ersicht-

lich werden. Aufgrund dessen be-

schreibt Wiltfang in seiner Arbeit

ebenfalls den Effekt der Dyssynergien

bei einer Akquisition dieser Größen-

ordnung und vor allem bei der Inte-

gration der beiden Unternehmen. Dar-

über hinaus können persönliche Moti-

ve des Managements weder eindeutig

nachgewiesen, noch ausgeschlossen

werden. 

Die strategische Relevanz von M&A-Transaktionen geht bei Banken häufig über die bloße
Hebung von Synergien hinaus. Persönliche Managementmotive sollten nicht immer außer
Acht gelassen werden.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Carsten

Wiltfang verfasst.

Ü Susanne Guenther

( (0251) 83-2 28 00

* susanne.guenther@

ifg-muenster.de
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Herausforderungen und Potenziale der MaRisk 

Risikomanagement in primären und sekundären Genossenschaftsbanken

Infolge der Finanzkrise werden primäre und sekundäre Genossenschaftsbanken in teils
verschiedenen Bereichen und von unterschiedlicher Intensität von den MaRisk betroffen. 

Es werden in der Analyse Differenzen

der Potenziale und Herausforderun-

gen durch die MaRisk zwischen pri-

mären und sekundären Genossen-

schaftsbanken sichtbar. Bieten sowohl

die charakteristischen Öffnungsklau-

seln der MaRisk selbst, als auch die

Organisation der genossenschaft-

lichen FinanzGruppe als Unterstüt-

zung der Banken vor Ort Potenziale

für primäre Genossenschaftsbanken,

so bildet der generelle bankspezifi-

sche Umsetzungsaufwand so wie die

Implementierung der MaRisk eine er-

hebliche Herausforderung für diese

Gruppe von Banken. 

Sekundäre Genossenschaftsbanken

profitieren vor dem Hintergrund der

MaRisk auch von der genossenschaft-

lichen FinanzGruppe und deren Orga-

nisation, welche große Synergiepo-

tenziale eröffnen. Sie sehen sich je-

doch auch mit der entsprechenden

Komplexitäts- und Gruppensteuerung

sowie mit der besonderen Beachtung

aufgrund ihrer Systemrelevanz durch

die Bundesanstalt für Finanzdienst-

leistungsaufsicht konfrontiert.

Die Arbeit identifiziert als entschei-

denden Einflussfaktor auf das Aus-

maß der entsprechenden  Herausfor-

derungen und Potenzialfelder das

Können und das Wollen des jeweili-

gen Bankrisikomanagements.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Chris-

toph Kirchner  verfasst.

Genossenschaftsbanken der Zukunft 

Eine Analyse sozialer, technologischer und ökonomischer Trends

Genossenschaftsbanken werden von vielen Umweltentwicklungen erfasst und haben stra-
tegische Entscheidungen zu treffen. 

Sarah Ohse analysiert anhand der

Trends demographischer Wandel, Di-

gitalisierung und zunehmende Regu-

lierung die Implikationen für das stra-

tegische Management von Genossen-

schaftsbanken. Der demographische

Wandel verändert insb. das Nachfra-

geverhalten und regionale Strukturen.

Genossenschaftsbanken können hier-

bei ihrer Differenzierungsstrategie

treu bleiben, sollten sich jedoch auf

neue Zielkunden mit Produkten ein-

stellen und junge Kunden gewinnen.

Die Digitalisierung wirkt auf Genos-

senschaftsbanken insbesondere durch

neues Verhalten der Konsumenten

sowie einen stärkeren Wettbewerbs-

druck durch das Internet. Hierauf bil-

det die Multikanalstrategie – mit Fili-

al- und Internetkonzepten – die geeig-

nete strategische Option, um sich als

aktueller qualitativ hochwertiger Be-

gleiter des Kunden zu positionieren.

Die neuen regulatorischen Anforde-

rungen des Bankensektors erhöhen

die bankinternen Kosten und erfor-

dern eine möglichst effiziente und re-

gulierungskonforme Bankgeschäfts-

strategie. Hier müssen Genossen-

schaftsbanken sowohl institutsextern

auf den Ausbau des Kundenvertrau-

ens achten als auch institutsintern

Mitgliederinteressen, Aufwands-Er-

tragswirkungen und deren Wechsel-

wirkungen sowie dem jeweiligen

Zeit horizont Rechnung tragen. 

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Sarah

Ohse verfasst.

Ü Christian Golnik

( (0251) 83-2 28 97

* christian.golnik@

ifg-muenster.de

Ü Christian Golnik

( (0251) 83-2 28 97

* christian.golnik@

ifg-muenster.de



Der Schwerpunkt der Arbeit lag auf

den Erfahrungen mit dem individuel-

len Effizienzvergleich als Teilkompo-

nente der Anreizregulierung der Ver-

teilnetzbetreiber. Anhand der Krite-

rien Effektivität und Effizienz wurde

die Ausgestaltung des Regulierungs-

regimes in den theoretischen Kontext

eingeordnet und beurteilt. Dazu wur-

den Stellungnahmen, Gutachten und

wissenschaftliche Aufsätze herange-

zogen. 

Die Arbeit kommt zu dem Ergebnis,

dass es bisher sehr wenige gesicherte

Erkenntnisse über die tatsächliche

Wirkung der Regulierung gibt. Auf

theoretischer Ebene ist die Anreizre-

gulierung mittels des Effizienzver-

gleichs in der Lage, die Netzbetreiber

der stärksten realistischen Einspa-

rungsvorgabe auszusetzen und darü-

ber hinaus Anreize zur Kosteneinspa-

rung zu geben. In der praktischen

Umsetzung des Effizienzvergleichs

zeigt sich allerdings eine Gegenläu-

figkeit von Effektivität und Effizienz

der Regulierung. Nicht alle Anreize

sind optimal, noch kann der optimale

Weg für die angestrebten Anreize ge-

funden werden. Infolgedessen steigt

die Bedeutung einer kontinuierlichen

Evaluierung der Regulierung. 

Kapazitätssicherung in der Stromerzeugung

Aktuelle Entwicklungen auf dem Strommarkt, wie die zunehmende Stromerzeugung unter
Verwendung erneuerbarer Energien, können sich entscheidend auf die Stromversorgungs-
sicherheit auswirken. Dezentrale Leistungsverpflichtungssysteme bieten eine Möglichkeit
dieser Herausforderung zu begegnen.

Der Anteil der Stromerzeugung unter

Verwendung regenerativer, oftmals

dargebotsabhängiger Energieträger

hat in den vergangenen Jahren dras-

tisch zugenommen. Vor diesem

Hintergrund stellt sich zunehmend die

Frage, ob ein wettbewerblich organi-

sierter Markt genügend Anreize für

die Vorhaltung von Stromerzeugungs-

kapazitäten bietet, um eine hinrei-

chende Versorgungssicherheit zu ge-

währleisten. Um einer Unterinvesti-

tion in Erzeugungskapazitäten ent-

gegenzuwirken, die z. B. in Situatio-

nen mit geringer Einspeisung aus er-

neuerbaren Energien die Stromver -

sorgung sicherstellen, ist der Einsatz

von Kapazitätsmechanismen denkbar.

Durch die Vergütung der Kapazitäts-

vorhaltung, ermöglichen Kapazitäts-

mechanismen den Kraftwerksbetrei-

bern neben den Strommarkterlö sen

zusätzliche Einnahmen. In seiner Ar-

beit betrachtet Hannes Schu macher

dezentrale Kapazitätsmechanismen,

in denen bestimmte Marktakteure zur

Vorhaltung einer, von ihrem jeweili-

gen Stromverbrauch abhängigen Ka-

pazitätsmenge verpflichtet werden.

Dabei wird ein Analyseschema entwi-

ckelt, das auf den französischen de-

zentralen Kapazitätsmechanismus an-

gewendet wird und unter anderem

Aufschluss über dessen Effektivität

und Effizienz bietet.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Hannes

Schumacher verfasst.

Eine kriteriengestützte Analyse dezentraler Leistungsverpflichtungssysteme

Die erste Regulierungsperiode der Anreizregulierung der Strom-

netzbetreiber

Am 31.12.2013 ist die erste Regulierungsperiode der Anreizregulierung der Stromnetzbe-
treiber ausgelaufen. Zum Ende des Jahres 2014 wurde durch die Bundesnetzagentur ein
Evaluationsbericht vorgelegt. Zeitgleich hierzu hat sich Michael Ruchte in seiner Arbeit mit
den Entwicklungen und Erfahrungen aus der ersten Regulierungsperiode beschäftigt.

Erfahrungen, Entwicklungen, Ausblick

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Michael

Ruchte verfasst. 
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Ü Christina Cappenberg

( (0251) 83-2 28 92

* christina.cappenberg@

ifg-muenster.de

Ü Silvia Poppen

( (0251) 83-2 28 94

* silvia.poppen@

ifg-muenster.de



IfG intern | Bachelor-/Masterarbeiten

www.ifg-muenster.de 1-2015 13

Auf Basis der Anlagenstammdaten,

die Informationen über alle in

Deutschland installierten Erneuerbare

Energien-Anlagen bereitstellen, lässt

sich eine detaillierte Struktur des An-

lagenparks erstellen. Dieses betrifft

insbesondere die Inbetriebnahme, das

zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme

gültige Förderungsregime und die

Größe und die Art der Anlage. Mit

Hilfe dieser Daten erarbeitet Daniel

Becker eine detaillierte Strukturie-

rung der bestehenden EE-Anlagen

und der Struktur der Zahlungen aus

den einzelnen Förderregimen.

Auf Basis dieser Analyse ist es ihm

möglich die bereits fest zugesagten

Zahlungen, die aus den bestehenden

Anlagen in der Zukunft in einem Ba-

sisszenario abgeleitet werden, zu pro-

gnostizieren. Hierauf baut er anschlie-

ßend zwei weitere Szenarien auf, die

aus den Ausbauzielen zum Ausbau

der Stromerzeugung aus erneuerbaren

Energien abgeleitet werden. Damit

sind auch neue in der Zukunft entste-

hende Anlagen – unter der Annahme

eines unveränderten Förderregimes –

in die Prognose integriert, so dass re-

alistische Abschätzungen über die in

Zukunft notwendigen Zahlungen ent-

stehen.

Struktur und Prognose der EEG-Zahlungen

Eine Analyse auf Basis der Anlagenstammdaten
Die aus der EEG-Umlage resultierenden Zahlungen machen einen wachsenden Anteil der
Stromrechnungen aus. Deshalb ist es wichtig die Struktur dieser Zahlungen zu kennen und
daraus die Höhe der zukünftigen Belastungen durch das EEG herzuleiten.

Die herausfordernde Operationalisierung von Transaktionskosten

Eine Bestandsaufnahme der diskutierten Ansätze in der Literatur

Mithilfe des Transaktionskostenansatzes wird versucht, Aussagen bezüglich der Optima-
lität von Organisationsentscheidungen zu treffen. Diese Aussagen werden in der Literatur
mitunter dahingehend kritisiert, dass die zugrundeliegenden Hypothesen nicht für eine for-
male Überprüfung geeignet sind.

i Information
Die Bachelorarbeit wurde von Daniel

Becker verfasst. 

Der Grund hierfür liegt im Wesent-

lichen darin, dass die zentrale Größe

„Transaktionskosten“ im Zuge der

Operationalisierung nicht in geeigne-

ter Form messbar gemacht wird. Vor

diesem Hintergrund nimmt Alexander

Hummelt eine Bestandsaufnahme der

bisher in der Literatur diskutierten

Ansätze zur Operationalisierung von

Transaktionskosten vor. Dies sind im

Rahmen der statischen Sichtweise der

Ansatz nach Coase, der Governance-

Ansatz und der Messkosten-Ansatz.

Zusätzlich wird auch noch ein Ansatz

berücksichtigt, der der dynamischen

Sichtweise Rechnung trägt. Im Laufe

der Arbeit gelangt Herr Hummelt zu

dem Ergebnis, dass es einen negativen

Zusammenhang zwischen der Eig-

nung der Operationalisierung und

dem Geltungsbereich gibt: Ansätze,

die eine umfassende, allgemeingülti-

ge Erklärung für beobachtbare Orga-

nisationsformen liefern, verfügen

nicht über eine geeignete Operationa-

lisierung; Ansätze, die nur auf einen

eingeschränkten Geltungsbereich ab-

zielen, hingegen schon. In der Folge

ist der absolute Anspruch auf formale

Überprüfbarkeit des Transaktionskos-

tenansatzes nicht haltbar.

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Alexan-

der Hummelt verfasst.

Ü Eric Meyer

( (0251) 83-2 28 01

* teric.meyer@

ifg-muenster.de

Ü Jochen Wicher

( (0251) 83-2 28 01

* jochen.wicher@

ifg-muenster.de
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Allerdings sind F&E-Kooperationen

mit Risiken verbunden, da hierbei u.a.

unternehmensspezifisches Wissen

ausgetauscht wird. Kimberly Koch

analysiert in ihrer Arbeit die Proble-

me, die in F&E-Kooperationen auf-

treten können und stellt mit der Ad-

versen Selektion, dem Moral Hazard

sowie dem Hold-Up, die drei Organi-

sationsprobleme der Prinzipal-Agen-

ten-Theorie heraus. Anschließend

werden Lösungsmöglichkeiten darge-

stellt, mit denen sich diese Probleme

bewältigen lassen, wobei der Fokus

auf der Lösung durch Vertrauen liegt.

Kimberly Koch zeigt, dass Vertrauen

zu einer Förderung der Zusammenar-

beit in F&E-Kooperationen führen

kann. Gleichzeitig betont sie, dass

Vertrauen ebenfalls mit Risiken ver-

bunden ist. So braucht der Aufbau von

Vertrauen zwischen den Partnern Zeit.

Diese soll allerdings bei F&E-Koope-

rationen minimiert werden, um die

Entwicklung in kurzer Zeit voranzu-

treiben. Kimberly Koch kommt zu

dem Ergebnis, dass Vertrauen alterna-

tive Lösungsmöglichkeiten, wie das

Signaling oder die Vertragsausgestal-

tung unterstützen kann um eine er-

folgreiche F&E-Kooperation zu füh-

ren. Diese Erkenntnis wird ebenfalls

durch die Analyse eines Fallbeispiels

untermauert.

Die Europäische Bankenunion und die ungeklärte Finalität Europas

Die Europäische Finanz- und Wirtschaftskrise hat sowohl Lücken bei der Integration der
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion als auch institutionelle Schwächen in der
Architektur der EU offenbart. Die Aufsichtsstrukturen haben sich aufgrund der stark ver-
flochtenen europäischen Finanzmärkte als nicht mehr zeitgemäß erwiesen.

Auch wenn die europäische Integra-

tion eine historisch gesehen erstmalig

lang anhaltende Erfolgsgeschichte ist,

wird heute hauptsächlich von der

Krise der EU gesprochen und an Stel-

le von weiterer Integration vergrößern

sich eher die Unterschiede. Dabei war

die europäische Integration schon

immer von vielen unterschiedlichen

Einflussfaktoren geprägt, die es im

Zusammenhang mit einer fehlenden

rechtlichen Zielsetzung der Finalität

der EU sehr schwierig machen, die

weitere Entwicklung der EU vorher -

zusagen. Aus diesem Grund basiert

die Analyse der Zusammenhänge zwi-

schen Europäischer Bankenunion und

der Finalität der EU auf potenziellen

Zukunftsszenarien. Stephanie Düker

konnte in ihrer Arbeit sowohl einen

Einfluss der vermeintlichen weiteren

Entwicklung der EU auf die Europäi-

sche Bankenunion nachweisen als

auch darlegen, dass die Europäische

Bankenunion ihrerseits auch das Po-

tenzial hat, die Finalität der EU zu be-

einflussen. Darüber hinaus konnte

aufgezeigt werden, dass die europäi-

sche Integrationsgeschichte zweifels -

ohne Einfluss auf die Entstehung und

derzeitige Ausgestaltung der Banken -

union hatte.

i Information

Die Masterarbeit wurde von Stephanie

Düker  verfasst.

Eine ökonomisch-politische Analyse der Zusammenhänge

Bedeutung von Vertrauen in F&E-Kooperationen

Schnelle technische Veränderungen und der dynamische Wandel des verfügbaren Wis-
sens wirken sich auf die Forschung & Entwicklung von Unternehmen aus. Dies ist einer der
Gründe warum Unternehmen zunehmend F&E-Kooperationen eingehen.

Eine Analyse anhand der Prinzipal-Agenten-Theorie

i Information

Die Bachelorarbeit wurde von Kimberly

Koch verfasst. 

Ü Sandra Swoboda

( (0251) 83-2 28 96

* sandra.swoboda@

ifg-muenster.de

Ü Andreas Schenkel

( (0251) 83-2 29 95

* andreas.schenkel@

ifg-muenster.de



Beratungsqualität im Privatkundensegment genossenschaftlicher

Primärbanken vor dem Hintergrund der Digitalisierung zentraler

Vertriebsaktivitäten

Eine theoriebasierte empirische Analyse für den deutschen Raum unter 
besonderer Berücksichtigung der Interaktion zwischen Bank, Berater und

Kunde im Bereich der Anlageberatung

Sowohl im Rahmen des akademischen Diskurses als auch in der bankbetriebswirtschaft-
lichen Praxis hat das Thema Beratungsqualität in den letzten Jahren stark an Bedeutung
gewonnen. In wissenschaftlichen Fachzeitschriften sind entsprechende Diskussionen unter
dem Begriff Financial Advice geführt worden und in der Praxis hat beispielsweise der
Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) ein verbundwei-
tes Großprojekt namens Beratungsqualität aufgelegt. Zudem werden in der Politik ein-
schlägige Debatten zum Thema geführt – insbesondere mit Bezug zum Verbraucherschutz.
Mit diesem Forschungsvorhaben soll ein neuer Beitrag zum Themengebiet geleistet wer-
den, der sowohl die wissenschaftliche Diskussion ergänzt als auch wichtige Erkenntnisse
für die strategische Positionierung von genossenschaftlichen Primärbanken im Privatkun-
densegment liefert.
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Von der globalen Finanzkrise im Jahr

2008 sind auch einige Privatkunden

deutscher Banken direkt betroffen ge-

wesen. Insbesondere im Kontext der

Insolvenz der US-amerikanischen In-

vestmentbank Lehman Brothers ist es

zur unmittelbaren Schädigung von

Anlegern in Deutschland gekommen,

die beispielsweise Zertifikate dieses

Emittenten über ihre Hausbank er-

worben hatten. Einige betroffene

Kunden haben daraufhin juristische

Schritte gegen ihre heimischen Kre-

ditinstitute wegen fehlerhafter Bera-

tung eingeleitet. Dieser Umstand hat

nicht zuletzt auch den politischen Ak-

teuren nochmals vor Augen geführt,

dass die Anlageberatung in Banken

eine in weiten Teilen auf Kundenver-

trauen basierende Finanzdienstleis-

tung ist. Aufgrund ihrer Komplexität

ist sie dabei grundsätzlich anfällig für

Fehler und daher mit einem erheb-

lichen Schadenspotenzial verbunden.

Diese Gegebenheiten haben den Ge-

setzgeber in der Folge dazu veran-

lasst, die Annahme einer effizienten

Marktlösung in diesem Bereich auf-

zugeben und demgemäß einige wirt-

schaftspolitische Eingriffe zum kol-

lektiven Schutz des Verbrauchers vor-

zunehmen. Anfang 2010 führte der

Gesetzgeber zunächst die Pflicht für

Banken ein, über jede Anlageberatung

bei Privatkunden ein schriftliches

Protokoll zu erstellen; Ende 2012 trat

zudem die gesetzliche Grundlage für

das zentral geführte Mitarbeiter- und

Beschwerderegister der Bundesan-

stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

(BaFin) in Kraft. Im Mittelpunkt steht

dabei immer die Frage nach der Bera-

tungsqualität beziehungsweise deren

Sicherstellung.

Neben den seit der Finanzkrise in vie-

len Bereichen zunehmenden Regulie-

rungsvorschriften gibt es aber noch

weitere Faktoren, die derzeit finan-

ziellen Druck auf die Ergebnisse der

Banken ausüben. Neben der auf die

Margen drückenden Niedrigzinspoli-

tik der Europäischen Zentralbank

(EZB) sind hier der globalisierungs-

bedingte intensive Wettbewerb zwi-

schen den Instituten um die Gunst der

Kunden sowie die Digitalisierung der

Branche und der damit verbundene

erhöhte Investitionsbedarf zu nennen.

Der Verkaufsdruck erhöht sich vie-

lerorts und macht gerade auch im Re-

Forschungsprojekte
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tailbanking-Bereich den Einsatz einer

zielgerichteten IT-gestützten Ver-

triebssteuerung notwendig, die durch

ein flexibles Controlling einerseits

sowie ein intelligentes Customer-Re-

lationship-Management (CRM) ande-

rerseits versucht, auch langfristig po-

sitive Deckungsbeiträge in jedem

Kundensegment sicherzustellen. Ins-

besondere auch vor diesem Hinter-

grund wird die Aktualität und Trag-

weite des Themas Beratungsqualität

deutlich. 

Die ökonomische Theorie liefert pri-

mär über verschiedene Modellansätze

im Rahmen der Prinzipal-Agenten-

Problematik einen Zugang zu diesem

Gebiet. So lässt sich das branchenty-

pische Verhältnis zwischen Bank, Be-

rater und Kunde als komplexe Prinzi-

pal-Agenten-Beziehung interpretie-

ren, in der zunächst die Bank (Prinzi-

pal) dem Berater (Agent) durch eine

feste Kundenzuordnung den Auftrag

zur Betreuung des Kunden erteilt. Des

Weiteren erteilt aber auch der Kunde

(Prinzipal) dem Berater (Agent) ein

entsprechendes Mandat, indem er

dessen Leistungen fortwährend über

den Markt nachfragt. Diese Konstel-

lation scheint den Berater wiederum

in eine Art „Doppelagentenrolle“ zu

rücken, was gewisse Potenziale für

Interessenkonflikte in sich birgt. Der

zentrale Aspekt an dieser Stelle ist, ob

(und wenn ja wie) der Berater gleich-

zeitig im Interesse von Bank und

Kunde agieren kann.

In diesem Kontext wird – vor allem

seitens der Verbraucherschützer – ge-

rade auch das traditionell weit ver-

breitete Modell der provisionsbasier-

ten Beratung immer wieder in Frage

gestellt. Aber die Honorarberatung als

mögliche Alternative bietet eigene

Potenziale für Fehlberatungen. Zwar

würden sich die Anreizstrukturen auf

Seiten der Berater durch einen derar-

tigen Systemwechsel verändern, aber

eine Beratungssituation ohne jeden

Fehlanreiz vermag auch sie nicht zu

generieren. Die Politik versucht den-

noch die Honorarberatung zu etablie-

ren. Um für die Kunden zumindest

eine Auswahlmöglichkeit am Markt

zu schaffen, gilt seit Mitte 2014 das

neue Honoraranlageberatungsgesetz.

Von Bedeutung in puncto Beratungs-

qualität ist jedoch vielmehr die insti-

tutionelle Organisationsstruktur der

betrachteten Bank. Während bei-

spielsweise bei börsennotierten Groß-

banken gewisse Interessenkonflikte

und Fehlanreize hinsichtlich der ange-

botenen Beratungsleistungen auf-

grund einer strikten Orientierung am

ShareholderValue noch durchaus

plau sibel erscheinen, ist vor allem bei

Genossenschaftsbanken – bedingt

durch ihre besondere Governance-

Struktur – ein intrinsisches Potenzial

für die Abschwächung dieser Proble-

matik zu erkennen. Zu beachten ist

hier, dass Kunden sehr häufig auch

Mitglieder und damit Eigentümer

ihrer Bank sind und demgemäß eine

besondere Kontrollmöglichkeit über

die geleisteten Beratungstätigkeiten

besteht.

Auch wenn grundsätzlich alle Banken

einen gewissen Gewinnbedarf zur

Existenzsicherung anmelden müssen,

so stellt die rechtlich verankerte

Orientierung von Genossenschafts-

banken am MemberValue dennoch

ein Alleinstellungsmerkmal bezogen

auf den primären Geschäftszweck dar,

was der Kommunikation von Bera-

tungsqualität am Markt eine besonde-

re Glaubwürdigkeit verleihen kann.

Die zentralen Eigenschaften einer ge-

nossenschaftlichen Mitgliedschaft –

allen voran das Konstrukt einer Perso-

nalunion aus Kunde und Eigentümer

– offenbaren das Potenzial von Ge-

nossenschaftsbanken, beim Thema

Beratungsqualität gegenüber anderen

Akteuren am Markt einen Wettbe-

werbsvorteil zu haben.

In diesem Forschungsprojekt wird

daher der Frage nachgegangen, inwie-

weit die Governance-Struktur von

Genossenschaftsbanken beziehungs-

weise ihre Orientierung am Member-

Value-Prinzip einen positiven Ein-

fluss auf die Beratungsqualität neh-

men kann und welche Rolle die Aus-

gestaltung der Vertriebssteuerung

sowie die zunehmende Digitalisie-

rung zentraler Vertriebsaktivitäten in

diesem Umfeld spielen. 

Die Forschungsfrage wird mit Bezug

zum Privatkundensegment genossen-

schaftlicher Primärbanken beleuchtet,

da gerade in diesem Segment der

Trend zur Digitalisierung der Ver-

triebsaktivitäten viele Veränderungen

hervorgerufen hat, die sich einerseits

auf die Erwartungen der Kunden und

andererseits auf die bankinterne Steu-

erung der Vertriebsprozesse beziehen.

Ziel ist die Anfertigung einer theorie-

basierten empirischen Analyse unter

besonderer Berücksichtigung der

(Doppel-)Rolle des Kundenberaters

im Bereich der Anlageberatung.

Ü Jan Henrik Schröder

( (0251) 83-2 28 97

* jan-henrik.schroeder@

ifg-muenster.de



Die Anlageklasse Private Equity hat

sich in den letzten 35 Jahren zu einem

festen Bestandteil des Investitions-

portfolios von großen institutionellen

Investoren wie Versicherungen, Pen-

sionsfonds und Banken entwickelt.

Im Zeitraum von 1980 bis 2004 ist

das den Private Equity-Fonds welt-

weit zugewiesene Kapital von fünf

Milliarden auf 300 Milliarden US-

Dollar gestiegen. Besonders in der

momentanen Phase niedriger Zinsen

spielt Private Equity eine zunehmend

wichtigere Rolle in der Anlagestrate-

gie von Investoren, da diese versu-

chen, ihre Renditeversprechungen

gegenüber ihren Anlegern zu erfüllen.

Auch für die Unternehmen spielt

diese Form der Unternehmensfinan-

zierung sowohl als Venture Capital in

der Frühfinanzierung als auch als

Buyout Capital eine immer wichtige-

re Rolle. Neben der Finanzierung

unterstützen die Private Equity-Ge-

sellschaften ihre Portfoliofirmen auch

durch ihren Managementinput. In der

Öffentlichkeit wird dabei die Verein-

barkeit der langfristigen Entwicklung

der Portfoliofirmen und das Interesse

der Investoren an der kurzfristigen

Zielrendite kontrovers diskutiert. 

Nach den USA ist Europa der zweit-

wichtigste Markt für Private Equity.

Jedoch ist dieser Markt in Europa sehr

unterschiedlich ausgebildet. Während

beispielsweise 2014 im Vereinigten

Königreich der Anteil von Private

Equity-Investitionen am BIP 0,72 %

betrug, lag dieser in Frankreich nur

bei 0,42 %, in Deutschland und in Ita-

lien sogar nur bei 0,2 % bzw. 0,04 %.

Gründe für diese Differenzen liegen

unter anderem in den unterschied-

lichen rechtlichen und steuerlichen

Rahmenbedingungen, der wirtschaft-

lichen Entwicklung sowie der Ausge-

staltung der Finanzmärkte. Auch

wenn die Unterschiede in der europä-

ischen Private Equity-Aktivität noch

substantiell sind, haben sich diese in

den vergangenen Jahren, auch durch

die europäische Integration, verrin-

gert.

Im Rahmen des Promotionsvorhabens

soll deshalb umfassend analysiert

werden, inwieweit die Fragmentie-

rung des europäischen Privaten Equi-

ty-Markts noch vorhanden ist oder ob

sich dieser zu einem einheitlichen

Markt entwickelt. Dazu sollen einfüh-

rend die relevanten länderspezifi-

schen Unterschiede ausgearbeitet

werden und eine deskriptive Untersu-

chung der Private Equity-Investitio-

nen und ihrer Entwicklung erfolgen.

Der empirische Teil der Arbeit basiert

zum einen auf der Untersuchung, ob

die Einführung des Euros, welche mit

einer Verringerung der Transaktions-

kosten verbunden ist, und die wirt-

schaftliche Integration Europas zu

einem Anstieg der grenzüberschrei-

tenden Investitionen geführt haben.

Dabei soll unter anderem auch geklärt

werden, welchen Einfluss die Kon-

vergenz der Wirtschaftszyklen in Eu-

ropa hat und ob Private Equity-Inves-

titionen stärker sektor- als länder-

orientiert geworden sind. Zum ande-

ren soll die Integration anhand ver-

schiedener Maße, welche zur Unter-

suchung der Integration anderer Be-

reiche des europäischen Finanzmark-

tes, beispielsweise des Aktienmarktes,

herangezogen werden, untersucht

werden. Dazu soll die Konvergenz eu-

ropäischer Private Equity-Investitio-

nen anhand von Konvergenzindikato-

ren aus der Wachstumsliteratur unter-

sucht werden. Zudem soll durch eine

Kointegrationsanalyse der Investitio-

nen in den europäischen Ländern ein

weiteres Maß der „Integrationsanaly-

se“ herangezogen werden. 
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Die Integration des europäischen Private Equity-Marktes 

Eine empirische Untersuchung 

Ausgehend von den USA hat sich das Geschäftsmodell von Private Equity-Gesellschaften
in der restlichen Welt verbreitet. Europa ist dabei zum zweitwichtigsten Markt nach den
USA geworden. Auch wenn die nationalen Private Equity-Märkte in Europa teilweise noch
sehr unterschiedlich ausgeprägt sind, sind diese durch die ökonomische Integration Euro-
pas und die Einführung der gemeinsamen Währung weiter zusammengewachsen. 
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Berichte aus der Lehre
Regulierung der Telekommunikationsmärkte

Aktuelle Entwicklungen aus Sicht der Deutschen Telekom AG

Im Rahmen der Mastervorlesung Regulierungsökonomik hielt Dr. Andreas Westermeier,
Referent der Deutschen Telekom AG, Group Public & Regulatory Affairs, im Wintersemes-
ter einen Vortrag über aktuelle Entwicklungen der Telekommunikationsregulierung.

Die Regulierung der Telekommunika-

tionsmärkte wird durch vielfältige

Veränderungen, wie z. B. der zuneh-

menden Digitalisierung, höheren Ka-

pazitätsanforderungen und sich verän-

dernden Marktstrukturen herausge-

fordert. So stellt sich im Zuge der zu-

nehmenden Konvergenz der Telekom-

munikationsmärkte die Frage, ob die

Definition der zu regulierenden Märk-

te bzw. die Regulierungsintensität

überdacht werden muss. Globale

Internetunternehmen bieten verstärkt

Telekommunikationsdienstleistungen

an. Von Kunden können beispiels-

weise SMS durch Textnachrichten

über verschiedene Internetplattformen

wie z. B. WhatsApp substituiert wer-

den. Damit verstärken diese Internet-

unternehmen den Wettbewerbsdruck,

dem die Anbieter von Telekommuni-

kationsdienstleistungen ausgesetzt

sind.

Dies ist eine der Entwicklungen des

Telekommunikationsmarktes, die An -

dreas Westermeier im Rahmen seines

Gastvortrages in der Master-Vorle-

sung Regulierungsökonomik vorstell-

te. Als reguliertes Telekommunika-

tionsunternehmen steht die Deutsche

Telekom AG in den Wettbewerbsbe-

reichen der Wertschöpfungskette in

zunehmendem Wettbewerb mit global

agierenden Telekommunikations-

unternehmen sowie Internetunterneh-

men, die Telekommunikationsdienst-

leistungen anbieten. Auf den gesättig-

ten Wettbewerbsmärkten stellen sich

zudem niedrige Endkundenpreise ein.

Die Bundesregierung hat sich das Ziel

einer flächendeckenden Breitbandver-

sorgung mit mindestens 50 Mbit/s bis

2018 gesetzt. Dabei zeigte Wester-

meier auf, dass die Investitionskosten

des Breitbandausbaus in Form eines

Glasfaservollausbaus deutlich die

eines Ausbaus unter Verwendung

unterschiedlicher Technologien über-

steigen. Die Pro-Kopf-Investitionen

im Bereich der Telekommunikation

liegen in der EU deutlich unter denen

des US-amerikanischen und des asia-

tischen Raums. Der europäische

Markt zeichnet sich allerdings durch

geringere Umsatzerlöse der Telekom-

munikationsunternehmen aus.

Westermeier stellte darüber hinaus

ausgewählte regulierungstheoretische

Ansätze in Verbindung mit aktuellen

Entwicklungen in der Telekommuni-

kationsbranche vor. So verlangsamen

beispielsweise Frequenzversteigerun-

gen entgegen der Annahmen der Re-

gulierungstheorie aufgrund hoher

Auktionskosten den Ausbau der mo-

bilen Breitbandnetze. Regulierungs-

theoretische Konzepte, wie beispiels-

weise die Investitionsleiter, sollten

unter Berücksichtigung der aktuellen

Entwicklungen überdacht werden.

Den Studierenden wurde die Mög-

lichkeit gegeben Fragen zu stellen.

Dabei zeigte sich das deutliche Inter-

esse der Studierenden an der aktuellen

Diskussion der Netzneutralität sowie

der Konvergenz der Telekommunika-

tionsmärkte. 

Ü Sillvia Poppen

( (0251) 83-2 28 94

* silvia.poppen@

ifg-muenster.de

Dr. Andreas Westermeier, 
Deutsche Telekom AG
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Die klassische Stromerzeugung ver-

liert für Energieversorger zunehmend

an Attraktivität. Der Bundesverband

der Energie- und Wasserwirtschaft

stellt in einer Ende 2014 durchgeführ-

te Umfrage unter Geschäftsführern

von Energieversorgern fest, dass die

Stromerzeugung auf Basis fossiler

Brennstoffe sich in 69 % der Fälle ne-

gativ auf das Geschäftsergebnis aus-

gewirkt hat. Während sich die Strom -

erzeugung unter Verwendung regene-

rativer Energieträger positiv entwi-

ckelt, stellt sich somit zunehmend die

Frage, ob der Markt genügend Anrei-

ze für die Vorhaltung von Stromerzeu-

gungskapazitäten bietet, die in Situa-

tionen mit geringer Einspeisung aus

erneuerbaren Energien die Stromver-

sorgung sicherstellen. Gleichzeitig

entwickelt sich aufgrund steigender

regenerativer Stromerzeugung im

Norden und veränderter Erzeugungs-

und Verbrauchsstrukturen im Süden

eine verstärkt lastferne Erzeugungs-

landschaft. 

Prof. Dr. Henning Rentz ging im Rah-

men seines Gastvortrages in der Mas-

ter-Vorlesung Regulierungsökonomik

unter anderem auf diese aktuelle Ent-

wicklung des Elektrizitätsmarktes ein.

Am Beispiel der Photovoltaik-Ein-

speisung veranschaulichte Rentz die

drastischen Auswirkungen für die

konventionelle Stromerzeugung. In

der Vergangenheit wurden Lastspit-

zen mit hoher Stromnachfrage, die

vor allem in den Mittagsstunden auf-

traten, insbesondere durch Gaskraft-

werke bedient. Dabei werden Gas-

kraftwerke aufgrund ihrer vergleichs-

weise hohen Grenzkosten in der

Strom erzeugung in der Regel für den

Ausgleich der Lastspitzen, nicht für

die Grundlast, eingesetzt. Die massive

Stromeinspeisung aus Photovoltaik-

anlagen deckt nun die Lastspitzen, die

zuvor von Gaskraftwerken bedient

wurden. In der Folge werden die Er-

zeugungskapazitäten der Gaskraft-

werke aufgrund des fehlenden Einsat-

zes in der Stromerzeugung zuneh-

mend stillgelegt.

Eine Herausforderung für internatio-

nal tätige Energieversorgungsunter-

nehmen sind die national unterschied-

lichen wirtschaftspolitischen Ansätze

und Maßnahmen, die den Energiesek-

tor betreffen. So unterscheiden sich

die Regulierungswelten in der EU

aufgrund unterschiedlicher Regulie-

rungsphilosophien maßgeblich. Wäh-

rend beispielsweise in Großbritannien

ein vollständiges Ownership-Un-

bundling der Stromerzeugung von

den Stromnetzen vollzogen wurde,

wird in Deutschland von einem Groß-

teil der betroffenen Unternehmen die

bestehende Ausnahmeregelung ge-

nutzt. Gerade in Bezug auf die oben

dargestellte Problematik der notwen-

digen Kapazitätsvorhaltung, werden

national deutlich unterschiedliche An-

sätze verfolgt. Rentz betonte weiter

die Bedeutung einer konsistenten Re-

gulierung, da insbesondere ein regula-

torischer Raubüberfall deutliche Aus-

wirkungen auf die Investitionsbereit-

schaft der Energieunternehmen hat.

Den Zuhörern wurde die Möglichkeit

geboten Fragen zu aktuellen Entwick-

lungen und den dargestellten Heraus-

forderungen zu stellen. Die Studieren-

den beteiligten sich mit interessanten

Fragen, die den gelungenen Praxis-

vortrag abrundeten.

Regulierung des Elektrizitätssektors

Aktuelle Entwicklungen der Energiewirtschaft

Im Rahmen der Mastervorlesung Regulierungsökonomik hielt Prof. Dr. Henning Rentz, Lei-
ter des Führungskräftemanagements der RWE AG, im vergangenen Wintersemester einen
Vortrag über aktuelle Entwicklungen der Regulierung in der Energiewirtschaft.

Prof. Dr. Henning Rentz,
RWE AG

Ü Sillvia Poppen

( (0251) 83-2 28 94

* silvia.poppen@

ifg-muenster.de
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Bevor Marc Barrantes im Hauptteil

seines Vortrages auf die Inhalte und

Anforderungen an die Due Diligence

eingegangen ist, stellte er anfangs die

momentane Situation des M&A-

Marktes dar. Anhand des EY Capital

Confidence Barometer zeigte Marc

Barrantes auf, dass Anzeichen einer

verbesserten Stimmung auf den

M&A-Markt zu erkennen sind und

Transaktionen wieder vermehrt in den

Fokus der Unternehmen rücken. Be-

sonders interessant ist zu beobachten,

dass im Rahmen der M&A-Strategie

der Unternehmen verstärkt Effizienz-

verbesserungen sowie die Erschlie-

ßung neuer geographischer Märkte

stehen. 

Im zweiten Teil seines Vortrages stell-

te Marc Barrantes die außerordentli-

che Bedeutung der Due Diligence für

einen erfolgreichen M&A-Prozess

dar. Insbesondere für eine angemesse-

ne Unternehmensbewertung sowie

eine qualifizierte Transaktionsent-

scheidung ist eine gründliche Due Di-

ligence erforderlich. Die Komplexität

des Prozesses spiegelt sich in den ver-

schieden Arten der Due Diligence wie

z. B. der Financial Due Diligence, der

Tax Due Diligence oder der Organisa-

tional Due Diligence wider, welche

den Einsatz qualifizierter Spezialisten

notwendig macht. Die erfolgreiche

Zusammenführung der Erkenntnisse

der einzelnen Bereiche und die Ein-

bettung dieser in den M&A-Prozess

bedingt eine intensive Kommunika-

tion der beteiligten Akteure und ist es-

sentiell für eine erfolgreiche Gestal-

tung der Transaktion. 

Die Relevanz der theoretischen Er-

kenntnisse über die Due Diligence für

die Praxis stellte Barrantes durch ein

Praxisbeispiel eines Exit-Prozesses

einer Private-Equity-Gesellschaft her-

aus. Er verdeutlichte dabei die beson-

dere Relevanz des in der Vorlesung

dargestellten Grundmusters des Due

Diligence-Prozesses, in der Transak-

tionsberatung, wenngleich die Be-

sonderheiten einer jeden einzelnen

Transaktionen eine differenzierte Fo-

kussierungen auf Teilbereiche und

eine Anpassung des Due Diligence-

Prozesses erforderlichen machen.

Zudem wurde beispielhaft aufgezeigt,

welche Themenfelder in den verschie-

den Due Diligencen-Bereichen ange-

sprochen und analysiert werden müs-

sen. 

Der interessante Vortrag von Marc-

Barrantes knüpfte sehr gut an die in

der  Vorlesung besprochenen Inhalte

an und konnte diese durch seine Pra-

xisausführungen weiter vertiefen. Der

Erfolg dieser Veranstaltung spiegelte

sich auch in der großen Zuhörerzahl

und der anschließenden intensiven

Diskussion wieder. Abschließend

lässt sich sagen, dass der Vortrag die

besondere Praxisrelevanz der Vorle-

sung „Mergers & Akquisitionen“ ver-

deutlicht und das Interesse der Studie-

renden an dieser Thematik und dem

Berufsfeld weiter angeregt hat.

Ü Claudius Rauhut

( (0251) 83-2 28 07

* claudius.rauhut@

ifg-muenster.de

Due Diligence in der M&A-Praxis

Gastvortrag von Dr. Marc Barrantes, Ernst & Young

Im Rahmen der Mastervorlesung Unternehmenskooperation: Mergers & Akquisitionen im
Wintersemester 2014/2015 stellte Dr. Marc Barrantes, Senior Manager im Bereich Restruc-
turing bei EY, die Relevanz der Due Diligence für M&A-Transaktionen dar. Dies machte er
insbesondere anhand eines Praxisbeispiel eines Exit-Prozesses deutlich.

Dr. Marc Barrantes,
Senior Manager, Ernst & Young
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Die ökonomische Beratung von fu-

sionswilligen Unternehmen ist von

wesentlicher Bedeutung, um die Aus-

wirkungen der Fusion abschätzen zu

können. Dabei steigt die Bedeutung

der ökonomischen Beratung mit stei-

gender Transaktionsgröße. Ihren

Gastvortrag teilten Hanna Rotarius

und Sebastian Theuer in zwei große

Themenbereiche auf. Zunächst erör-

terte Sebastian Theuer die Probleme

der Marktabgrenzung, woraufhin

Hanna Rotarius die Methodik der Er-

fassung unilateraler Effekte aufzeigte.

Theuer machte eingangs deutlich,

dass die Eingrenzung des relevanten

Marktes eine auf ökonomischer

Ebene nicht triviale Herausforderung

darstellt. Im Vortrag wurde hierbei im

Fokus auf die sachliche Marktabgren-

zung eingegangen, die über die theo-

retische Fundierung des SSNIP

(Small but Significant and Non-tran-

sitory Increase in Prices)-Tests opera-

tionalisiert wird. Auf die Darstellung

der theoretischen Grundlagen folgte

eine Diskussion der praktischen An-

wendung der Verfahren zur Marktab-

grenzung. In der Anwendung stellt

dabei insbesondere die Erfassung re-

levanter Informationen eine wesentli-

che Herausforderung dar. Die Praxis-

relevanz einer geografischen Markt-

abgrenzung stellte er anschließend am

Beispiel der Einzugsbereiche von

Flughäfen dar. Im zweiten Teil des

Vortrags stellte Hanna Rotarius die

Auswirkungen von marktmachtbe-

gründenden Fusionen dar. Hierbei fo-

kussierte sie die unilateralen Effekte.

Diese sind insbesondere für die

M&A-Aktivität von Relevanz, da fu-

sionierte Unternehmen nach erfolgter

Transaktion möglicherweise Anreize

haben, die Preise zu erhöhen (unilate-

rale Effekte), was schließlich zu Ver-

lusten an Konsumentenrente führt. In

Ihrem Vortrag ging Hanna Rotarius

explizit auf die unilateralen Effekte

ein. Aus der Perspektive der prakti-

schen Messung stellte sie in der Folge

wesentliche Ansätze zur Messung die-

ser Effekte wie den GUPPI (Gross

Upward Pricing Pressure Index)-An-

satz vor. Dieser Ansatz misst den An-

reiz der Unternehmen, die Preise nach

erfolgter Fusion zu erhöhen. Der

GUPPI-Ansatz hat hierbei den Vor-

teil, dass er ein vergleichsweise einfa-

ches Verfahren darstellt, im Gegen-

satz zu Verfahren wie einer vollum-

fänglichen Fusionsmodellierung. Im

Rahmen einer formaltheoretischen

Herleitung erklärte Rotarius die Be-

rechnung des GUPPI und arbeitete

dabei insbesondere die argumentati-

ven Hintergründe heraus, die eine we-

sentliche Bedeutung in der Praxis ein-

nehmen, um die Ergebnisse der Fu-

sion argumentativ darlegen zu kön-

nen. Abschließend wurde gezeigt,

dass dieses Konzept insbesondere in

Großbritannien bereits in vielen Fäl-

len der Lebensmittelbranche und der

Telekommunikation Anwendung fin-

det. Der Beitrag wurde von den Stu-

dierenden sehr gut aufgenommen,

was sicherlich auf die guten Beispiele

aus der Praxis zurückzuführen ist.

Ü Julian Taape

( (0251) 83-2 28 91

* julian.taape@

ifg-muenster.de

Fusionskontrolle in der Praxis

Eine ökonomische Betrachtung

Im Rahmen der Mastervorlesung Unternehmenskooperation: Mergers & Akquisitionen im
Wintersemester 2014/2015 stellten Hanna Rotarius und Sebastian Theuer, Consultants
des ökonomischen Beratungsunternehmens Frontier Economics, die wesentlichen Aspek-
te der Anwendung fusionskontrollrechtlicher Bestimmungen in der Praxis dar. 

Hanna Rotarius,
Consultant, Frontier Economics

Sebastian Theuer,
Consultant, Frontier Economics
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„Wer nicht kooperiert, verliert!“ Mit

dieser Aussage machte Benedict

Kober bereits zu Beginn seines Vor-

trags deutlich, dass Kooperationen

zunehmend an Bedeutung gewinnen.

Für Euronics in der Consumer-Elec-

tronics-Branche sind Kooperationen

unerlässlich. Kober nennt in seinem

Vortrag drei Bereiche, in denen Euro-

nics kooperiert: Erstens kooperiert

Euronics im Einkauf, da sich hier

Leistungen und Mengen durch Größe

bündeln lassen. Zweitens sind eben-

falls Kooperationen im Bereich Mar-

ken für Euronics unerlässlich, um

einen Zugang zu anderen Marken zu

bekommen, die bereits Präsenz haben.

Drittens kooperiert Euronics im IT-

Bereich, denn auf diese Weise lassen

sich IT-Systeme realisieren, die im

Alleingang nicht möglich sind. Kober

stellte zudem die Herausforderungen

dar, die Euronics in Zukunft meistern

muss. So müssen die traditionellen

Händler in der Consumer-Electronics-

Branche anpassungsfähig sein, indem

sie sich immer wieder neu erfinden da

sie ansonsten aus dem Markt aus-

scheiden werden. Zudem wird die Zu-

kunft vom „Multi-Touchpoint-Mana-

gement“ gekennzeichnet sein. Unter

einem Touchpoint werden die Schnitt-

stellen eines Unternehmens mit sei-

nen Kunden verstanden. So weist

Kober darauf hin, dass das Erinne-

rungsvermögen der Kunden abhängig

von der Art der aufgenommenen In-

formation ist. Demnach kann sich ein

Kunde nur an 10 % des Gelesenen er-

innern, aber an 90 % des Erlebten.

Folglich gewinnt der Erlebniskauf

immer mehr an Bedeutung.  Eine wei-

tere Herausforderung ist, dass Kun-

den ihre Einkäufe verstärkt über das

Internet tätigen. Gleichzeitig geben

sie bei ihrem Kauf im stationären Ge-

schäft mehr Geld aus. Deshalb rückt

laut Kober in Zukunft die Verzahnung

zwischen on- und offline-Kauf in den

Fokus. Benedict Kober stellte in sei-

nem Vortrag deutlich heraus, dass Eu-

ronics diese Herausforderungen meis-

tern kann. Vor allem für das Erreichen

der Kunden sind Kooperationen aus

Sicht der Euronics sinnvoll, da sich

auf diese Weise zum einen die Laden-

geschäfte einfacher zu Erlebniswelten

umbauen lassen. Zum anderen kann

durch eine Kooperation eine Marke

gestärkt werden, die wiederum bei

den Kunden Vertrauen schaffen kann.

Während seines Vortrags nutzte Bene-

dict Kober einige interaktive Elemen-

te, um den Studierenden einen Ein-

blick in die vielfältige Kundenanspra-

che von Euronics zu geben.

Im Anschluss hatten die Studierenden

die Möglichkeit Fragen zu Euronics

und dem Kooperationsverhalten zu

stellen. Die Studierenden interessierte

hier unter anderem, woran Koopera-

tionen scheitern können. Benedict

Kober erklärte, dass immer mehr

Unternehmen in die „Dienstleitungs-

falle“ tappen. So gehen Unternehmen

Kooperationen ein, um Dienstleistun-

gen anzubieten, die für den Kunden

keinen Mehrwert aufweisen und

daher nicht mehr wirtschaftlich sind.

Ebenfalls sei ein gutes Kooperations-

management wichtig für eine erfolg-

reiche Kooperation. Die durch die

Fragen angeregte Diskussion zeigte

zudem das Interesse der Studierenden

an der Verknüpfung der Theorie aus

der Vorlesung mit der Unternehmens -

praxis.

„Wer nicht kooperiert, verliert!“

Einblicke in die Unternehmenspraxis 

Im Rahmen der Wahlfachvorlesung UK: Governance erläuterte Benedict Kober, Sprecher
des Vorstands der EURONICS Deutschland eG, den Studierenden im vergangenen Winter-
semester welche Herausforderungen das Unternehmen mit Kooperationen meistern kann.

Benedict Kober, Vorstandssprecher,
EURONICS Deutschland eG

Ü Sandra Swoboda

( (0251) 83-2 28 96

* sandra.swoboda@

ifg-muenster.de
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Mit der Formel „AAAA+B!!!“, die

Wilfried Hollmann mit  „Anders Als

Alle Anderen + Besser“ übersetzte,

begann Wilfried Hollmann seinen

Vortrag. Damit verwies er auf eines

der Erfolgskonzepte der NOWEDA:

Bekannte Dinge anders tun und ande-

re Dinge tun. Nach einem kurzen

Überblick über die Struktur, die Mit-

glieder und den Umsatz der Apothe-

kergenossenschaft nannte Hollmann

die Vorteile des apothekereigenen

Wirtschaftsunternehmens. So sind die

Apotheker der NOWEDA in der Lage

sich durch die Genossenschaft den

Großhandel (Einkauf, Lagerung, Dis-

tribution) selbst zu organisieren. Dies

führt aufgrund von Größenvorteilen

zu Kostensenkungen. Durch die ei-

genständige Organisation des Groß-

handels sind die Mitglieder der NO-

WEDA zudem unabhängig von ande-

ren Großhändlern. Gleichzeitig behal-

ten die Apotheker ihre Selbstständig-

keit und die dazugehörigen Vorteile,

wie die Nähe zum Kunden. Zudem

verfügt die NOWEDA über Eigen-

marken, die nur bei NOWEDA-Mit-

gliedern erhältlich sind. Dadurch kön-

nen sich die Mitglieder-Apotheken

von anderen Apotheken abgrenzen.

Im Anschluss stellte Hollmann die

Herausforderungen dar, denen die

NOWEDA gegenübersteht und nann-

te gleichzeitig Erfolgsfaktoren, mit

denen diese Herausforderungen ge-

meistert werden können. Eine Her-

ausforderung ist die Entwicklung der

emotionalen Bindung, dem mit dem

Erfolgsfaktor Kommunikation begeg-

net werden kann. Laut Hollmann

kann dieser Erfolgsfaktor durch die

Verbesserung der Mitbestimmung,

der Schaffung von Interaktionsmög-

lichkeiten und einem vorhandenen

Meinungs- und Gedankenaustausch

gewährleistet werden. Auf diese

Weise könne man ebenfalls ein größe-

res Bewusstsein für die Miteigentü-

merschaft schaffen. Weitere Heraus-

forderungen sind die Unterstützung

der Mitglieder im Wettbewerb mit

dem Online-Handel sowie dem ein-

heitlichen Auftritt der NOWEDA und

der Apotheker gegenüber der Indus-

trie. Zudem ist es erforderlich, die

Apotheken in der Prozessoptimierung

zu unterstützen und die Kostensitua-

tion der NOWEDA weiter zu verbes-

sern. In diesem Zusammenhang zeig-

te er den Studierenden die Entwick-

lung der Gesamtkosten in der NOWE-

DA prozentual zum Umsatz. Diese

sind in den letzten 20 Jahren gesun-

ken, während die Produktivität der

NOWEDA in den letzten 10 Jahren

kontinuierlich gestiegen ist.

Des Weiteren betonte er, dass Nach-

haltigkeit in der NOWEDA ebenfalls

eine große Rolle spielt. So gründete

die Apothekergenossenschaft die NO-

WEDA-Stiftung, die Projekte im sozi-

alen und karitativen Bereich fördert.

Mit der NOWEDA-Familiengenos-

senschaft nannte Hollmann ein zwei-

tes Beispiel für die Nachhaltigkeit der

NOWEDA. Diese hat das Ziel die

Mitarbeiter der NOWEDA in schwie-

rigen Lebenssituationen zu unterstüt-

zen. Nach dem Vortrag bot sich den

Studierenden die Möglichkeit Fragen

zur NOWEDA zu stellen. Diese Mög-

lichkeit wurde gerne angenommen, da

die Studierenden bereits in der Vorle-

sung das theoretische Grundkonzept

einer genossenschaftlichen Koopera-

tion kennengelernt hatten und dank

dieses Vortrages einen Einblick in die

Praxis einer Genossenschaft bekom-

men konnten. So entwickelte sich

eine rege Diskussion, die einen gelun-

genen Abschluss dieses Gastvortrags

bildete.

Ein erfolgreiches Konzept

Einblicke aus der Unternehmenspraxis

Ebenfalls im Rahmen der Wahlfachvorlesung UK: Governance stellte Wilfried Hollmann,
Vorstandsvorsitzender der NOWEDA eG in Essen die Apothekergenossenschaft vor und
ging auf die Erfolge und Herausforderungen dieser Genossenschaft ein.

Wilfried Hollmann, 
Vorstandsvorsitzender, NOWEDA eG

Ü Sandra Swoboda

( (0251) 83-2 28 96

* sandra.swoboda@

ifg-muenster.de
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Die Sparkassen weisen neben ihrem

öffentlichen Auftrag und dem Regio-

nalprinzip auch das Merkmal der Sub-

sidiarität auf. Der daraus resultierende

Verbundgedanke spielt auch im Hin-

blick auf die zu bewältigenden Mak-

rotrends eine Rolle. Nach Schabel las-

sen sich hier das Niedrigzinsniveau,

der demografische Wandel, die Digi-

talisierung und die regulatorischen

Anforderungen anführen. Die Spar-

kassen stehen vor der Herausforde-

rung sinkender Zinserträge bei gleich-

zeitig steigenden Kosten. Zusätzlich

fehlen vor Ort gut ausgebildete Fach-

kräfte und Akademiker. Auch die

Sparkasse Münsterland Ost bleibt

trotz ihrer Auszeichnung als einer der

„besten Arbeitgeber Münsterland

2015“ nicht von den Folgen des de-

mografischen Wandels verschont. Da-

neben müssen die Sparkassen mit

neuen Wettbewerbern – bspw. Fin-

Techs – konkurrieren. Gleichzeitig

stellt die Regulatorik erhöhte Anfor-

derungen an die Sparkassen. Schlag-

wörter wie CRD IV, PoWB, Inst-

VergV, CRR oder MaComp lassen

sich u.a. hier anführen.

Diese Makrotrends, so Markus Scha-

bel, erfordern eine schnelle Etablie-

rung effizienterer Strukturen inner-

halb des Verbundes. Erstens fördert

der aktuelle Aufbau des Haftungsver-

bundes nach Schabel die Entstehung

von Informationsasymmetrien. Er for-

dert daher ein mehrstufiges Risiko-

monitoring, verbindliche Spielregeln

und die Definition verbindlicher Haf-

tungskaskaden innerhalb des Verbun-

des. Zweitens ist eine weitere Konso-

lidierung von Verbundpartnern nach

Schabel anzustreben. Schließlich

schaffe es auch die Genosenschaftli-

che FinanzGruppe mit nur einer Bau-

sparkasse, einer Versicherung und le-

diglich zwei Zentralbanken ihre

Dienstleistungen bereitzustellen. Drit-

tens muss auch über die weitere Bün-

delung von Back-Office-Tätigkeiten

via Insourcing, Franchise, Servicege-

sellschaft oder Outsourcing nachge-

dacht werden. Viertens kann auch

eine Fusion zwischen einzelnen Spar-

kassen eine Maßnahme zur Effizienz-

steigerung sein. Dazu ist es nach

Schabel notwendig die Spezifika der

Sparkassen dynamisch zu interpretie-

ren.

Schlussendlich beendete Markus

Schabel seinen Vortrag damit, dass er

den Verbund als „komplex, aber gut“

beschrieb. Im Anschluss beantwortete

er Fragen wie „Warum kamen die

Landesbanken schlechter als die Spar-

kassen durch die Krise?“, „Wie groß

darf eine regionale Sparkasse sein?“,

„Sollen Kooperationen mit FinTechs

angestrebt werden?“ oder „Gibt es

Sanktionen für Fehlverhalten einzel-

ner Institute im Verbund?“ ausführ-

lich. Ein voller Hörsaal, aufmerksame

Zuhörer, kritische sowie interessierte

Fragen der Studierenden machten den

Vortrag zu einem besonderen Be-

standteil des Moduls Unternehmens-

kooperation Management.

Ü Vanessa Arts

( (0251) 83-2 28 92

* vanessa.arts@

ifg-muenster.de

Notwendigkeit effizienterer Strukturen im Verbund

Sparkassenvorstand erläutert aktuelle Herausforderungen  

Mit seinem Gastvortrag im Modul Unternehmenskooperation Management gab Markus
Schabel als Vorstandsvorsitzender der Sparkasse Münsterland Ost den Studierenden
einen fundierten Einblick in die Vor- und Nachteile der Verbundzusammenarbeit. Nach
einer kurzen Einführung zur Funktionsweise eines Verbundes bezog sich Markus Schabel
auf die derzeitigen Makrotrends im deutschen Bankenmarkt. Vor diesem Hintergrund ana-
lysierte er mögliche Kooperationsstrategien. Seine kritische Sichtweise und Anekdoten aus
der Praxis rundeten seinen Vortrag ab. 

Markus Schabel, Vorstandsvorsitzender,
Sparkasse Münsterland Ost
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Die europäische Staatsschuldenkrise,

so wie sie heute die Vertreter von

Wirtschaft, Politik und Medien stark

beschäftigt, begann zu einem erheb-

lichen Teil mit den großen finanziel-

len Anstrengungen der Staaten im

Zuge der Finanzmarktkrise. Dr. Kai

Wilhelm Franzmeyer, Vorstandsvor-

sitzender der Portigon AG, dem

Rechtsnachfolger der WestLB, führte

die Hörer des vollbesetzen J4 zu den

Ursachen der Bankenkrise und schil-

derte – gespickt mit eigenen Erfah-

rungen – wie die Krise entstand, ab-

lief sowie die Bemühungen der Poli-

tik, im Zusammenspiel mit Vertretern

der Marktteilnehmer, die Auswirkun-

gen der Krise zu meistern. Als we-

sentliche Ursachen nannte er dabei

fünf Punkte. Erstens die Preisblase

am US-amerikanischen Markt für Im-

mobilien. Zweitens die Ausweitung

der Kreditvergabe an Haushalte mit

niedriger Kreditwürdigkeit (sog.

NINJA-Kredite, No Income, No Job

or Asset). Drittens das im Vorfeld der

Krise rasant angewachsene Schatten-

banksystem. Viertens die Ratingagen-

turen, welche die Risiken hinter Asset

Backed Securities (ABS) und Collat-

eralized Debt Obligations (CDO)

nicht erkannt oder falsch bewertet

haben. Fünftens habe eine Spar-

schwemme, also das hohe Volumen

an anlagesuchendem Kapital, dafür

gesorgt, dass immer mehr ABS und

CDO gekauft wurden. 

Anschließend erläuterte er, wie es

dazu kam, dass er im Oktober 2008

ernannt wurde, als Mitglied des „Ret-

tungsteams“ der deutschen Kredit-

wirtschaft die Hypo Real Estate

(HRE) zu retten. Dabei stellte er de-

tailliert dar, wie die Krise von Supri-

me-Krediten in den USA zur Insol-

venz der Bank Lehman Bros. führte,

sodass schließlich der Interbanken-

markt aufgrund mangelnden Vertrau-

ens zusammenbrach und die HRE an-

kündigte, kurz vor der Pleite zu ste-

hen.

Franzmeyer begann nun das Zu-

sammenwirken von Politik und Wirt-

schaft anhand seiner Tätigkeit bei der

HRE darzustellen und sprach mit Lob

über das entschiedene Auftreten der

Bundesregierung und dem schnellen

und kraftvollen Handeln der Zentral-

banken als Lender of last resort. Die

Umsetzung der staatlichen Anforde-

rungen bei der Aufarbeitung eines in-

solventen Finanzinstitutes konnten

die Hörer schließlich anhand der HRE

aus erster Hand erfahren. Dabei be-

tonte er, dass er trotz mancher

Schwierigkeiten, insbesondere der eu-

ropäischen Ebene, die Überarbeitung

und Neuorientierung der europäi-

schen Bankenregulierung für richtig

hält. Er sieht die EU und die zuständi-

gen Institutionen dabei auf einem

guten Weg.

Ü Andreas Schenkel

( (0251) 83-2 29 95

* andreas.schenkel@

ifg-muenster.de

Wirtschaftspolitik in der Bankenkrise 

Zusammenwirken von Politik und Marktteilnehmern

Im Rahmen der Vorlesung „Grundlagen der Wirtschaftspolitik“ referierte Dr. Kai Wilhelm
Franzmeyer, Vorstandsvorsitzender der Portigon AG, im Sommersemester über die Ursa-
chen und den Verlauf der Finanzkrise sowie die Maßnahmen der Politik zur Stabilisierung
der Finanzbranche.

i Information

Dr. Kai Wilhelm Franzmeyer be-

gann nach dem Abitur 1983 eine

Ausbildung zum Bankkaufmann bei

der Commerzbank AG und kehrte

auch nach seinem Studium der Be-

triebswirtschaftslehre an der WWU

Münster zur Commerzbank zurück.

2008 wurde er als Mitglied des

„Rettungsteams“ der deutschen Fi-

nanzwirtschaft in den Vorstand der

Hypo Real Estate Holding AG ent-

sandt. Anschließend wechselte Dr.

Franzmeyer 2012 zur Portigon AG,

die er seit 2014 als Vorsitzender des

Vorstandes leitet.
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Über diese und weitere ausgewählte

Ergebnisse des Jahresgutachtens des

Sachverständigenrates 2014/2015 re-

ferierte Prof. Dr. Christoph Schmidt,

Vorsitzender des Sachverständigenra-

tes, im Rahmen des CAWM-Forums

vor ca. 300 Teilnehmern aus Wissen-

schaft und Praxis. 

Nach einer einführenden Darstellung

der neutralen Rolle des Sachverstän-

digenrates sowie der Bedeutung des

Gutachtens für die Wirtschaftspolitik

konzentrierte sich Schmidt in seinen

Ausführungen zunächst auf die kon-

junkturelle Entwicklung im Euro-

Raum. Demnach wird für 2015 nur

ein geringer Beitrag des Euro-Raums

zum Gesamtwachstum der Industrie-

nationen erwartet. Der Rückstand auf

das Vereinigte Königreich sowie die

Vereinigten Staaten, ist nach dem

Gutachten sowohl auf geopolitische

Risiken als auch auf die veränderte

Energie-, Sozial- und Arbeitsmarkt-

politik zurückzuführen. Das Risiko

einer Deflation wird durch den Sach-

verständigenrat jedoch als äußerst ge-

ring eingeschätzt. Dies spiegelt sich

auch in dem prognostizierten gering-

fügigen Zuwachs des BIP von ca.

1,0% für 2015 wider. 

Die sich auf europäischer Ebene ab-

zeichnende konjunkturelle Entwick-

lung besitzt nach dem Gutachten des

Sachverständigenrates auf nationaler

Ebene auch für Deutschland eine

hohe Bedeutung. Insbesondere die

rückläufigen Netto- und Bruttoan -

lageinvestitionen deuten politischen

Handlungsbedarf an. Da die ver-

meintliche Investitionsschwäche je-

doch teilweise auf gesunkene Preise,

z.B. in der IT-Branche zurückgeführt

werden kann, lassen sich alleine auf

ihrer Basis keine zuverlässigen Aus-

sagen über die Zukunftsfähigkeit

Deutschlands treffen. 

Als problembehaftet ordnete Schmidt

weiterhin die 2014 beschlossenen ver-

teilungspolitischen Maßnahmen, wie

die Rente ab 63 und die Mütterrente,

ein. Die hierdurch entstehenden Kos-

tenlücken bedingen eine erhebliche

Steigerung der staatlichen Einnahmen

und werden insbesondere zukünftige

Generationen stark belasten. Darüber

hinaus ordnete der Sachverständigen-

rat die verteilungspolitischen Wirkun-

gen als nur subjektiv positiv ein. Be-

reits bei vergleichbaren historischen

Maßnahmen konnte keine objektive

Veränderung der Einkommensvertei-

lung abgebildet werden. Die Analysen

des Gutachtens zeigen vielmehr eine

Stagnation der Nettoeinkommen in

der Vergangenheit.

Zusammenfassend ordnete Schmidt

die verteilungspolitischen Maßnah-

men der Vergangenheit als verbesse-

rungswürdig ein. Die Empfehlung des

Rates für die Wirtschaftspolitik in

Deutschland sieht daher eine Fokus-

sierung auf effizienzfördernde Maß-

nahmen vor. Verteilungspolitisch soll-

te stärker auf die allgemeinen Markt-

mechanismen vertraut werden. 

Ü Stephan Zumdick

( (0251) 83-2 28 93

* stephan.zumdick@

ifg-muenster.de

Mehr Vertrauen in Marktprozesse

Prof. Dr. Christoph M. Schmidt

Eine zweigeteilte Entwicklung der Industrienationen, einen Rückgang der deutschen und
europäischen Konjunktur sowie die vermeintliche Investitionsschwäche Deutschlands
waren Themen, die im Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung identifiziert wurden.

Prof. Dr. Christoph M. Schmidt,
Vorsitzender des Sachverständigenrates
zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-

lichen Entwicklung und Präsident des
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirt-

schaftsforschung (RWI), Essen. 

i Information

Das vollständige Jahresgutachten

des Sachverständigenrates kann on-

line unter http://www.sachverstaen-

digenrat-wirtschaft.de/jahresgutach-

ten-2014-2015.html eingesehen wer -

den.
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M&A-Workshop mit der VR Corporate Finance

IfG-Studierende erarbeiten eine Nachfolgelösung 
für ein Familienunternehmen

Zusammen mit der VR Corporate Finance GmbH, der M&A-Beratung der genossenschaft-
lichen FinanzGruppe, hat das IfG seinen Studierenden am 30.01.2015 einen M&A-Work -
shop angeboten. In mehreren Teams erarbeiteten sie eine Nachfolgelösung für einen inha-
bergeführten Automobilzulieferer und präsentierten im Anschluss ihre Ergebnisse. 

Am Beginn der Veranstaltung stand

eine kurze Einführung zu der Ge-

schäftstätigkeit der VR Corporate Fi-

nance, anhand der die Studierenden

bereits erkennen konnten, welche

spannenden Mandate eine Berufstä-

tigkeit in der M&A-Beratung von

mittelständischen Unternehmen mit

sich bringt. 

Anschließend wurde mit einer kurzen

Auffrischung der Kenntnisse der

Unternehmensbewertung, insbeson-

dere des Discounted Cash Flow-Ver-

fahren, die Basis für die folgende Be-

arbeitung der Fallstudie gelegt. Es

ging um die Beratung beim Verkauf

eines inhabergeführten, mittelständi-

schen Unternehmens. Martin Petsch,

Mitglied der Geschäftsleitung der VR

Corporate Finance, betonte hierbei,

dass in der M&A-Beratung für mittel-

ständische Unternehmen neben einer

angemessenen Bewertung des Unter-

nehmens oft ein Fokus auf die Be-

rücksichtigung der verschiedenen

Interessen der Unternehmerfamilie

gelegt werden muss.

Die Studierenden mussten also im

Rahmen ihrer Gruppenarbeit neben

der Unternehmensbewertung auch er-

arbeiten, wie die verschiedenen Inter-

essen der Familie zusammengeführt

werden können, welche Käuferinter-

essenten, vom langjährigen Wettbe-

werber bis zum ausländischen Inve-

stor, für die Familie in Frage kommen

und ob die Erzielung eines maximalen

Preises oder eine nachhaltige Wachs-

tumsstrategie im Interesse der Inhaber

sind. 

Am Nachmittag präsentierten dann

die Teilnehmer die gemeinsam erar-

beitete Nachfolgelösung der „Fami-

lie“. Hierbei mussten die Studieren-

den die vorgenomme Bewertung des

Unternehmens darstellen und begrün-

den, welche Verkaufspreisrealisation

die Inhaber erwarten können. Dabei

berücksichtigten die Studierenden die

unterschiedlichen Interessen und Prä-

ferenzen der Familie und versuchten

in einer Diskussion mit dieser die

bestmögliche Lösung zu finden.

Durch die realitätsnahe Darstellung

einer M&A-Beratung konnten die

Studierenden unmittelbar erleben, mit

welchen Problemen und herausfor-

dernden Fragestellungen sie in der

M&A-Beratung konfrontiert werden

können und trainierten, wie sie diese

in Angriff nehmen und lösen können.

Der Workshop bot den Studierenden

die Chance ihre Präsentations- und

Diskussionsfähigkeit weiter zu trai-

nieren. Zudem konnten sie wichtige

Informationen über das Berufsfeld

M&A-Beratung gewinnen, welches

zunehmende Bedeutung für Absol-

venten der Wirtschaftswissenschaften

erlangt hat.

Der Workshop stellte eine perfekte

Ergänzung zu den Inhalten der M&A-

Vorlesung von Prof. Theurl dar, da die

Studierenden ihr theoretisches Wissen

in der Fallstudie einsetzen und weiter

vertiefen konnten. Dies zeigt auch die

besondere Praxisrelevanz der Vorle-

sung auf.

Abschließend lässt sich sagen, dass

der Workshop eine sehr gelungene

Veranstaltung war, was sich auch in

dem Feedback der Teilnehmer wider-

spiegelte. Zudem konnte das Interesse

der Studierenden für die Thematik

und das Berufsfeld der M&A-Bera-

tung weiter angeregt werden.

Ü Claudius Rauhut

( (0251) 83-2 28 07

* claudius.rauhut@

ifg-muenster.de
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Kooperieren 2015
Seminar zur Unternehmenskooperation

Im Sommersemester 2015 haben sich die Studierenden im Rahmen der Seminare zur
Unternehmenskooperation wieder mit aktuellen Fallstudien auseinandergesetzt. Die Ba-
chelorstudierenden analysierten insbesondere kompetenztheoretische Aspekte unter-
schiedlicher Kooperationen. Bei den Masterstudierenden lag der Fokus auf den Motiven für
Fusionen und Übernahmen von Unternehmen. 

Die Seminare zur Unternehmenskoo-

peration haben auch in diesem Semes-

ter wieder großen Anklang bei den

Studierenden gefunden. Insbesondere

das Konzept der Kleingruppen wird

von den Teilnehmern sehr geschätzt,

da es intensive Diskussionen ermög-

licht und jedem die Chance bietet,

sich einzubringen. Im Folgenden wer-

den zwei der bearbeiteten Themen in

diesem Semester vorgestellt.

Die Bachelorstudierenden untersuch-

ten unter anderem die Kooperation

zwischen der digitalen sozialen Mu-

sikplattform Soundcloud und dem

Tonträgerunternehmen Warner Music.

Durch die Kooperation erhält die

Warner Music Group eine Lizenzge-

bühr, wenn auf SoundCloud einer

ihrer Songs abgespielt wird. Es wurde

dargestellt, dass sich die Kompeten-

zen von Soundcloud und Warner

Music gut ergänzen: SoundCloud

weist vor allem im Bereich der Ver-

netzung von Künstlern und Fans und

im Bereich des nutzerfreundlichen

Handlings von Audiodateien Kompe-

tenzen auf. Warner Music weist vor

allem im Bereich der Musikproduk-

tion und im Bereich der Markenfüh-

rung und Vermarktung von Musik-

künstlern Kompetenzen auf. Damit

kamen die Studierenden zu dem

Schluss, dass die Kooperation aus

kompetenztheoretischer Sicht als

sinnvoll einzustufen ist. In der Dis-

kussion wurden auch Aspekte aufge-

worfen, welche über die reine Be-

trachtung der Kompetenzen hinausge-

hen, für eine umfassende Bewertung

der Kooperation jedoch ebenfalls von

Relevanz sind. Zu nennen sind hier

beispielsweise mögliche Risiken für

die Unternehmen in Verbindung mit

der Kooperation.

Von den Masterstudierenden wurde

unter anderem untersucht, welche

Motive Google mit dem Verkauf von

Motorola Mobility an Lenovo ver-

folgt hat. Google ist vor allem für

Käufe kleiner Start-ups bekannt.

Doch auch größere Unternehmen und

Unternehmensteile werden von Goo-

gle akquiriert. Hierzu zählt unter an-

derem der Kauf des Mobiltelefonher-

stellers Motorola Mobility im Jahr

2012. Nur zwei Jahre später hat es

Motorola Mobility wieder verkauft.

Es hat jedoch bestimmte Teile behal-

ten, vor allem Patente und die For-

schungsabteilung von Motorola Mo-

bility. Die Studierenden diskutierten

unter anderem darüber, ob diese Stra-

tegie Googles sinnvoll war. Google

habe sich damit einerseits die wert-

vollen Patente und das Know-how

von Motorola Mobility sichern kön-

nen. Andererseits könne argumentiert

werden, dass das Unternehmen Moto-

rola Mobility „aufgekauft, abgesaugt

und wieder abgestoßen“ hat. Dieses

Verhalten kann sich negativ auf das

M&A-Image von Google auswirken

und insbesondere die Übernahme grö-

ßerer Unternehmen für Google in der

Zukunft erschweren. 

Wir freuen uns bereits auf spannende

Vorträge und Diskussionen im näch-

sten Semester.

Ü Susanne Noelle

( (0251) 83-2 28 96

* susanne.noelle@

ifg-muenster.de

Ausgewählte Seminarthemen:

– Die Kooperation von Sound-

cloud und Warner Music – Eine

kernkompetenztheoretische Analy-

se 

– IBM kooperiert mit Twitter –

Eine Analyse zum Partnerfit 

– Kooperationen zwischen chine-

sischen und deutschen Unterneh-

men – Eine Analyse der kulturellen

Herausforderungen 

– Googles Sorgenfall: Lenovo

kauft Motorola Mobility – Eine

Analyse der Verkäufermotive 

– Die Fusion der Fiducia IT AG

und der GAD eG – Eine Analyse

der Chancen und Herausforderun-

gen
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Projektstudium am IfG im Wintersemester 2014/2015

Angewandte Wirtschaftsforschung

Das Projektstudium ist verpflichten-

der Bestandteil des Masterstudien-

gangs Volkswirtschaftslehre der West-

fälischen Wilhelms-Universität Mün-

ster und wird am Institut für Genos-

senschaftswesen in jedem Semester

angeboten. Mit dem Projektstudium

wird das Ziel verfolgt, die Studieren-

den sowohl inhaltlich als auch metho-

disch auf die Masterarbeit vorzuberei-

ten. Dabei werden diese schon zu Be-

ginn des Projektstudiums in den 

Themenfindungsprozess eingebunden

und nehmen aktiv daran teil. So ist es

Bestandteil des Projektstudiums, dass

die Teilnehmerinnen und Teilnehmer

eigenständig Themen- und Projekt-

vorschläge entwickeln und somit

neben einer fachlichen Relevanz,

auch das persönliche Interesse der

Kandidatinnen und Kandidaten an

dem zu bearbeitenden Thema gewähr-

leistet werden kann. Neben der Erstel-

lung einer wissenschaftlichen Arbeit

in schriftlicher Form, gehört auch die

Vorstellung der Ergebnisse im Rah-

men einer Präsentation zu den von

den Studierenden zu erbringenden

Leistungen in dieser Lehrveranstal-

tung. Das Ziel des Projektstudiums ist

es in der Regel, durch eine Literatur-

studie den aktuellen Forschungsstand

zu einer zuvor eingegrenzten For-

schungsfrage herauszuarbeiten und

gegebenenfalls Forschungslücken in

diesem Gebiet zu identifizieren. Diese

können im Anschluss in einer Mas-

terarbeit aufgegriffen werden und

deren Bearbeitung so selbständig vor-

angetrieben werden.

Die bearbeiteten Themen kamen auch

in diesem Semester aus verschiedenen

Forschungsbereichen, die am IfG an-

gesiedelt sind und deckten ein breites

Spektrum an spannenden Fragestel-

lungen ab. So standen u. a. Themen

aus dem M&A-Bereich im Fokus ver-

schiedener Arbeiten. Hier wurden

zum Beispiel Erfolgsfaktoren für Fu-

sionen von genossenschaftlichen Ban-

ken untersucht und der aktuelle

Kenntnisstand der Literatur zu dieser

Forschungsfrage dargelegt. Eine wei-

tere Arbeit beschäftigte sich mit der

Expansion von Unternehmen auf Aus-

landsmärkten. Hier wurden Determi-

nanten für eine erfolgreiche Auswei-

tung der Geschäftstätigkeit auf aus-

ländische Märkte untersucht. Im Be-

reich Unternehmenskooperationen

wurden beispielsweise Kooperationen

zwischen Profit- und Non-Profit-Or-

ganisationen zum  Untersuchungsge-

genstand erhoben und Ausprägungen

der Zusammenarbeit dieser Organisa-

tionsformen analysiert. Im Themen-

gebiet der Wirtschaftspolitik wurde

die Frage nach der Wirksamkeit von

unkonventionellen geldpolitischen-

Maßnahmen, die durch Zentralbanken

in Krisenzeiten angewendet wurden

bzw. werden, aufgegriffen. Auch die

implizite Staatverschuldung und

deren Konsequenzen für die betroffe-

ne Volkswirtschaft war Thema einer

weiteren Projektstudiumsarbeit, wel-

che im Rahmen der Veranstaltung be-

arbeitet wurde.

Das Projektstudium wird auch im

kommenden Semester vom Institut

für Genossenschaftswesen angeboten

und ermöglicht so die Ausweitung der

Fähigkeiten in Bezug auf wissen-

schaftliches Arbeiten für die Studie-

renden sowie die methodische und in-

haltliche Heranführung an eine an-

schließende Masterarbeit. Die Fülle

an interessanten Themen und die

Bandbreite der bearbeiteten Fragestel-

lungen lässt auch für das kommende

Semester interessante Projektstudi-

umsarbeiten erwarten.

Auch im vergangenen Wintersemester nahmen wieder zahlreiche Studierende am vom In-
stitut für Genossenschaftswesen angebotenen Projektstudium teil. Die bearbeiteten The-
men deckten dabei verschiedene Forschungsbereiche ab und reichten von wirtschaftspoli-
tischen Fragestellungen über Aspekte der Unternehmenskooperation bis hin zu Untersu-
chungsgegenständen im Bereich Mergers & Acquisitions.  

Ü Kai Hohnhold

( (0251) 83-2 28 93

* kai.hohnhold@

ifg-muenster.de
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Wirtschaftspolitische Entwicklungen 2015

Aktuelle Fälle der Wirtschaftspolitik

Genauso wie im letzten Semester

konnte das Seminar zur Wirtschafts-

politik auch im Sommersemester

2015 eine rege Teilnahme der Studie-

renden verzeichnen. Insbesondere das

am IfG übliche Konzept der Klein-

gruppen wurde sehr gut aufgenom-

men, da es den Teilnehmern eine ent-

spannte Möglichkeit gab, ihre im

Rahmen der schriftlichen Ausarbei-

tung entwickelten Ergebnisse zu prä-

sentieren sowie diese kritisch mit

ihren Kommilitonen zu diskutieren.  

Im Bereich der Finanzpolitik wurde

unter anderem untersucht, ob ein aus-

geglichener Staatshaushalt sinnvoll

für die derzeitige deutsche Gesamt-

wirtschaft ist oder nicht. Dabei kamen

die Studierenden zu einem gemisch-

ten Ergebnis, da ein ausgeglichener

Staatshaushalt sowohl Vor- als auch

Nachteile birgt, die abzuwägen sind.

Ein weiteres Thema beschäftigte sich

mit der Notwendigkeit eines wirt-

schaftspolitischen Eingriffs beim

Ausbau der Ladeinfrastruktur für die

Elektromobilität, was ein energiepoli-

tisches Thema ist. Für die Beantwor-

tung dieser Fragestellung wurde das

Vorliegen eines Marktversagens ana-

lysiert. Als Ursachen für Marktversa-

gen gelten externe Effekte, Informa-

tionsasymmetrien sowie Unteilbar-

keiten. In ihrer Analyse kamen die

Studierenden zu dem Ergebnis, dass

die Ursachen für ein Marktversagen

nur sehr geringfügig bzw. gar nicht

vorhanden sind. Daraus ist zu schlie-

ßen, dass kein Marktversagen vorliegt

und damit ein wirtschafspolitisches

Eingreifen nicht unbedingt notwendig

aber dennoch zulässig ist.

Als ein Beispiel für ein wettbewerbs-

politisches Thema ist die Untersu-

chung des Postwesens hinsichtlich

eines natürlichen Monopols zu nen-

nen. Im Rahmen dieser Untersuchung

wurde das Postwesen zunächst in

seine vier Teilbereiche „Einsamm-

lung“, „Sortierung“, „Transport“ und

„Zustellung“ zerteilt, welche im An-

schluss daran anhand eines Untersu-

chungsschemas analysiert wurden.

Die Studierenden kamen zu dem Er-

gebnis, dass die ersten drei Teilberei-

che nicht eindeutig als ein natürliches

Monopol einzustufen sind. Lediglich

der Teilbereich der Zustellung weist

dahingehend eine leichte Tendenz auf.

Insgesamt gesehen wurden im Rah-

men des Bachelorseminars viele inter-

essante Erkenntnisse gewonnen sowie

wichtige Zusammenhänge der Wirt-

schaftspolitik dargestellt. Die Diskus-

sionen waren kontrovers, aber den-

noch konstruktiv. Auch dieses Semi-

nar wird im Wintersemester fortge-

setzt. Die Informationen hierzu kön-

nen auf der Homepage des Instituts

für Genossenschaftswesen www.ifg-

muenster.de eingesehen wer den.

Zum zweiten Mal in Folge beschäftigten sich die Bachelorstudierenden im Rahmen des Se-
minars „Aktuelle Fälle der Wirtschaftspolitik“ mit aktuellen wirtschaftspolitischen Entwick-
lungen. Den inhaltlichen Rahmen dieses Seminars stellten Themen aus den Bereichen der
Finanz-, Energie- und Wettbewerbspolitik.

Ausgewählte Seminarthemen:

– Fracking in den USA – Eine

ökonomische Analyse der Auswir-

kungen unkonventioneller Öl- und

Gasförderungen

– Die Internetriesen Google, Face-

book und Amazon – Droht eine

Monopolisierung des Internets?

– Eine Analyse der Wettbewerbs-

wirkungen dezentraler Stromerzeu-

gungskapazitäten 

– Pro & Contra der aktuellen Nie-

drigzinspolitik – Eine ökonomische

Analyse

– Der Fahrtenvermittlerdienst

„Uber“ als Herausforderung für die

Taxibranche – Eine Beurteilung des

Dienstes aus ökonomischer Sicht.

Ü Carsten Elges

( (0251) 83-2 28 00

* carsten.elges@

ifg-muenster.de



Master-Seminar Volkswirtschaftspolitik auf Schloss Buchenau

Aktuelle wirtschaftspolitische Entwicklungen

Die Fragen nach dem Abbau übermä-

ßiger Staatsverschuldung, der Steige-

rung des Wirtschaftswachstums sowie

den Besonderheiten bestimmter

Märkte und regulatorischer Entschei-

dungen bildeten die Klammer des Se-

minars Volkswirtschaftspolitik. 

Die Analyse des Programms zum An-

kauf von Asset Backed Securities

ergab, dass es Risiken für die EZB

birgt, jedoch nicht losgelöst von ande-

ren ergriffenen Maßnahmen zur Stabi-

lisierung der Finanzmärkte bewertet

werden darf. Die Untersuchung po-

tenzieller Auswirkungen negativer

Einlagenzinsen am Beispiel Däne-

marks verdeutlichte, dass kein Anreiz

zu Ausweichreaktionen bestehen

dürfe. 

Ein Referat widmete sich der Analyse

von European Safe Bonds. Die Poten-

tiale und Wirkungen der verschiede-

nen komplexen Ausgestaltungsfor-

men sind rein theoretisch nicht ein-

deutig zu klären.

Die bestehenden empirischen Studien

über den Abbau von Handelshemm-

nissen vor dem Hintergrund der TTIP-

Verhandlungen kommen ebenfalls zu

divergierenden Ergebnissen, auch

wenn sie für das Wirtschaftswachs-

tum grundsätzlich positiv sind.

Die Steigerung des Wirtschaftswachs-

tums treibt nicht nur die Europäische

Kommission um. So zeigte eine Ana-

lyse, dass Deutschland von Zuwande-

rung profitieren könne, um Wohl-

fahrtsgewinne zu realisieren. 

Eine weitere Analyse setzte sich mit

der Einführung des Mindestlohns und

dessen Folgen auseinander. Verschie-

dene empirische Studien kommen zu

keinem einheitlichen Ergebnis, so

dass es abzuwarten gilt, inwiefern der

Mindestlohn in Deutschland sein poli-

tisch propagiertes Ziel erreichen wird.

Ein weiteres Referat bewegte die

Überlegungen zum absoluten Rauch-

verbot. Die Analyse zeigte, dass die-

ses Verbot durchaus eine wohlfahrts-

steigernde Wirkung haben könne, die

durch die Eliminierung von Ausnah-

meregelungen erhöht würde.

Die wirtschaftspolitische Grundsatz-

entscheidung eines Kapazitäts- oder

eines Strommarktes 2.0 war das

Thema einer Seminararbeit, in der die

Vor- und Nachteile mit Hilfe des ener-

giepolitischen Zieldreiecks von Ver-

sorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit

und Umweltverträglichkeit gegenüber

gestellt wurden.

Das tägliche Rahmenprogramm dien-

te auch der Vertiefung und Fortfüh-

rung der Diskussionen der verschie-

denen Themen. Einer der Höhepunkte

war das traditionelle Fußballspiel um

den Schloss Buchenau-Cup, der leider

in der Verlängerung nach einem knap-

pen 3:2-Sieg in diesem Jahr nach

Würzburg abgegeben werden musste.

Bei einem gemeinsamen Grillfest

wurden Spielverlauf und -ausgang

fröhlich diskutiert. 

Das Seminar Volkswirtschaftspolitik wurde zum vierten Mal in Kooperation mit der Univer-
sität Würzburg veranstaltet. Die teilnehmenden Studierenden, davon 10 von der Westfäli-
schen Wilhelms-Universität Münster, fanden sich für ihre Referate im Schloss Buchenau
ein. Die Ergebnisse der Arbeiten wurden strukturiert und differenziert präsentiert. 
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Klaus-Peter Bruns und Claus-Dieter

Toben, die Vorstandsspitze der neuen

FIDUCIA & GAD IT AG, eröffneten

das Symposium mit einem gemeinsa-

men Vortrag über die neue Rechen-

zentrale und ihre Leistungspotenziale.

Klaus-Peter Bruns stellte als eine be-

sondere Herausforderung die digitale

Revolution heraus. Die Erfolgsfakto-

ren zur Bewältigung dieser sehe er

vor allem in der Innovationsge-

schwindigkeit sowie in der Produkt-

einführungszeit. Der Zusammen-

schluss bringe dahingehend großen

Nutzen in Form höherer Innovations-

kraft und schnellerer Bereitstellung

standardisierter, verbundweiter IT-

Lösungen. Claus-Dieter Toben stellte

drei wesentliche Handlungsstränge

zur Verbesserung der Wirtschaftlich-

keit dar: Die Konsolidierung und Ver-

einfachung der Bankverfahren agree

und bank21, die Optimierung ver-

bundübergreifender Prozesse und die

Entwicklung von Innovationen. An-

schließend referierte Wolfgang Klotz,

Vorstandsvorsitzender der Vereinigten

Volksbank AG Sindelfingen und lang-

jähriger Vorsitzender des BVR-Fach-

rates Informationstechnologie, über

den Beitrag der Banken-IT zur Kos-

tensenkung. Klotz stellte heraus, dass

die IT-Gesamtkosten in Relation zum

Kundenvolumen seit dem Jahr 2006

um 22 Prozent gesenkt werden konn-

ten. Trotz dieser beachtlichen Leis-

tung, gebe es weiterhin Handlungsbe-

darf. Dieser zeige sich vor allem im

Vergleich zur Sparkassen-Finanz-

gruppe. In der jüngeren Vergangen-

heit konnten dank gezielter Maßnah-

men bereits zählbare Erfolge gelin-

gen, dennoch sei jede einzelne Pri-

märbank gefordert ihre dezentralen

IT-Kosten zu optimieren.  Darüber

hinaus sei es für die Sicherstellung

der Subsidiarität im Zuge der Fusion

wichtig, Rahmenbedingungen zu
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Grundlage für den Erfolg der genossenschaftlichen FinanzGruppe

Durch die Fusion der beiden genossenschaftlichen Rechenzentralen FIDUCIA IT AG und
GAD eG entsteht aktuell einer der bundesweit größten Dienstleister für Informationstech-
nologie. Das Thema der Veranstaltungsreihe „Wissenschaft und Praxis im Gespräch" am
26. Januar 2015 lautete dementsprechend: „IT im Verbund 2020 – Grundlage für den Er-
folg der genossenschaftlichen FinanzGruppe“. Etwa 350 Teilnehmer waren der Einladung
des Instituts für Genossenschaftswesen unter der Leitung von Prof. Dr. Theresia Theurl ge-
folgt, um die zukünftige IT-Struktur der genossenschaftlichen FinanzGruppe zu diskutieren.
In vier Vorträgen sowie einer anschließenden Podiumsdiskussion wurden Herausforderun-
gen und Konsequenzen für die Genossenschaftsbanken debattiert.

Foto v.l.n.r.: Dr. Andreas Martin, Thomas Ullrich, Hans-Heinrich Bernhardt, 
Dr. Christian Brauckmann, André Kasten, Prof. Dr. Theresia Theurl, 

Claus-Dieter Toben, Klaus-Peter Bruns, Wolfgang Klotz, Werner Termersch
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schaffen, die Kontrollmechanismen

sicherstellen, die Einbeziehung von

Benchmarks zum Wettbewerb ermög-

lichen und ein funktionierendes An-

forderungs- und Vergabemanagement

sicherstellen. 

Im dritten Vortrag erörterte André

Kasten, Vorstand der Raiffeisen-

Volksbank eG Aurich, die Herausfor-

derungen und Perspektiven der Mi-

gration der Banken-IT. Durch eine

Migration können IT-Kosten gesenkt,

die Anforderungen des Wettbewerbs

und der Regulatorik besser bewältigt

sowie der Digitalisierung und der In-

dividualisierung begegnet werden.

Hinsichtlich der Herausforderungen

nutzte er die Metapher eines „richtig“

organisierten Umzuges. Hierbei

müsse hinsichtlich der Migration der

Daten sowie der Hard- und Software

u.a. zuvor gründlich aufgeräumt wer-

den. Darüber hinaus müsse ein geziel-

tes Zeit- und Projektmanagement, das

entscheidend  für den  Erfolg einer

Migration dieser Größe sei, imple-

mentiert werden. Das Einbeziehen der

betroffenen Mitarbeiter bei jeder Ver-

änderung und die Vermittlung des

Nutzens eines neuen Kernbanksys-

tems seien ebenfalls unabdingbar, so

Kasten. Insgesamt müsse viel Mitar-

beiterkapazität im Projektmanage-

ment,  in der Vorbereitung eines Pro-

jektteams sowie im Training der Mit-

arbeiter veranschlagt werden. 

Im abschließenden Vortrag themati-

sierte Thomas Ullrich, Vorstand der

DZ BANK AG, die Anforderungen

der DZ BANK Gruppe an die Ban-

ken-IT für eine erfolgreiche Zu-

sammenarbeit in der genossenschaft-

lichen FinanzGruppe. Die Vielfältig-

keit der DZ Bank Gruppe stelle eine

enorme Herausforderung an die IT

dar, so Ullrich. Man agiere in ver-

schiedenen Ländern und mehreren

Zeitzonen mit unterschiedlichen Re-

gularien, sodass die IT der DZ Bank

Gruppe unterstützend zur Seite stehen

müsse und insbesondere den Gesetz-

gebungen der unterschiedlichen Län-

der und Segmente Rechnung tragen

müsse. Die gemeinsame Arbeit zu den

Themen IT-Schnittstellen, IT-Sicher-

heit und IT-Architektur sei von beson-

derer Bedeutung für die gesamte

Gruppe, so Ullrich. 

Im Anschluss an die Vorträge erfolgte

eine von Prof. Dr. Theresia Theurl

moderierte Podiumsdiskussion unter

dem Titel „Banken-IT in der genos-

senschaftlichen FinanzGruppe: Zwi-

schen Kosten, Regulatorik und tech-

nischem Fortschritt“. Hans-Heinrich

Bernhard, Vorstand der Volksbank

Mittelhessen eG, Dr. Christian

Brauckmann, Vorstand der WGZ

BANK AG, Dr. Andreas Martin, Vor-

stand des BVR e.V., Werner Ter-

mersch, Vorstandsvorsitzender der

Volksbank Baumberge eG, und Tho-

mas Ullrich, Vorstand der DZ BANK

AG, beleuchteten die neue IT-Struktur

aus der Sicht der Primärbanken, der

Zentralbanken und des Verbandes.

Dr. Martin und Termersch befürwor-

teten die Fusion der FIDUCIA IT AG

und der GAD eG. Mit der vereinigten

Rechenzentrale könne besser auf die

Anforderungen des Wettbewerbs rea-

giert sowie aus der Perspektive der

Primärbanken die Flexibilität am

Markt durch Masse und Innovation

gesteigert werden. Bernhardt sieht in

der Fusion der beiden Rechenzentra-

len einen richtigen und wichtigen

Schritt, der jedoch 3 Jahre zu spät

käme. Ullrich hob hervor, dass aus

Sicht der DZ BANK in einer Vielzahl

von Projekten durch die Fusion der

Rechenzentralen Doppelarbeiten ver-

mieden werden können. Bei dieser

Fusion gebe es keine Verlierer. Dem

schloss sich Dr. Brauckmann aus Per-

spektive der WGZ BANK an. Primär-

und Zentralbanken sollten so viel wie

möglich in gleichen IT-Systemen ar-

beiten. Im Anschluss beleuchteten die

Diskussionsteilnehmer die Auswir-

kungen der Bankenregulierung auf

die IT. Dr. Brauckmann prognostizier-

te, dass die Datenanforderungen

durch die Regulierung an system- und

nicht systemrelevante Banken kon-

vergieren werden. Auch Bernhardt

rechnet mit einer sukzessiven Verein-

heitlichung des Aufsichtsrechts über

alle Banken. Die Herausforderung der

genossenschaftlichen FinanzGruppe

sei darüber hinaus auch in der spezia-

lisierten Konkurrenz im Zahlungsver-

kehr zu sehen. Die traditionelle

Schlussrunde begann Frau Prof.

Theurl mit der Frage, wie die Fusion

der genossenschaftlichen Rechenzen-

tralen im Jahr 2020 rückblickend be-

wertet würde. Alle Diskutanten waren

sich einig, dass dies ein Meilenstein in

der Geschichte zum Erfolg der genos-

senschaftlichen FinanzGruppe sein

werde.

Ü Florian Klein

( (0251) 83-2 28 07

* florian.klein@

ifg-muenster.de
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Oliver Best, Bereichsleiter Personal

der DZ BANK AG, eröffnete das

Symposium mit einem Vortrag über

aktuelle Trends im Personalmanage-

ment. Auf Grundlage dieser Trendent-

wicklungen haben die vier Themen

Employer Branding, Demografie, Ta-

lent Management sowie Leadership

höchste Relevanz und Priorität für die

DZ BANK AG. Best machte deutlich,

dass Employer Branding vor dem

Hintergrund des Fachkräftemangels,

des Wandels von Werten und Lebens-

entwürfen sowie der zunehmenden

Transparenz durch Social Media un-

abdingbar ist, um sich im Arbeits-

marktwettbewerb zu behaupten. Die

Anwerbung und Haltung gut qualifi-

zierter Mitarbeiter sowie die Weiter-

bildung von Fach- und Führungskräf-

ten sind die verbindenden Elemente

der Themenfelder. Stark beeinflusst

werden alle von der zunehmenden

Regulatorik sowie von der Digitalisie-

rung. Das Ziel der Personalstrategie

müsse klar formuliert, der Stellenwert

der strategischen Personalarbeit ge-

klärt und die erfolgskritischen Stell-

schrauben identifiziert sein sowie län-

gerfristige Entwicklungen antizipiert

werden. 

Anschließenden referierte Johann

Kramer, Vorstandsvorsitzender der

Raiffeisen-Volksbank eG Aurich, über

die erfolgreiche innovative Gewin-

nung und Motivation von Mitarbei-

tern. Zur Mitarbeitergewinnung trägt

in besonderem Maße das Image bzw.

das Erscheinungsbild der Bank bei.

Mittels eines aktiven Facebook-Auf-

trittes sollen insbesondere junge Kun-

den, ebenso wie potenzielle Bewer-

ber, gezielt angesprochen werden.

Hierdurch ließen sich bereits zählbare

Erfolge realisieren. Zur Aufrechter-

haltung der Mitarbeitermotivation

würden weiche Faktoren verbessert,

wie bspw. das betrieblichen Gesund-

heitsmanagement, flexiblere Arbeits-

zeitmodelle sowie die Vereinbarkeit

von Beruf und Familie. Daneben sei

in einem Werteversprechen klar gere-

gelt, dass der Umgang miteinander

auf gegenseitigem Respekt, Fairness

sowie Vertrauen fußt. 

Im dritten Vortrag referierte Frank M.

Mühlbauer, Vorstandsvorsitzender der

WL BANK AG, u.a. über den Drei-

klang Bewerber – Mitarbeiter –

Kunde. Mühlbauer verdeutlichte an-

hand des Wertewandels, wie sich der

klassische berufliche Lebenszyklus

und somit auch die Anforderungen an

das Personalmanagement gewandelt

haben. Die WL BANK AG beteiligt

sich deswegen seit 2010 an der „Great

Place to Work“-Initiative, um sich in

den Dimensionen Glaubwürdigkeit,

Respekt, Fairness, Stolz und Team-

geist weiterzuentwickeln. Dafür

wurde die WL BANK AG in der

Zwischenzeit mehrfach ausgezeichnet

und gehört zu „Deutschlands Besten

Arbeitgebern“. In der aktuellen Eva-

luation konnte festgestellt werden,

dass das Gesamtpaket aus Vergütung,

Sozialleistungen und Betriebsklima

zu einer vergleichsweise niedrigen

Fluktuationsquote i. H. v. 2,5 Prozent

führt. Mühlbauer verdeutlichte, dass

Wechselwirkungen zwischen den drei

Dimensionen Bewerber, Mitarbeiter

Die besten Mitarbeiter für Genossenschaftsbanken gewinnen und

motivieren

Zwischen Kosten, Markterschließung und Zukunftsfähigkeit

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels ist die Gewinnung und Bindung von
Mitarbeitern eine der zentralen zukünftigen Herausforderungen für Unternehmen, um die
eigene Wettbewerbsfähigkeit sicherzustellen. „Die besten Mitarbeiter für Genossenschafts-
banken gewinnen und motivieren – Zwischen Kosten, Markterschließung und Zukunftsfä-
higkeit“ lautete daher das Thema der Veranstaltungsreihe „Wissenschaft und Praxis im Ge-
spräch“ am 8. Juni 2015. Rund 180 interessierte Teilnehmer waren der Einladung des In-
stituts für Genossenschaftswesen gefolgt, um das Personalmanagement und Personalstra-
tegien in der genossenschaftlichen FinanzGruppe zu diskutieren.



und Kunde bestehen, die es unbedingt

zu beachten gelte. 

Im abschließenden Vortrag themati-

sierte Annette Kaiser, Geschäftsführe-

rin des Arbeitgeberverbandes der

Deutschen Volksbanken und Raiffei-

senbanken e.V., den Beitrag der Tarif-

politik zur Arbeitgeberattraktivität.

Da in der Tarifpolitik die gegenseiti-

gen Erwartungen zusammengebracht

werden sollen, spiele diese eine be-

sondere Rolle für die Arbeitgeberat-

traktivität. Wesentlich für diese seien,

laut Kaiser, das Arbeitsklima, auf das

kein tariflicher Einfluss genommen

werden kann sowie die Arbeitsbedin-

gungen (angemessene Bezahlung,

Flexibilität, Arbeitsplatzsicherheit),

welche der Tarif wiederum unmittel-

bar beeinflusst. Die Tarifpolitik könne

zum einen zur Imagesteigerung der

gesamten genossenschaftlichen Fi-

nanzGruppe und der einzelnen Pri-

märbank beitragen. Zum anderen

solle die Tarifpolitik als Impulsgeber

für Banken hinsichtlich wichtiger Zu-

kunftsthemen fungieren. Grenzen der

Tarifpolitik seien in der Kommunika-

tionsfähigkeit des einzelnen Arbeitge-

bers sowie in der kundenmarktgerech-

ten Personalaufstellung der Bank zu

sehen.

Im Anschluss an die vier Vorträge er-

folgte eine von Prof. Dr. Theresia

Theurl moderierte Podiumsdiskussion

unter dem Titel „Faktor Mensch in der

Genossenschaftsbank: Mitarbeiter,

Mitglied, Kunde“. Die Diskussions-

runde setzte sich aus Axel Kehl, Vor-

standsvorsitzender der Akademie

Deutscher Genossenschaften e.V.,

Hermann Kerler, Vorstandsvorsitzen-

der der Raiffeisenbank Pfaffenhausen

eG, Guido Lohmann, Vorstandsvorsit-

zender der Volksbank Niederrhein eG,

und Reinhard Schlottbom, Vorstands-

vorsitzender der PSD Bank Westfa-

len-Lippe eG, zusammen. Die Disku-

tanten resümierten, dass sich eine er-

folgreiche Personalstrategie grund-

sätzlich aus einer Unternehmemsstra-

tegie ableiten lasse, die in ihrer Um-

setzung bereits bei den Praktikanten

ansetzen müsse. Darüber hinaus

werde das Anforderungsprofil zu-

künftig verstärkt die technischen

Kompetenzen der Mitarbeiter beto-

nen, da Omnikanalmanager benötigt

würden. Insgesamt sei die Steigerung

der Arbeitgeberattraktivität Aufgabe

der jeweiligen Primärbank, die ihre

genossenschaftlichen Werte als Uni-

que Selling Proposition nutzen könne.

Zentral seien dabei u.a. die aktive

Förderung und Wertschätzung der

Mitarbeiter. 

Die nächste Veranstaltung der Reihe

„Wissenschaft und Praxis im Ge-

spräch“ findet am 25. Januar 2016 in

Münster statt.
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„Vom Grundsatz der Datensparsamkeit zu Big Data Analytics – Wo

bleiben Datenschutz und Datensicherheit?“

13. März 2015, 9:30-11:00 Uhr, WGZ Bank, Niederlassung Münster

Den Inhalt des diesjährigen Vortrages vor der Mitgliederversammlung der Forschungsge-
sellschaft für Genossenschaftswesen Münster e.V. bildeten der Umgang und die Nutzung
von Daten durch staatliche Behörden und private Unternehmen. Damit knüpfte die Veran-
staltung an die aktuelle gesellschaftliche Diskussion an, welche Daten ein Staat über seine
Bürger oder ein Unternehmen über seine Kunden sammeln oder gar verwenden darf.
Diese anhaltende Diskussion erhielt zusätzliche Impulse durch die Enthüllungen Edward
Snowdens, der die mit der zunehmenden Digitalisierung der Gesellschaft einhergehenden
Gefahren des Schutzes privater Daten offenlegte.

Zu Beginn der Veranstaltung in der

Münsteraner Niederlassung der WGZ

Bank begrüßten Prof. Dr. Theresia

Theurl, Direktorin des Instituts für

Genossenschaftswesen, sowie Werner

Böhnke, Vorsitzender des Aufsichts-

rats der WGZ Bank AG und zugleich

Präsident des Förderrats der For-

schungsgesellschaft für Genossen-

schaftswesen Münster, eine große An-

zahl an interessierten Zuhörern des

Vortrags von Prof. Dieter Kempf, dem

Vorstandsvorsitzenden der DATEV

eG und Präsidenten des BITKOM. 

Dieser erläuterte zuerst die rechtliche

Grundlage zur Erhebung und Verwen-

dung von Daten durch den Staat in

Deutschland. Diesen seien enge Gren-

zen gesetzt, da in Deutschland das

Gebot der Datensparsamkeit gelte. Je-

doch machte Prof. Kempf auch deut-

lich, dass dieser Grundsatz vor dem

Hintergrund des positiven Beitrags

solcher Daten, bspw. zur Verbre-

chensbekämpfung und einer sich

wandelnden digitalen Umwelt, stän-

dig neu hinterfragt werden muss. 

Der Grund für die sich wandelnde di-

gitale Umwelt ist die in den letzten

Jahren enorm angestiegene verfügba-

re Datenmenge. Immer mehr Men-

schen vernetzen sich über soziale

Netzwerke und tragen mit der Nut-

zung mobiler Endgeräte zu einer Er-

höhung des Datenvolumens bei. Aber

auch darüber hinaus nutzen Unterneh-

men zunehmend Clouds und ähnliche

Formen der IT-Vernetzung, die ein na-

hezu exponentielles Wachstum der

Datenvolumina beförderten. Der in

Zukunft weiter zunehmende Daten-

verkehr in wichtigen Bereichen, wie

beispielsweise der Energieversorgung

oder dem Gesundheitswesen, trägt zu-

sätzlich dazu bei. In zunehmendem

Maße werden intelligente Netze auf-

Professor Dieter Kempf studierte Be-

triebswirtschaftslehre an der Ludwig-

Maximilians-Universität in München

und absolvierte danach seine Prü-

fung zum Steuerberater. Nach einer

Tätigkeit bei der Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaft Ernst&Young wurde er

1991 Vorstandmitglied der Datev,

deren Vorstandsvorsitzender er seit

1996 ist. 2005 wurde er zum Honorar-

professor der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät

der Universität Erlangen-Nürnberg ernannt. Im Jahr 2011 wurde er

zum Präsidenten des Branchenverbandes BITKOM gewählt. 
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und ausgebaut, um aus der Menge der

vorhandenen Daten wirtschaftlich

vorteilhafte Entwicklungen zu för-

dern. Prof. Kempf zeigte beispielhaft

an diesen beiden Sektoren, dass die

Schaffung einer IT-Infrastruktur Vor-

aussetzung ist, um Kosten dauerhaft

gering zu halten und die zunehmende

Komplexität der Datenmengen zu ma-

nagen. Dies gilt für den privaten Sek-

tor in gleichem Maße wie für den

Staat. Auch bei diesem entstehen

durch die Vernetzung der Behörden

Einsparungspotentiale. 

Die Bedeutung der hohen Datenmen-

gen und ihre Verwendung liegen in

der privaten Wirtschaft zumeist in der

Generierung von Wissen über Kun-

denwünsche oder sich anbahnende

Trends. Ein ähnlicher Hintergrund ist

auf Seiten des Staates nur bedingt

festzustellen, da der Grundsatz der

Datensparsamkeit und Datenschutz-

vorschriften die Auswertung von Da-

tensätzen oftmals erschweren. Daten

dürfen meist nur in jenen Fällen ge-

sammelt und verwendet werden, für

die eine gesetzliche Grundlage diese

in einen expliziten Zusammenhang

mit dem Zweck der Datenerhebung

formuliert. Nach Prof. Kempf muss

hier in Zukunft neu überlegt werden,

wie eine effiziente staatliche Nutzung

von Daten umgesetzt werden kann,

damit insbesondere in der Strafverfol-

gung dem Staat nicht die Hände ge-

bunden seien. Im schlimmsten Falle

könne ein Festhalten am eng gefas-

sten Prinzip der Datensparsamkeit zu

einem „Täterschutz“ führen, erläuter-

te Prof. Kempf am Beispiel von

LKW-Maut-Daten. Diese ließen sich

z. B. auch wirkungsvoll für die Ver-

folgung von Straftaten einsetzen, dür-

fen aus Gründen des Datenschutzes

aber nicht genutzt werden. 

Abschließend, so das Fazit von Prof.

Kempf, sollte man in Deutschland

vom bisher handlungsleitenden Prin-

zip der Datensparsamkeit abgehen

und zu einem Prinzip des opportunen

Datenreichtums übergehen, da Lö-

sungsansätze verfügbar sind, um

Daten zu verarbeiten und zu verwen-

den, ohne die Privatsphäre der Bürger

zu verletzen und dabei die informatio-

nelle Selbstbestimmung zu beachten.

Ü Kai Hohnhold

( (0251) 83-2 28 93

* kai.hohnhold@

ifg-muenster.de
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Eingeleitet wurde die Veranstaltung

durch den Verbandsdirektor des VdW

Rheinland Westfalen e.V. RA Alexan-

der Rychter. In seiner Begrüßungsan-

sprache betonte er die vielseitigen

Handlungsmöglichkeiten von Woh-

nungsgenossenschaften zur Positio-

nierung im Markt und verwies auf die

Besonderheiten des genossenschaft-

lichen Geschäftsmodells.

Mit ihrem Vortrag zum Thema „Woh-

nungsgenossenschaften: Stärken stär-

ken“ lieferte Prof. Dr. Theresia Theurl

Informationen aus der aktuellen For-

schung. Sie verdeutlichte, dass die

Marktbedingungen für Wohnungsge-

nossenschaften zunehmende Heraus-

forderungen beinhalten, da ihr Um -

feld schneller, komplexer und härter

werde. Nicht zuletzt deshalb nimmt

die Bedeutung der Identifikation und

Förderung der individuellen Stärken

für die Unternehmen an Bedeutung

zu. Als konkrete Ansatzpunkte für den

Ausbau von Stärken wurden u. a. die

Optimierung des Leistungserstel-

lungsprozesses und die gezielte Kom-

munikation der durch Genossenschaf-

ten übernommenen gesellschaftlichen

Verantwortung genannt. Das Fazit des

Vortrags, dass strategische und opera-

tive Stärken der einzelnen Genossen-

schaften die notwendige Vorausset-

zung für den Unternehmenserfolg

schaffen, die Kommunikation und Be-

arbeitung der Stärken der genossen-

schaftlichen Governance diesen je-

doch maßgeblich unterstützen, zeigte

sich in den folgenden Vorträgen sehr

konkret.

„Genossenschaftliches Wohnen in

strukturschwachen Regionen – Wege

und Auswege“ war das Thema des an-

schließenden Vortrags von Maren

Kern, Vorständin des Verbands Ber-

lin-Brandenburgischer Wohnungsun -

ternehmen e.V., Berlin. Kern stellte

zunächst die Wohnungsmarktsituation

im Verbandsgebiet dar und hob dabei

die regional höchst unterschiedliche

Bevölkerungsentwicklung sowie die

resultierenden Herausforderungen für

die Unternehmen hervor. Daran an-

schließend veranschaulichte sie an-

hand von Beispielen, welche Hand-

lungsoptionen insbesondere für Ge-

nossenschaften in Schrumpfungsre-

gionen existieren. Der Vortrag schloss

mit dem Fazit, dass Investitionen ge-

rade unter schwierigen Wettbewerbs-

bedingungen nicht ausbleiben dürfen.

Sönke Witt, Vorstand der Gartenstadt

Hamburg eG, referierte zu dem

Thema „Erfolgreiche Mitgliederein-

bindung – Nutzen und Grenzen“. Witt

veranschaulichte, wie durch gezielte

Maßnahmen Mitglieder aktiv an und

in die Genossenschaft (ein-)gebunden

werden können. Darüber hinaus stell-

te er das Vermietungskonzepts „Dach

und Fach“ vor. Bei diesem vermietet

die Genossenschaft zu günstigen

Konditionen ausschließlich die

Räumlichkeiten an ihre Mitglieder:

Die Ausgestaltung, inklusive der In-

stallation von Heizungsanlagen oder

Kücheneinrichtungen, erfolgt voll-

ständig durch die Bewohner.

Zum Thema „Wohnen und Service für

alle Generationen – Konzeption und

Umsetzung des Projektes Q+“ refe-

rierte Michaela Gehl, Vorständin der

SÜDHEIDE eG, Celle. In ihrem Vor-

trag stellte sie den Ablauf, die Be-

sonderheiten, die Vorzüge und die

Schwierigkeiten beim Aufbau eines

serviceorientierten Quartiers für Se-

nioren am Beispiel des Projektes Q+

dar. Gehl bezeichnete das Projekt

trotz der langen Planungsphase und

des hohen organisatorischen Aufwan-

des als Erfolg. Die Bestätigung ihrer

Einschätzung sieht sie in der frühzei-

tigen Reservierung der neugeschaffe-

nen Wohnungen und der hohen Ak-

zeptanz des Baulärms durch die in der

Umgebung lebenden Mitglieder.

„Markenauftritt von Wohnungsgenos-

senschaften – Strategie, Konzeption

IfG intern | Events/Veranstaltungen
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Wohnungsgenossenschaften erfolgreich im Markt führen – Hand-

lungsfelder und Handlungsoptionen

25. Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften“

Am 24. März 2015 fand zum 25. Mal das Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenos-
senschaften“ statt. Ca. 140 Teilnehmer diskutierten dabei anhand unterschiedlicher Bei-
spiele, welche Handlungsmöglichkeiten für Wohnungsgenossenschaften bestehen, um
sich im Markt zu positionieren und den zunehmenden Wettbewerbsherausforderungen zu
begegnen.
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und Umsetzung“ war das Thema des

Vortrags von Stefan Probst, Vorstand

des Lübecker Bauvereins eG, Lübeck.

Anhand der Einführung eines zwei-

schichtigen Icon-Konzeptes verdeut-

lichte er, wie Wohnungsgenossen-

schaften kooperativ ihr Image verbes-

sern und ihre Markenbekanntheit er-

höhen können. Durch die Bündelung

von Marketingmaßnahmen verschie-

dener Genossenschaften kann die

Werbewirkung und -reichweite deut-

lich erhöht werden. Probst bezeichne-

te nicht zuletzt deshalb kooperatives

Marketing z. B. innerhalb der Marke-

tinginitiative oder regionalen Marke-

tingverbünden als effiziente Möglich-

keiten zur Steigerung der Markenbe-

kanntheit einer Genossenschaft.

Die Einführung eines Logos zur Ver-

besserung der Marktposition einer

Genossenschaft bildete den Kern des

Vortrags mit dem Thema „Positionie-

rung einer Wohnungsgenossenschaft

im lokalen Markt – Konzeption und

organisatorische Konsequenzen“ von

Ulrich Bimberg, Vorstandsvorsitzen-

der des Spar- und Bauvereins eG, So-

lingen. Bimberg betonte zunächst,

dass die Einführung eines Logos stets

begründet erfolgen muss und z. B. als

Transportmedium einer Botschaft ge-

nutzt werden sollte. Durch die Kopp-

lung der neuen Organisationseinhei-

ten, der beschäftigten Mitglieder

sowie deren Aufgaben an das Logo

wurde beim Bau- und Sparverein eine

konsistente Marke aufgebaut, die adä-

quat durch ihr Logo repräsentiert

wird. Die Einführung wurde durch die

gezielte Platzierung von diesem auf

Werbeträgern, wie z. B. Servicefahr-

zeugen, Tafeln und Werbegeschenken

unterstützt.

Den Abschluss des Symposiums bil-

dete der Vortrag von Constantin Hein-

ze, Projektleiter und Prokurist der

WGH-Herrenhausen eG, Hannover

zum Thema „Erfolgreich den Markt

mitgestalten: das Quartierskonzept

der WGH-Herrenhausen (Forum Her-

renhäuser Markt)“. Heinze stellte in

diesem das aktive Mitwirken der

WGH bei der Umgestaltung des

Stadtteils Herrenhausen dar. Hierzu

wurde ein veraltetes Einkaufszentrum

durch einen neu gebauten, modernen

Wohn- und Gewerbekomplex abge-

löst. Nach Heinze hatte dies einen

nachhaltig positiven Einfluss auf das

gesamte Quartier, der sich z. B. in

einer Verringerung des Gewerbeleer-

standes und einer deutlichen Erhö-

hung der Bestandsnachfrage wider-

spiegelte. Darüber hinaus konnte

durch die Quersubventionierung der

Wohnraummiete durch die Gewerbe-

miete ein wahrnehmbarer Zusatznut-

zen für die Mitglieder der Genossen-

schaft geschaffen werden. 

Die nächste Veranstaltung der Reihe

„Perspektiven für Wohnungsgenos-

senschaften“ findet am 27. Oktober

2015 im Mövenpick Hotel in Münster

statt.

v.l.n.r.: Stefan Probst, Maren Kern, Michaela Gehl, Constantin Heinze, Prof. Dr. Theresia Theurl, Sönke Witt, Ulrich Bimberg, 
RA Alexander Rychter

Ü Stephan Zumdick

( (0251) 83-2 28 93

* stephan.zumdick@
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13. Alumni-Treffen

Am 20. und 21. März 2015 in Münster

Zum 13. Alumni-Treffen am 20. und 21. März 2015 konnte Frau Prof. Dr. Theurl wieder
zahlreiche ehemalige und aktuelle Mitarbeiter sowie Absolventen des Fachs Unterneh-
menskooperation begrüßen. An zwei abwechslungsreichen Veranstaltungstagen wurden
den teilnehmenden IfG-Alumni interessante Vorträge von Dr. Dieter W. Benecke, Dr. Hen-
drik Niebaum sowie Julian Taape geboten. Daneben stand der informelle Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Generationen der IfG-Alumni im Mittelpunkt dieser Veranstaltung.

Die Gastgeberin, Prof. Dr. Theresia

Theurl, eröffnete die Veranstaltung

mit der Begrüßung der Teilnehmer,

die sich dann selbst vorstellten und

sich an ihre IfG-Zeit erinnerten. Der

folgende Vortrag gab Auskunft über

die Aktivitäten des Instituts, wie bei-

spielsweise erfolgreich absolvierte

Promotionsprojekte oder bekannte

Veranstaltungsreihen des IfG. Außer-

dem konnte Prof. Theurl den teilneh-

menden Alumni weitere vielverspre-

chende Forschungsvorhaben ankündi-

gen und vorstellen.

In seinem Vortrag mit dem Titel „So-

ziale Marktwirtschaft – Ordnungs -

politik zwischen Adam Smith und

Karl Marx: Internationale Beratung“

sprach Dr. Dieter W. Benecke über die

Grundidee der Sozialen Marktwirt-

schaft und aus langjähriger eigener

Erfahrung über Beratungsansätze zur

Vermittlung dieses Konzepts, um an-

schließend auf die Zielgruppen einer

solchen Beratung einzugehen. Zu-

nächst erläuterte Dr. Benecke, dass

die Soziale Marktwirtschaft zwischen

den Extremen des Ökonomischen Li-

beralismus und des Politischen Sozia-

lismus einzuordnen sei und ein wis-

senschaftlich erarbeitetes Konzept

darstellt, welches erfolgreich in die

Praxis übertragen wurde. Die Grund-

elemente dabei seien individuelle

Leistungsbereitschaft und persönliche

Verantwortung, Solidarität der ökono-

misch stärkeren mit den schwächeren

Mitbürgern sowie die subsidiäre Akti-

vität des Staates. Als Ziele nannte er

das ökonomische Ziel „Wohlstand für

alle“ sowie das sozial-gesellschaftli-

che Ziel der sozialen Gerechtigkeit.

Ebenso zählt Nachhaltigkeit aus öko-

logischer Sicht zu den Zielen. Um das

Konzept der Sozialen Marktwirtschaft

zu vermitteln bzw. umzusetzen, sind

besonders die Kernbereiche der Wirt-

schafts-, Finanz- und Sozialpolitik

von großer Bedeutung. Einer interna-

tionalen Sozialen Marktwirtschaft

räumte Dr. Benecke allerdings nur ge-

ringe bis keine Chancen ein, da die

notwendige Ordnungspolitik einen

Staat bzw. eine starke Institution be-

nötigt, die diese um- bzw. durchsetzt.

Vielmehr kommt es darauf an, länder-

spezifische Eigenschaften zu berück-

sichtigen und das Konzept der Sozia-

len Marktwirtschaft an diese anzupas-

sen. Eine sozial-orientierte Markt-

wirtschaft ist daher die bessere Be-

zeichnung, um die Anwendung auf

andere Volkswirtschaften zu beschrei-

ben. Hierbei sind wieder die bereits

genannten Kernbereiche entschei-

dend. So kann beispielsweise soziale

Gerechtigkeit durch Fiskalpolitik be-

einflusst werden oder der wirtschaftli-

che Erfolg aus einer präventiven Sozi-

alpolitik entspringen, indem der Zu-

gang zu Bildung ermöglicht wird und

somit die Potenziale der Bevölkerung

besser genutzt werden können. Als

Zielgruppen einer Beratung zum Kon-

zept der Sozialen Marktwirtschaft

nennt Dr. Benecke verschiedene Ak-

teure aus Politik, Wirtschaft und dem

akademischen Bereich der Wirt-

schafts- und Sozialwissenschaften. 

Im Anschluss an diesen Vortrag bega-

ben sich die IfG-Alumni zum gemein-

samen Abendessen in das Restaurant

„Silberner Löffel“. Dort wurde bei

italienischem Essen die entspannte

Atmosphäre zu einem informellen Er-

fahrungsaustausch genutzt. Am näch-

sten Morgen trafen sich die Teilneh-

mer zum gemeinsamen Frühstück im

Institut, um anschließend zwei weite-

re interessante Vorträge präsentiert zu

bekommen.

Zu Beginn des zweiten Veranstal-

tungstages sprach Dr. Hendrik Nie-

baum von RWE über aktuelle und zu-

künftige Entwicklungen auf dem

Energiemarkt. In seinem Vortrag mit

dem Titel: „Energiemarkt – quo

vadis“ zeigte Dr. Niebaum auf, wel-

chen Einfluss die unkonventionelle

Gas- und Ölförderung in den USA,

das sogenannte Fracking, sowie die in

Deutschland rasant wachsende Erzeu-

gung aus Erneuerbaren Energien auf

den Energiemarkt hat. Durch die neue

Möglichkeit unkonventionelle Gas-

IfG intern | Events/Veranstaltungen
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und Ölvorkommen zu fördern, entwi-

ckelt sich die USA von einem Impor-

teur zu einem Exporteur im Gasmarkt.

Ein weiterer Effekt, so Dr. Niebaum,

sei der signifikante Gaspreisvorteil in

den USA gegenüber Europa und

Asien, welcher einen klaren Wettbe-

werbsvorteil im internationalen Ver-

gleich darstellt. Auch beim Öl konn-

ten, entgegen vorheriger Prognosen,

Effekte, wie der Preisverfall beim

Rohöl, beobachtet werden. Ein ande-

rer wesentlicher Faktor, der zur Ver-

änderung des Energiemarktes geführt

hat und auch in Zukunft Einfluss neh-

men wird, ist die in Deutschland

durch den Staat geförderte Stromer-

zeugung aus Erneuerbaren Energien.

Das zusätzliche Angebot an Erzeu-

gungskapazitäten und der durch stei-

gende Energieeffizienz rückläufige

Stromverbrauch führen zu sinkenden

Strompreisen. Dieser Effekt führt

wiederum dazu, dass insbesondere

Gaskraftwerke nicht mehr rentabel zu

betreiben seien und auch die Aktien-

kurse der betroffen Energiekonzerne

rückläufigen Charakter aufweisen.

Zurückzuführen sind diese Verände-

rungen aber beispielsweise auch auf

die unterschätze Kostendegression bei

den Erneuerbaren Energien oder die

falsche Erwartung über steigende

Commoditypreise. Nicht zu vernach-

lässigen sind, laut Dr. Niebaum, aber

auch die Genehmigungs- und Baukos-

tenrisiken im Bereich Kraftwerksbau,

die einen wesentlichen Unterschied

zu risikoärmeren Investitionen in de-

zentrale Erzeugungskapazitäten dar-

stellen. Aufgrund der steigenden An-

forderung nach Flexibilität bei der

Stromerzeugung, welche durch die

fluktuierende Einspeisung des Stroms

aus Erneuerbaren Energien getrieben

wird, wächst auch die Bedeutung der

dezentralen Erzeugung. Auch aus die-

sem Grund kann die Anzahl von Ener-

giegenossenschaften einen stetigen

Zuwachs verzeichnen.

Den Abschluss des diesjährigen

Alumni-Treffens bildete der Vortrag

von Julian Taape, dem IfG-Mitarbei-

ter. Dieser stellte die Ergebnisse sei-

nes Promotionsprojektes vor, in dem

er das Kooperationsverhalten von Fa-

milienunternehmen untersuchte. Hier-

bei wurden in einer empirischen

Untersuchung familienunternehmens-

spezifische Charakteristika als Ein-

flussfaktor auf das Kooperationsver-

halten analysiert. In seinem Vortrag

griff Herr Taape Besonderheiten beim

Kooperationsverhalten, der Partner-

wahl und der Institutionalisierung bei

Kooperationen in Bezug auf Famili-

enunternehmen auf. Hierbei stellte er

fest, dass zahlreiche Familienunter-

nehmen Kooperationen eingehen und

diesbezüglich große Erfahrungen vor-

liegen. Für die Partnerwahl stellte

Herr Taape heraus, dass drei Viertel

der untersuchten Familienunterneh-

men auf ein informelles Verfahren zu-

rückgreifen, um einen geeigneten Ko-

operationspartner zu identifizieren.

Des Weiteren konnte gezeigt werden,

dass Familienunternehmen einen ge-

ringen Anteil an institutionalisierten

Kooperationen aufweisen, dieser sich

jedoch mit der räumlichen Ausdeh-

nung der Kooperationsaktivität er-

höht, also internationale Kooperatio-

nen stärker institutionalisiert werden

als lokale. Grundsätzlich konnte die

Aussage abgeleitet werden, dass das

Kooperationsverhalten durch famili-

enunternehmensspezifische Charakte-

ristika beeinflusst wird.  

Das nächste Alumni-Treffen wird am

18. und 19. März 2016 stattfinden und

die gewachsene Tradition der IfG-

Alumni-Veranstaltungen fortführen.

Ü Kai Hohnhold

( (0251) 83-2 28 93

* kai.hohnhold@

ifg-muenster.de
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International Network for Economic Research

17th Annual Conference in Luton (GB)

Die INFER Annual Conference, das jährliche Treffen des International Network for Econo-
mic Research (INFER), fand dieses Jahr vom 21.bis zum 23. Mai an der University of Bed-
fordshire statt. Mit dabei vom Institut für Genossenschaftswesen war Christian Märkel, der
sein aktuelles Arbeitspapier zur Diskussion stellte.
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INFER ist ein Netzwerk, das den Aus-

tausch von Wissenschaftlern und

Praktikern fördert, die in allen Berei-

chen der Volkswirtschaftslehre for-

schen. Vor allem junge Wissenschaft-

ler sollen gefördert und ermutigt wer-

den ihre Forschungsprojekte zu publi-

zieren und sich über alle Bereiche der

Volkswirtschaftslehre hinweg auszu-

tauschen. Die INFER Annual Con-

ference ist das wichtigste jährliche

Treffen dieses Netzwerks. Die Konfe-

renz fand in diesem Jahr vom

21.05.2015 bis zum 23.05.2015 an der

University of Bedfordshire in Luton

(Großbritannien) statt. Tagungsstätte

war das 2010 errichtete Postgraduate

Centre der Universität mit seinen mo-

dernen und sehr gut ausgestatteten

Konferenzräumen.

Das IfG Münster war durch Christian

Märkel mit seinem Diskussionspapier

zum Thema „The Convergence of the

Communication Markets as a Stimu-

lus for Cooperative- and M&A-activi-

ties: An Attempt to Classify the Main

Drivers of the Convergence Process.”

auf der Konferenz vertreten. In dem

Paper werden acht hauptsächliche

Triebkräfte des Konvergenzprozesses

identifiziert und in ein selbstentwi-

ckeltes Klassifikationsraster einge-

ordnet, welches aus 4 Kategorien be-

steht, technologiegetriebene, politik-

getriebene, nachfrageseitige und an-

gebotsseitige Triebkräfte. Ein weite-

rer Schwerpunkt des Papers liegt auf

dem Aufzeigen der Interdependenzen

zwischen den Triebkräften. Die Prä-

sentation des Papiers wurde von den

Konferenzteilnehmern, bestehend aus

Professoren, wissenschaftlichen Mit-

arbeitern und Assistenten sowie Prak-

tikern mit Interesse aufgenommen

und konstruktiv diskutiert.

Zur Konferenz waren drei Keynote-

Speaker geladen. Den Auftakt machte

Prof. Ansgar Belke von der Univer-

sität Duisburg-Essen mit seinem Vor-

trag „The Euro Exchange Rate and

Hysteresis in Exports – Empirical

Evidence for the Euro Area“. Am

zweiten Tag referierte Prof. Arijit Mu-

kherjee von der University of Not-

tingham zum Thema „Entry in a verti-

cal structure“. Eine weitere Keynote

Address hielt Dr. Jos Debelke, Gene-

raldirektor der Generaldirektion Kli-

mapolitik der EU-Kommission. Herr

Debelke referierte über die Ziele der

EU-Klima- und Energiepolitik für das

Jahr 2030. 

Schon die Titel der Keynote-Vorträge

machen die große Bandbreite der auf

der Konferenz behandelten Themen

aus der Volkswirtschaftslehre deut-

lich. Diese Themenvielfalt spiegelte

sich auch in den einzelnen Sessions

wider. Allerdings war auf der Konfe-

renz auch der Einfluss der Eurokrise

auf die Themen zu spüren. So be-

schäftigten sich bspw. einige der in

den Sessions präsentierten Paper mit

der Thematik der Austeritätspolitik

und es entwickelte sich hierüber auch

in den Pausen zwischen den Sessions

eine rege Diskussion unter den Kon-

ferenzteilnehmern. 

Der Best Paper Award ging in diesem

Jahr an Dr. Christian Oberst für das

Papier „Prosumer Preferences Regar-

ding the Adoption of Micro-Genera-

tion Technologies: Empirical Eviden-

ce for German Homeowners“. Damit

geht der Preis an einen ehemaligen

wissenschaftlichen Mitarbeiter des

Centrums für angewandte Wirt-

schaftsforschung in Münster.

Ü Christian Märkel

( (0251) 83-2 28 94

* christian.maerkel@

ifg-muenster.de

Der Konferenzort: Das Postgraduate
Centre der University of Bedfordshire



IfG intern | Events/Veranstaltungen

www.ifg-muenster.de 1-2015 43

IfG-Kennenlernabend am 22.04.2015

Italien

Im Mittelpunkt des Abends stand der

gemeinsame Austausch über Vorle-

sungen, Seminare und Abschlussar-

beiten am IfG. Nach der Begrüßungs-

rede durch Prof. Dr. Theresia Theurl

suchten viele Studierende das direkte

Gespräch mit den Mitarbeitern des

IfG sowie mit Prof. Theurl, um sich

über Möglichkeiten für ihr Bachelor-

oder Masterstudium zu informieren

und noch offene Fragen zu klären. 

Wer gerade nicht in ein fachliches Ge-

spräch vertieft war, plauderte mit

Kommilitonen, genoss das Buffet

oder nahm ein Kaltgetränk ein. Das

Thema des Abends war Italien, und so

verwandelten sich die Räumlichkeiten

des IfG mit grün-weiß-roten Flaggen

an der Wand und einem leckeren Buf-

fet, das aus Pizza, Salaten und Ciabat-

ta-Broten mit Dip bestand, zu einem

mediterranen Ort. Die Stimmung war

ausgelassen und der Abend nahm erst

spät sein Ende.

Alles in allem war es ein nettes Bei-

sammensein mit aufschlussreichen

und interessanten Gesprächen in ent-

spannter Atmosphäre. Das Team des

IfG freute sich über den riesigen An-

drang von etwa 150 Studierenden und

wartet schon gespannt auf den im

kommenden Wintersemester stattfin-

denden Kennlernabend auf den recht-

zeitig auf der Homepage des Instituts

hingewiesen wird.

Auch dieses Semester veranstaltete das Institut für Genossenschaftswesen wieder einen
Kennlernabend, den 29. um genau zu sein. Am Mittwoch den 22.04.2015 um 19:00 Uhr
versammelten sich zahlreiche Studierende im CAWM-Gebäude auf den Fluren des Insti-

Ü Annika Kuypers

( (0251) 83-2 28 03

* 06lit@

ifg-muenster.de



Das Team „Torpedo Theurl“ des IfG

trat dabei an, um ähnlich erfolgreich

aufzutreten wie im Vorjahr. In der von

vielen als Todesgruppe bezeichneten

dritten Gruppe des accenture-WiWi-

Cups 2015 traf die Mannschaft auf

Gegner wie „Juventus Watrin“, „Boca

JunIAS“ und „TurBiene Mannsch-

krafft“. Ein besonderes Highlight war

das CAWM-Derby mit „Basic

Needs“. Dieses besonders prestige-

trächtige Duell konnte die Mann-

schaft des IfG mit 1:0 für sich ent-

scheiden. Durch eine homogene

Mannschaftsleistung konnte die Vor-

runde ohne Gegentor und auf Grup-

penplatz drei abgeschlossen werden.

In der K.O.-Phase startete das Team

vom Stadtgraben 9 gegen „Crystal

Mett“ und konnte durch einen souve-

ränen Sieg ins Viertelfinale einziehen.

Hier wartete die Mannschaft „Marke-

ting Alumni“. Leider konnte gegen

den späteren Turnierdritten die Null

nicht gehalten werden und man mus-

ste sich nach einer Niederlage aus

dem Turnier verabschieden. Am

Abend fand dieser erlebnisreiche Fuß-

balltag mit einer feierlichen Siegereh-

rung und einer anschließenden Party

mit allen Teilnehmer und Fans seinen

Abschluss.
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Ü Kai Hohnhold

( (0251) 83-2 29 95

* jochen.wicher@

ifg-muenster.de

WiWi-Cup 2015

Team „Torpedo Theurl“ unter den besten acht

Zum 25. Mal fand das traditionsreiche Fußballturnier der Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-
kultät der Uni Münster statt und auch in diesem Jahr schickte das IfG eine schlagkräftige
Mannschaft in das mit 24 Teams besetzte Turnier. 

Das Team „Torpedo Theurl“

... und Action
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Theresia Theurl

Die Zukunft selbst in die Hand nehmen
– Das Zusammenleben vor Ort gemeinschaftlich gestalten und finanzieren*

Viele Herausforderungen stellen sich den Menschen auf der lokalen und der regionalen
Ebene. Erfreulicherweise besinnen sie sich zunehmend darauf, nicht zuerst nach Staat und
Kommune zu rufen, sondern Eigeninitiative zu zeigen. Gesellschaftliche und wirtschaftliche
Veränderungen legen dies nahe und es bewährt sich. Diese Einschätzung demonstrieren
viele erfolgreiche Projekte und Initiativen in unterschiedlichsten Bereichen.

Immer mehr Menschen sind bereit,

Verantwortung zu übernehmen und

sich für die Zukunftsfähigkeit ihrer

Kommune oder Region zu engagie-

ren. Anders als häufig interpretiert,

geschieht dies nicht zuletzt im eige-

nen Interesse, woraus die Bereitschaft

erwächst, Verpflichtungen einzuge-

hen und Aufgaben zu übernehmen.

Das Zusammenleben vor Ort gemein-

schaftlich zu gestalten und einzelne

Projekte auch in Kooperation zu fi-

nanzieren ist von vorneherein mit Zu-

sammenarbeit verbunden.

Gemeinschaftlich

Dabei geht es um eine Kombination

von „Sich selbst zu helfen“ und

„Etwas gemeinschaftlich“ umzuset-

zen. Ersteres liegt nahe, weil die Be-

troffenheit von Fehlentwicklungen

eine individuelle ist. Sie ist mit au-

thentischen Informationen über Ver-

änderungen verbunden. Sich selbst

helfen wollen ist auch gleichbedeu-

tend mit der Ablehnung einer Flucht

vor Problemen, dem Wunsch nach

einer lokalen Verwurzelung sowie

dem Willen, sich für die eigene Iden-

tität zu engagieren. Diese Wünsche

und Merkmale gemeinschaftlich um-

zusetzen, ermöglicht die Organisation

und die Finanzierung größerer Projek-

te. Deren Risiken können reduziert

und die Erfolgswahrscheinlichkeit er-

höht werden. Unterschiedliche Erfah-

rungen und Kompetenzen können

kombiniert werden. Auf diese Weise

gelingt es Neues zu schaffen oder Be-

währtes zu erhalten. Diese Kombina-

tion des „Selbst“ und des „Gemein-

schaftlich“ beinhaltet die Schlüssel-

faktoren für den Erfolg gemeinschaft-

licher Projekte.

Positiver Saldo

Auf diese Weise lässt sich einerseits

eine Kooperationsrente erzielen, Er-

gebnisse, die ohne die Zusammenar-

beit nicht entstehen würden. Anderer-

seits stellen sich auch alle typischen

Herausforderungen einer Zusammen-

arbeit ein, die nicht immer einfach zu

bewältigen sind. Es gilt also darauf zu

achten, dass sich ein deutlich positi-

ver Saldo einstellt zwischen den posi-

tiven Perspektiven einer Aufwertung

des eigenen Lebensraumes und den

vielen Folgen, die sich aus dem Auf-

bau von Abhängigkeit in gemeinsa-

Prof. Dr. Theresia Theurl,
Geschäftsführende Direktorin des IfG Münster

Vorträge
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men Projekten ergibt und die täglich

aufs Neue zu bewältigen sind.

Kooperationsfehler

Zusammenarbeit ist anfällig für Feh-

ler. Solche können sowohl strategi-

scher als auch handwerklicher Natur

sein. Man sollte sich dessen bewusst

sein und sie von vorneherein versu-

chen zu vermeiden. Zu den funda-

mentalen Fehlern ist die fehlende Vor-

stellung zu zählen, was konkret mit

dem gemeinsamen Projekt erreicht

werden soll. Eine belastbare Idee mit

einem stimmigen Konzept ist ein

Muss. Das Ziel kann nicht präzise

genug sein. Häufig besteht es aller-

dings eher in einer diffusen Vorstel-

lung, dass durch die Zusammenarbeit

und durch gemeinsame Projekte nun

alles besser wird. Dies ist die Voraus-

setzung für Enttäuschung und Unzu-

friedenheit.

Freiräume

Nicht alle Personen, Organisationen

und Gruppierungen sind in der Lage

zusammenzuarbeiten. Meist stellt sich

dies erst heraus, wenn gemeinsame

Projekte bereits in Angriff genommen

wurden. Versuche der Konfliktlösung

und eine Konzentration auf das Innen-

leben der Projektpartner dominieren

dann das Geschehen und nicht das

konstruktive Diskutieren sowie die er-

gebnisorientierte und inhaltliche Zu-

sammenarbeit. Manchmal wird die

Notwendigkeit von Organisatoren

und Koordinatoren – Kümmerern –

unterschätzt. Die resultierende Aufga-

benteilung bleibt dann meist diffus

und die Verantwortungsbereitschaft

sinkt. Wie bei der Zusammenarbeit

von Unternehmen fällt auf, dass auch

das Zusammenwirken von Bürgern

und ehrenamtlich tätigen Personen an

die Grenzen kommen kann, weil

damit die Einschränkung von Hand-

lungs- und Entscheidungsfreiräumen

verbunden ist. Damit kann oft nicht

umgegangen werden, was schnell

zum Ende der Zusammenarbeit füh-

ren kann.

Menschliches

Auch die Zusammenarbeit von Bür-

gern braucht Regeln, die die Zustän-

digkeiten, die Mechanismen der Ent-

scheidungsfindung, die Kommunika-

tion nach innen und nach außen sowie

den Umgang mit Konflikten festle-

gen. Sich damit am Beginn zu befas-

sen, kostet zwar meist Zeit, lohnt sich

aber immer. Manchmal ist es so, dass

sich bereits in diesem Stadium der

Zusammenarbeit deren Tragfähigkeit

sowie die Eignung der Partner heraus-

stellt. Das „Menschliche“ hat bei Bür-

gerprojekten besonders große Bedeu-

tung. Neid und Intoleranz sind ebenso

Ursachen für das Scheitern von Pro-

jekten wie eine stark ausgeprägte Nei-Der Zusammenhang

Auf die Kombination kommt es an
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gung, Entscheidungen zu dominieren.

Nicht selten ist es so, dass trotz viel

Engagement und Bereitschaft zur

Mitwirkung der Erfolg ausbleibt, weil

Wissen darüber fehlt, wie Projekte

entwickelt und umgesetzt werden

können. Wenn dies und eine fehlende

Festlegung von Zielen zusammen-

kommen, wenden sich vormals aktive

und begeisterte Menschen enttäuscht

von Projekten ab. Zahlreiche Koope-

rationsfehler werden durch eine man-

gelnde Projekterfahrung verursacht

sowie dem fehlenden Zugang zu Wis-

sen über ein effektives Projektma-

nagement.

Fazit

Das tatkräftige Zusammenwirken von

Bürgern vor Ort gewinnt Bedeutung.

Es haben sich nicht nur zusätzliche

und neue Aufgaben herausgebildet,

sondern es hat auch die Bereitschaft

und es haben die Möglichkeiten zuge-

nommen, sich zu engagieren. Dabei

gilt es darauf zu achten, Koopera-

tionsfehler möglichst zu vermeiden.

Denn diese sind es, die ein großes En-

gagement von Menschen leicht in

eine ebenso große Enttäuschung und

Ernüchterung wandeln können, wenn

Bürgerprojekte fehlschlagen. Damit

geht aber ein großes Potenzial an Ei-

geninitiative und Verantwortungsbe-

reitschaft verloren, auf die unsere Ge-

sellschaft heute angewiesen ist. 

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen des Fachforums der Ber-
telsmann Stiftung „Kein Geld und
doch kommunal aktiv. Finanzierungs-
und Gestaltungsalternativen in einer
Bürgerkommune“ am 17. März 2015
in Berlin.

Marktbearbeitung Firmenkunden*

Die mittelständischen Firmenkunden sind als Zielgruppe fast aller Bankengruppen nun
stärker in den Fokus getreten. Es sind jedoch die Genossenschaftsbanken, die mit dieser
Gruppe seit jeher stark verbunden waren. Dennoch gilt es nun zu handeln, denn Wettbe-
werber sind in den vergangenen Jahren sehr aktiv auf die Firmenkunden zugegangen. Es
ist davon auszugehen, dass Genossenschaftsbanken noch zusätzliches Potenzial vor
allem bei kleineren Firmenkunden – Geschäfts- und Gewerbekunden – heben können.
Doch auch der obere Mittelstand sollte im Auge behalten werden. Im BVR wurde zu die-
sem Zweck ein umfassendes Marktbearbeitungskonzept ausgearbeitet, das vorhandenes
Wissen und darauf beruhende Konzepte einzelner Genossenschaftsbanken berücksichtig-
te und nun eine strukturierte Vorgangsweise und systematische Bearbeitung zur Hebung
noch nicht genutzter Potenziale ermöglicht.          

Theresia Theurl

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de

Für die Genossenschaftsbanken ist

das Firmenkundengeschäft eine wich-

tige Ertragsquelle. Deutschlandweit

liegt das Gesamt-Ertragspotenzial bei

knapp 25 Mrd. Euro. Der Ergebnisan-

teil der Firmenkunden am Kundenge-

schäft liegt bei den Volksbanken und

Raiffeisenbanken bei etwa 59%.

Nicht nur als traditionelles Geschäfts-

feld gilt es, das Firmenkundenge-

schäft nachhaltig zu stärken, sondern

es bietet auch einen Ansatzpunkt, die

Ertragsposition der Genossenschafts-

banken zu verbessern, die durch die

monetären und regulatorischen Rah-

menbedingungen sowie die gestiege-

ne Wettbewerbsintensität auf den rele-

vanten Märkten belastet wird. Auch

ein verändertes Kundenverhalten trägt

dazu bei, wenn der Rückgang der

Zahlungsverkehrserträge durch neue

Bezahldienste sowie die abnehmende

Bedeutung des klassischen Bankkre-

dits berücksichtigt werden.

Firmenkunden

Seitens der Genossenschaftsbanken

sind aktuell große Herausforderungen

zu bewältigen. Daher ist es nahelie-

gend jene Kundensegmente intensiver

zu bearbeiten, die Ertragspotenziale

versprechen. Doch dabei gilt es zu be-

rücksichtigen, dass Firmenkunden

einen hohen und sehr differenzierten

Beratungsbedarf haben, was dazu

führt, dass die Banken über adäquate



IfG intern | Vorträge

www.ifg-muenster.de 1-2015 48

Mitarbeiterkapazitäten verfügen müs-

sen. Zudem sind viele mittelständi-

sche Unternehmen in ihrer Finanzie-

rung heute bankenunabhängiger auf-

gestellt als früher. Sie weisen aus

mehreren Gründen einen höheren Ei-

genkapitalbestand auf als in der Ver-

gangenheit und viele von ihnen finden

leichter einen Zugang zum Kapital-

markt und verfolgen ein effektives

Cash-Management. International täti-

ge Unternehmen haben darüber hin-

ausgehend zusätzliche Finanzierungs-

optionen bei ausländischen Finanzin-

stituten. Es ist also davon auszugehen,

dass beide identifizierten Zielgruppen

in der Akquisition, in der Beratung

und in der Bindung herausfordernd

sind.           

Marktbearbeitungs-
konzept

Das erarbeitete Marktbearbeitungs-

konzept enthält zwei kundenspezifi-

sche Säulen: erstens für die Ge-

schäftskunden und Gewerbekunden

(Projekt OptiProFi) und zweitens für

den Mittelstand und den oberen

Mittelstand (Projekt Firmenkunden-

Strategie). Im ersten Segment stehen

standardisierte Produkte und Prozes-

se, eine kostenbewusste Beratung

sowie eine aktive Ansprache im

Vordergrund. Bei den Mittelstands-

kunden mit ihrer hohen Betreuungsin-

tensität soll eine Neukundenakquisi-

tion erfolgen. Auch in diesem Bereich

sollen eine Standardisierung von Pro-

zessen und eine aktive Ansprache er-

folgen. In diesem Feld wird eine stär-

kere Zusammenarbeit mit den Part-

nern der genossenschaftlichen Fi-

nanzgruppe als notwendig erachtet

und angestrebt.

Konzeptentwicklung

Bei der Entwicklung des Marktbear-

beitungskonzeptes wurden drei Prin-

zipien beachtet. Erstens sollten beste-

hende Konzepte von Genossen-

schaftsbanken strukturiert und in

einem Gesamtkonzept zusammenge-

fasst werden. Zweitens sollten die in-

dividuellen geschäftspolitischen Aus-

richtungen der Genossenschaftsban-

ken berücksichtigt werden und drit-

tens sollte die eigenständige Umsetz-

barkeit ermöglicht werden. Es wurde

also auf Projektbasis ein subsidiärer

und zielgruppenspezifischer Ansatz

entwickelt, für dessen Umsetzung

jede Genossenschaftsbank ihre Frei-

räume nutzen sollte, wobei Bera-

tungsangebote verfügbar sind.

Konzeptinhalte

Die konkreten Inhalte sind in einen

strategischen Rahmen eingebunden

und betreffen die konkreten Produkte

sowie deren Preise. Verfügbar sind

außerdem eine Beratungs- und Be-

treuungskonzeption sowie eine adä-

quate Aufbauorganisation und ent-

sprechende Vertriebskanäle, die Ab-

Prof. Dr. Theurl; Patrick Schönau (RWGV); Thomas Hamdorf (VB Hellweg eG; 
Ute Berhorst (BVR); Jürgen Buchalski (RB Neustadt eG)

Prof. Dr. Theurl, Ralf W. Barkey, Thomas Kronenberg
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lauforganisation und die in sie einge-

bundene Prozesse. Erarbeitet wurden

zusätzlich Instrumente zur Sicherstel-

lung einer guten Datenqualität und

einer geeigneten Kundensegmentie-

rung sowie der Vertriebsplanung und 

-steuerung und der Führung und Qua-

lifikation. Insgesamt ist ein ganzheit-

licher Ansatz entstanden, der von der

Entwicklung der Firmenkundenstrate-

gie bis zur operativen Umsetzung

reicht. Ein weiteres Kennzeichen ist

seine modulare Struktur, die die Nut-

zung, Bearbeitung und Anpassung

einzelner Bausteine ermöglicht. Ein

Anwenderhandbuch, Instrumente zur

Umsetzung, Hintergrundinformatio-

nen, diverse Checklisten sowie Pra-

xisbeispiele stehen gut dokumentiert

zur Verfügung.        

Erfahrungen

Die ersten Erfahrungen von Genos-

senschaftsbanken sind positiv. Doch

dieses Marktsegment ist hart um-

kämpft und die Umsetzung der indivi-

duellen Firmenkundenstrategie erfor-

dert Konsequenz und die Bereitschaft

zur Standardisierung von Prozessen

und Produkten. Die Entstehung des

Bearbeitungskonzeptes ist typisch für

die Zusammenarbeit in der genossen-

schaftlichen FinanzGruppe. So haben

sich an der Erarbeitung der einzelnen

Projekte 34 Genossenschaftsbanken

beteiligt und ihre Erfahrungen und

Kompetenzen eingebracht.

Fazit

Die Firmenkunden sind eine wichtige

Säule des Geschäfts der Genossen-

schaftsbanken. Vor den aktuellen

wirtschaftlichen und gesellschaft-

lichen Rahmenbedingungen können

das Wertegerüst von Genossen-

schaftsbanken sowie ihre Kompetenz

für die Organisation von Dauerbezie-

hungen ihre Chancen in einem inten-

siven Wettbewerbsprozess erhöhen.

Allerdings ist es notwendig, kosten-

orientierte Standardisierungen sowie

ein gutes Gesamtkonzept in eine um-

fassende MemberValue-Strategie ein-

zubeziehen. Die Voraussetzungen

dafür liegen nun vor.      

* Zusammenfassung wesentlicher As-
pekte der Moderation einer Podiums-
diskussion im Rahmen der Auftaktver-
anstaltung des RWGV „Marktbear-
beitung Firmenkunden“ am 3.2.2015
in der Zeche Zollverein Essen.

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de

v.l..: Thomas Kronenberg (RWGV); Axel Liebetrau (Banking Innovation Group GmbH);
Jürgen Buchalski (RB Neustadt eG); Martin Behrens (BMS Training & Coaching GmbH);

Matthias Morlock (GAD eG); Thomas Hamdorf (VB Hellweg eG); Patrick Schönau
(RWGV); Dr. Andreas Siemes (BMS Consulting GmbH); Ute Berhorst (BVR); 

Prof. Dr. Theurl; Christoph Selbach (RWGA); Klaus Sonntag (Geno Bank Consult
GmbH); Dr. Florian Wüller (BMS Consulting GmbH); Ralf W. Barkey (RWGV);

Jens Gerke (Geno Bank Consult GmbH)

Casinohalle der Zeche Zollverein Essen



Zunächst stellt sich die Frage, ob die-

ses Thema – … ein Gewinn für

Mensch und Region … – überhaupt

ein aktuelles ist. Die Antwort ist ein

klares Ja. Genossenschaften im Allge-

meinen und Raiffeisenbanken im Spe-

ziellen ermöglichen Antworten auf

die wirtschaftlichen und gesellschaft-

lichen Herausforderungen unserer

Zeit. Doch dafür müssen die Be-

sonderheiten des genossenschaft-

lichen Wirtschaftens nicht nur ver-

standen, sondern auch konsequent

umgesetzt werden.

Forderungen

Menschen fordern heute deutlich

mehr von Unternehmen und Banken

als dies in der Vergangenheit der Fall

war. Ehrlichkeit und Transparenz hat

an Bedeutung zugenommen, ebenso

Nachhaltigkeit und eine langfristige

Orientierung von Organisationen.

Eine klare Identität, Verankerung und

erlebbare Nähe werden positiv einge-

schätzt, doch auch Kontrollmöglich-

keiten sind wichtig geworden. Gefor-

dert wird die Bereitschaft, Verantwor-

tung zu übernehmen und Solidarität

zu zeigen. Stabilität und Sicherheit in

für die Menschen wichtigen Angele-

genheiten führen die Liste der geäu-

ßerten Wünsche an.

Angebote

Genossenschaften sind in der Lage,

diese Wünsche zu erfüllen. Sie haben

ein unverwechselbares Angebot zu

machen. Dieses beinhaltet es, dass

private Unternehmen mit einzelwirt-

schaftlichen Zielen, Geschäftsanteile

anbieten, die nicht auf Finanzmärkten

gehandelt werden. Markant ist eben-

so, dass es sich nicht um Non-Profit-

Organisationen handelt. Genossen-

schaften können, müssen und dürfen

Gewinne machen. Dies ist jedoch

nicht beliebig, sondern hat auf der

Grundlage transparenter und restrikti-

ver Regeln zu geschehen. Genossen-

schaften sind weder staatliche Instru-

www.ifg-muenster.de 1-201550
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Genossenschaften ...

Theresia Theurl

Raiffeisenbanken und Genossenschaften: Ein Gewinn für Mensch und 
Region in Wirtschaftskraft und gesellschaftlicher Verantwortung*

Grieskirchen liegt in Oberösterreich und hat als Stadtgemeinde knapp 5000 Einwohner. Die
Wurzeln der Raiffeisenbank Region Grieskirchen reichen auf das Jahr 1903 zurück. Drei
Fusionen haben das Geschäftsgebiet „Region Grieskirchen“ entstehen lassen, für das die
Genossenschaftsbank heute zuständig ist. Die Raiffeisenbanken sind in Oberösterreich
eine starke Kraft. 95 Raiffeisenbanken sowie eine Landesbank organisieren mehr als 440
Bankstellen. Mehr als 300 000 Mitglieder – in Österreich Mitinhaber genannt – tragen diese
Banken. Die Raiffeisenbank Region Grieskirchen ist Teil des dreistufigen österreichischen
Raiffeisensystems.   
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mente noch Teil einer so genannten

und meist nicht näher konkretisierten

„Solidarischen Ökonomie“. Genos-

senschaften verfolgen ein Geschäfts-

modell mit gesellschaftlicher und re-

gionaler Verantwortung, das man

auch als „gelebte Ethik“ bezeichnen

könnte. Diese Merkmale werden in

der Praxis des Alltags aber auch

manchmal vergessen und in der Folge

verlieren genossenschaftliche Unter-

nehmen schnell ihr klares Profil und

ihren natürlichen Vorteil bei der ge-

sellschaftlichen Verantwortung sowie

ihren Beitrag zur Wirtschaftskraft der

Bank oder des Unternehmens selbst

sowie darüber hinausgehend, z.B. für

die Region.

Herausforderungen

Diese grundsätzlich vorteilhaften

Merkmale von Genossenschaften

sollten jedoch nicht darüber hinweg-

täuschen, dass man sich zahlreichen

Herausforderungen zu stellen hat.

Dies gilt vor allem für die Genossen-

schaftsbanken, hier die Raiffeisen-

banken. Diese stehen nicht nur den

genannten Anforderungen der Gesell-

schaft gegenüber, sondern haben seit

einigen Jahren mit der Umsetzung re-

gulatorischer Vorgaben große Aufga-

ben zu bewältigen. Ein kompetitiver

Markt in fast allen Segmenten sowie

die Besonderheiten eines komplexen

genossenschaftlichen Innenlebens

sind ebenso zu beachten. Daher waren

die Zeiten sowohl für die Genossen-

schaften als auch für ihre Eigentümer

schon einfacher als heute. Doch die

Erfolgsfaktoren sind bekannt und im

Ergebnis sind es zahlreiche Raiffei-

senbanken in Oberösterreich, die sie

erfüllen. Dazu gehört auch die Raiff-

eisenbank Region Grieskirchen und

viele Genossenschaften in anderen

Wirtschaftsbereichen dieser Region.

Geschäftsmodell

Ein besonderes Geschäftsmodell hat

sich in seinen Grundzügen über die

Jahrhunderte bewährt, dennoch gilt

es, dieses in seinen Details immer

wieder an die konkreten Herausforde-

rungen anzupassen und auch zu

hinterfragen. Es ist alles andere als

eine Erfolgsgarantie. Dennoch ist es

eine hervorragende Voraussetzung,

wenn es von Menschen in ihren Mög-

lichkeiten, aber auch in ihren Grenzen

verstanden wird und auf die Bereit-

schaft trifft, es zu kommunizieren und

weiter zu entwickeln. Dies ist in der

Region Grieskirchen sehr gut gelun-

gen. Die Überzeugung, dass die unter-

nehmerische Wirtschaftskraft Voraus-

setzung für weitere Effekte ist, näm-

lich die Förderung der regionalen

Wirtschaftskraft, ist allgegenwärtig.

Zusätzlich wird die Verbindung mit

der gesellschaftlichen Verantwortung

betont, die alle wirtschaftlichen Di-

mensionen des Bankgeschäfts positiv

beeinflusst und ihrerseits durch den

wirtschaftlichen Erfolg gefördert

wird.

MemberValue-Strategie

Die Raiffeisenbank Region Grieskir-

chen verfolgt eine konsequente Mem-

berValue-Strategie, wenngleich nicht

unter dieser Bezeichnung. Ihre Mit-

glieder fördert sie mit dem eingehalte-

nen Versprechen, mehr zu bewegen,

mehr zu erfahren – also bessere Infor-

mationen zu bekommen – und mehr

zu bekommen. Zehn konkrete Vortei-

le können aufgelistet und angeboten

werden, die die unmittelbare, die

mittelbare und die nachhaltige Mem-

berValue-Komponente abdecken. Es

handelt sich um eine gelungene, spür-

bare und prüfbare Strategie. Der Ge-

winn für den Menschen ist also nach-

vollziehbar. Dies gilt auch für den Ge-

winn für die Region, wenn die mehr-

fachen Interdependenzen berücksich-

tigt werden, die sich daraus ergeben,

dass durch die Genossenschaften

Wertschöpfung und Steueraufkom-

men entstehen ebenso wie Arbeits-

Wertvolle Kombination



und Ausbildungsplätze sowie Infra-

strukturen.

Aufwertung

Es ist daher nur konsequent, wenn die

Raiffeisenbank für sich beansprucht,

zur Lebensqualität der Region beizu-

tragen, diese zu schaffen, zu verbes-

sern und zu erhalten. Es gelingt also

eine Aufwertung des regionalen Wirt-

schafts- und Lebensraumes. Diese Ef-

fekte gehen weit über die wirtschaftli-

che Dimension hinaus, es sind gesell-

schaftliche Vorteile, die zeigen, dass

Unternehmen Verantwortung für

Menschen und ihr Lebensumfeld

übernehmen. Auf diese Weise kann

ein positiver Kreislauf entstehen, von

dem Menschen und Unternehmen,

aber auch die Region und die Gesell-

schaft Nutzen ziehen.

Zukunftsfähigkeit

Doch auch für die Region Grieskir-

chen ist zu beachten, dass die gute

einzel- und gesamtwirtschaftliche

Performance keine Garantie beinhal-

tet. Ein gutes Fundament wurde erar-

beitet, doch auch der Erfolg in der Zu-

kunft erfordert weiter harte Arbeit und

ein Engagement, das mehr als durch-

schnittlich ist. Die Wertschätzung

durch die Gesellschaft behalten Ge-

nossenschaften nur dann, wenn gutes

Wirtschaften zum Erfolg führt und

wenn die Mitglieder mit den Leistun-

gen zufrieden sind. Dies setzt voraus,

auch in Zukunft eine konsequente

MemberValue-Strategie zu verfolgen

und dabei die Herausforderungen des

Marktes und des genossenschaft-

lichen Innenlebens tagtäglich zu

meistern. Wenn dies gelingt, kann

davon ausgegangen werden, dass die

Genossenschaften in der Region

sowie die Raiffeisenbank die regiona-

le Wirtschaft und Gesellschaft weiter

stabilisieren und Menschen Sicherheit

geben. Auf diese Weise gelingt es die

erfolgreiche Tradition des genossen-

schaftlichen Geschäftsmodells mit

den aktuellen Herausforderungen von

Technologie, gesellschaftlichen Wan-

del und staatlicher Regulierung zu

verbinden.

Fazit

Die Raiffeisenbank Grieskirchen

sowie die anderen Genossenschaften

in dieser Region tragen sehr vieles zu

Wohlstand und Entwicklung bei.

Dabei wurde gezeigt, dass nicht Still-

stand und der Blick zurück treibend

sind. Man hat sich vielmehr früh da -

rauf besonnen, Anpassungsprozesse

zu definieren und umzusetzen. Eine

zeitgemäße MemberValue-Strategie

bildet eine hervorragende Basis dafür,

dass auch in Zukunft durch die Ge-

nossenschaften für die Menschen

„Mehr“ entsteht als es ohne sie der

Fall sein würde.    

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen der Generalversammlung
der Raiffeisenbank Region Grieskir-
chen am 09.06.2015 in Grieskirchen.
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Wohnungsgenossenschaften: Stärken stärken*

Auch Wohnungsgenossenschaften sind nicht vor neuen Herausforderungen geschützt. Ihr
Umfeld wird komplexer und ist mit mehr Unsicherheit behaftet als früher. Der Wettbewerb
in den relevanten Marktsegmenten wird härter und Anpassungen haben schneller zu erfol-
gen. Dabei unterscheiden sich Wohnungsgenossenschaften nicht in den auf sie wirkenden
Anforderungen von anderen Wohnungsunternehmen. Dennoch sind Besonderheiten in
den Vordergrund zu stellen.

Denn Wohnungsgenossenschaften

weisen besondere strategische und or-

ganisatorische Antwortmöglichkeiten

auf, die als Stärken ihres Geschäfts-

modells zusammengefasst werden

können. Doch aus diesen sind erst die

individuellen Strategien einer jeden

Genossenschaft abzuleiten. Erst dann

können die Stärken der einzelnen

Unternehmen identifiziert und weiter

geschärft werden. Denn auch Starkes

gedeiht nicht von selbst, sondern

muss gepflegt und entwickelt werden.       

Stärken

Um die Stärken einzelner Wohnungs-

genossenschaften zu identifizieren

sind für sie sowohl eine Markt- als

auch eine Zielanalyse notwendig. Zu-

sätzlich ist zu prüfen, ob die internen

Voraussetzungen überhaupt gegeben

sind, um vorhandene Stärken auch in

konkreten unternehmerischen Erfolg

umzusetzen. Nie können die Stärken

des genossenschaftlichen Geschäfts-

modells allein den Erfolg garantieren,

sie können allerdings dazu beitragen

und bilden eine gute Voraussetzung

für ihn. Unter besonderer Berücksich-

tigung des genossenschaftlichen Ge-

schäftsmodells bieten sich für das ein-

zelne Unternehmen mehrere Ansatz-

punkte und Handlungsfelder. Sie kön-

nen einerseits dazu dienen, vorhande-

ne Stärken zu stärken. Andererseits

geht es darum Stärken neu aufzubau-

en und zu entwickeln.

Handlungsfelder

Es sind interne von externen Hand-

lungsfeldern zu unterscheiden. Intern

stehen vor allem die Leistungserstel-

lung und die zugrundeliegenden Pro-

zesse im Vordergrund. Dazu kommen

die Organisationsstrukturen ebenso

wie das Bestandsmanagement, das

Humankapitalmanagement und Risi-

komanagement. Externe Ansatzpunk-

te sind die Marktpositionierung und

das Quartiersmanagement, die Stand-

ortentwicklung, aber auch die Über-

nahme gesellschaftlicher Verantwor-

tung. Bezogen auf das genossen-

schaftliche Geschäftsmodell geht es

um die Schärfung eines unverwech-

selbaren Profils, um eine effektive

Kommunikation an alle relevanten

Stakeholder sowie um eine ergebnis-

orientierte Interessenvertretung. Auf

dieser Grundlage setzen erfolgver-

sprechende Maßnahmen an der Ent-

wicklung und Umsetzung einer um-

fassenden MemberValue-Strategie an,

die auch mit einer Einbindung der

Mitglieder in wichtige Aktivitäten

verbunden sein sollte. Die Prüfung

und Entwicklung des Leistungsport-

folios ist sehr wichtig, ebenso der

Aufbau einer konsequenten Partner-

strategie. Insgesamt sollten die An-

passungsfähigkeit und -bereitschaftAnsatzpunkte und Handlungsfelder



der Wohnungsgenossenschaft weiter

entwickelt werden.

Tragweite

Diese angeführten Handlungsfelder

sind nicht unabhängig voneinander

und sie zeichnen sich durch unter-

schiedliche Stoßrichtungen aus. So

sind es die strategischen Weichenstel-

lungen, die Stärken entwickeln und

stärken sollen. Beispiele sind die

Konkretisierung und Pflege von Woh-

nungs-, Mitglieder- und Mieterportfo-

lios, die Festlegung eines wettbe-

werbsfähigen Leistungsprofils sowie

die Integration externer Aktivitäten

(z.B. Standort, Quartier) in die Unter-

nehmensstrategie. Operative Maßnah-

men sind die Voraussetzung für die

Nutzung von Stärken. Hier geht es um

interne Kontroll- und Steuerungssys-

teme, eine generelle Professionalisie-

rung, ein geeignetes Change-Manage-

ment, aber auch Instrumente des Risi-

komanagements. Unterstützend für

die Nutzung von Stärken sind die Go-

vernancestrukturen, sie bilden den

Rahmen für Strategisches und Opera-

tives von Wohnungsgenossenschaf-

ten. Sie stellen die direkte Korrespon-

denz mit Werten her, so etwa das

nachhaltige Wirtschaften. Sie sind ein

geeigneter Rahmen für die Member-

Value-Strategie, die Nutzung von Ko-

operationspotenzialen und fördern

darüber hinausgehend die Schaffung

eines PublicValue.

Perspektiven

Die Perspektiven von Wohnungsge-

nossenschaften hängen davon ab, wie

gut es ihnen insgesamt und jeder ein-

zelnen von ihnen gelingt, ihre Stärken

zu identifizieren, zu stärken und zu

entwickeln. Die Voraussetzungen

dafür sind gut. Dazu trägt bei, dass die

Unternehmensidentität immer wichti-

ger wird. Dafür haben Genossen-

schaften ein gutes Fundament. Dass

eine zunehmende Vielfalt des Leis-

tungsangebotes sowie zusätzliche

Leistungen neben den Kernleistungen

immer wichtiger werden, ist eine ak-

tuelle Entwicklung, die von Woh-

nungsgenossenschaften aufgrund ihr -

er Kooperationskompetenz gut ge-

nutzt werden kann. Dass auch in der

Vergangenheit nicht die Nutzungsge-

bühr isoliert im Fokus der genossen-

schaftlichen Mitglieder war, sondern

meist zusätzliche Leistungsparameter

beachtet wurden, hat die Anpassungs-

fähigkeit und Professionalisierung

vieler Wohnungsgenossenschaften in

den zurückliegenden Jahrzehnten ge-

stärkt. Dass heute das Wohnumfeld

für Mieter und Mitglieder wichtiger

wird und in die MemberValue-Strate-

gie zu integrieren ist, wurde früh er-

kannt und ermöglicht es, genossen-

schaftliche Stärken weiter zu entwi-

ckeln.

Fazit

Wohnungsgenossenschaften weisen

viele Stärken auf, die in ihrer Gover-

nance angelegt sind, und die ihnen ein

spezifisches Profil verschaffen. Doch

diese Voraussetzungen sind keine Ga-

rantie für unternehmerischen Erfolg,

sondern es ist notwendig, aus diesen

Merkmalen etwas zu machen und die

relevanten Handlungsfelder und An-

satzpunkte für die jeweilige Genos-

senschaft zu identifizieren. Konkret

geht es also darum, vorgefundene

Stärken zu stärken und zusätzliche

Stärken zu entwickeln. Dies ist eine

Herausforderung, die nie endet.      

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen des 25. Symposiums Woh-
nungsgenossenschaften „Wohnungs-
genossenschaften erfolgreich im
Markt führen – Handlungsfelder und
Handlungsoptionen“ am 24.03.2015
in Münster.
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Liquiditätsflut: Auswirkungen auf die Realwirtschaft Europas und Italiens*

Die Südtiroler Raiffeisenkasse Überetsch veranstaltete ihre Mitgliedervollversammlung in
Eppan in diesem Jahr nicht nur, um auf ein erfolgreiches Geschäftsjahr zurückzublicken
und wichtige Entscheidungen zu treffen. Zusätzlich galt es die Rahmenbedingungen für
das tägliche Geschäft auszuloten. Im Mittelpunkt standen die Auswirkungen der großen Li-
quiditätsflut, die von der Europäischen Zentralbank derzeit geschaffen wird. Was bedeutet
sie für Realwirtschaft und Finanzmärkte? 
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Mehrere Fragen sind im Zusammen-

hang mit der Liquiditätsflut im Euro-

raum zu stellen: Warum kam es dazu?

Wie kommt sie in den Wirtschafts-

kreislauf? Wo landet sie letztlich? Ist

sie realwirtschaftlich wirksam und

wie wird es weitergehen? Die Ant-

worten auf diese Fragen zeigen, dass

nicht alle mit der aktuellen monetären

Politik in der Europäischen Wäh-

rungsunion beabsichtigten Effekte tat-

sächlich erreicht werden und die zahl-

reichen Nebenwirkungen nicht außer

Acht gelassen werden sollten.  

Hintergründe

Zu erklären, weshalb es zur aktuellen

Zins- und Liquiditätspolitik gekom-

men ist, erfordert eine komplexe mo-

netäre und realwirtschaftliche Ge-

mengelage zu berücksichtigen, die

noch auf die Folgen der globalen Fi-

nanzmarktkrise 2007 ff zurückzufüh-

ren ist. Die folgenreichen Probleme

der Zusammenhänge zwischen Staats-

haushalt und Banken sowie eine sehr

moderate realwirtschaftliche Ent-

wicklung lassen sich davon nicht ab-

grenzen. Dazu kommt die auf vielen

Ebenen aktiv genährte Furcht vor

einer nachhaltigen Deflation. Dieser

Hintergrund führte zu Forderungen

und Maßnahmen einer liquiditäts-

schaffenden Politik, freilich unter

Vernachlässigung zahlreicher Neben-

effekte und Folgewirkungen.

Maßnahmen

Die geldpolitischen Reaktionen in

Form der zusätzlichen Schaffung von

Liquidität leiteten diese in das Bank-

ensystem mit der Vorgabe, sie in Form

von Krediten an Individuen, vor allem

aber Unternehmen (besonders mittel-

ständische), also in die Realwirtschaft

zu leiten. In der Bilanz der Euro -

päischen Zentralbank kommt dies in

einer starken Ausweitung zum 

Ausdruck, insgesamt in einer „Flut

neu geschaffenen Zentralbankgel-

des“. Die erwarteten positiven Fol-

gen, die hinter den Maßnahmen stan-

den, sind jedoch bis heute nicht in

einem überzeugenden Ausmaß einge-

treten. Gesunkene Finanzierungskos-

ten sollten die Investitionen in die Re-

alwirtschaft befeuern. Eine Abwer-

tung der Euro-Währung sollte die EU-

Exporte beflügeln. Die Entwicklung

der Vermögenspreise sollte über zu-

sätzliche Einkommen zusätzliche

Ausgaben nach sich ziehen. Schließ-

lich sollten aufkommende Inflations-

erwartungen die Furcht vor Deflation

eindämmen. Die Instrumente dafür

waren seit 2007 und sind aktuell

EZB-Maßnahmen, die über eine „nor-

male Geldpolitik“ weit hinausgehen.

Sie beinhalteten eine Senkung des

Leitzinssatzes bis knapp über die

Nullgrenze. Dazu kamen Liquiditäts-

hilfen der EZB, eine Erleichterung der

Liquiditätsbeschaffung bezüglich Si-

cherheiten und Wertpapieren, Refi-

nanzierungsmöglichkeiten der Ban-

ken bei der EZB in einem unbegrenz-

ten Ausmaß sowie die Förderung der

Kreditvergabe der Banken an Unter-

nehmen und private Haushalte. Der

Ankauf von verbrieften Unterneh-

menskrediten und Kreditkartenkredi-

ten sowie Pfandbriefen wurde

schließlich ergänzt durch den Ankauf

von Staatsanleihen in einem sehr gro-

ßen Ausmaß in Form eines Quantitati-

ve Easing (250% des ge samten Netto-

Emissionsvolumens an Staatsanlei-

hen).

Liquiditätspyramide

Die Auswirkungen der expansiven Li-

quiditätsversorgung sind von vorne-

herein schwer zu identifizieren, ge-
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langt diese doch auf ein komplexes

Geflecht aus Realwirtschaft und Fi-

nanzmärkten und kann sie sich zu-

sätzlich in der Entwicklung des Geld-

wertes niederschlagen. Es gilt, Ziel-

setzungen und Absicht von der aktuel-

len Realität zu unterscheiden. Wäh-

rend die Anregung von Investitionen

in die Realwirtschaft beabsichtigt

war, wurden letztlich Investitionen in

Vermögenswerte angeregt. Weniger

realwirtschaftliche Impulse als eine

Befeuerung der Finanzmärkte sind zu

konstatieren. Eine Verbesserung der

globalen Wettbewerbsfähigkeit der

EU-Ökonomie sowie ein Abbau der

strukturellen Probleme im Euro-Wäh-

rungsgebiet mit entsprechenden

Wachstumsimpulsen waren beabsich-

tigt. Doch im Ergebnis hat sich die

Unsicherheit über die realwirtschaft-

lichen Perspektiven verfestigt und

sind die Renditeerwartungen gestie-

gen. Hohe und mobile Geldvermögen

haben bereits ihre Wirkungen auf die

Entwicklung der Immobilienpreise

sowie von Aktienmarktindizes entfal-

tet. In diesem Zusammenhang ist wie-

der einmal auf die Liquiditätspyrami-

de hinzuweisen, die zum Ausdruck

bringt, dass der von der Zentralbank

steuer- und kontrollierbare Anteil der

Liquidität – die monetäre Liquidität –

nur den deutlich kleineren Anteil der

Gesamtliquidität enthält, die auch die

Marktliquidität umfasst.

Verteilungswirkungen

Diese Diskrepanz zwischen Absicht

und Ergebnis der liquiditätspoliti-

schen Maßnahmen der Europäischen

Zentralbank ist damit verbunden, dass

eine finanzielle Repression entstan-

den ist, eine „Enteignung“ großer

Teile der Bevölkerung. Diese erfolgt

nicht über Inflation, sondern über die

massiven Staatsanleihenkäufe der

EZB, die einen Druck nach unten bei

Zinsen und Währung bewirkt. Damit

aber entstehen die Gefahren von Ver-

mögenspreisblasen, neuer Finanz-

marktungleichgewichte, von Banken-

krisen sowie im schlimmsten Fall von

Abwertungswettläufen. Dazu kom-

men Verteilungswirkungen, die ge-

sellschaftspolitische Probleme und

Verwerfungen innerhalb der Euro-

Union nach sich ziehen können, wenn

sie nicht auf andere Weise entschärft

werden. Vermutet werden können

eine Einkommensumverteilung von

einfachen Sparern zu Vermögensanle-

gern, von allen Sparern zu Schuld-

nern, von der Realwirtschaft auf die

Finanzmärkte, von den Bürgern zum

Staat, von den Importeuren zu den

Exporteuren, von den Verbrauchern

zu den international orientierten Anle-

gern sowie von privaten Haushalten

und Unternehmen zu Banken und

Staaten mit Problemen. Nicht überra-

schend finden sich aktuell Warnun-

Erwartete Folgen

Struktur der EZB-Bilanz
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gen, dass sich der Lebensstandard von

Generationen verringern könnte. Zu-

sätzlich sind weitere Umverteilungs-

wirkungen von Euro-Staaten mit soli-

den Haushalten zu solchen mit einem

entsprechenden Nachholbedarf sowie

mit versäumten Strukturreformen zu

erwarten. Hier lässt sich auch einiges

für Raiffeisenkassen ableiten, die im

italienischen Wirtschafts- und Staats-

gebiet wirtschaften. 

Handlungsbedarf

Was ist zu tun? Prioritär ist es den

geldpolitischen Krisenmodus nach

vielen Verzögerungen nun endlich zu

verlassen und die Geldpolitik zu nor-

malisieren. Dies ist deshalb vordring-

lich, weil das geldpolitische Instru-

mentarium inzwischen weitgehend

wirkungslos geworden ist und die

Zinssätze ihre Steuerungskraft im

Euro-Währungsraum verloren haben.

Die Niedrigzinssituation hat die Risi-

koneigung deutlich erhöht und ruft

die angeführten Verteilungswirkun-

gen hervor. Es zeichnet sich ab, dass

weitere Maßnahmen der Liquiditäts-

politik bei dem erreichten Zinsniveau

wirkungslos sein werden und bisher

die beabsichtigten realwirtschaft-

lichen Effekte nicht erkennbar sind.

Dazu kommt, dass sich wegen des

Konjunkturvorsprungs Kapitalabflüs-

se in die USA abzeichnen. Insgesamt

scheint es eher zu einer Erhöhung der

Gefahr von Banken- und Finanz-

marktkrisen gekommen zu sein.

Durch diese Rahmenbedingungen

werden auch die Aktivitäten von Ban-

ken, auch von Genossenschaftsban-

ken und auch jene der Südtiroler

Raiffeisenkassen, erschwert.  

Fazit

Die Liquiditätsflut mit den aufgezeig-

ten Folgen ist realwirtschaftlich nicht

nur deutlich weniger wirksam als be-

absichtigt, sondern sie erhöht die Un-

sicherheit auf den Finanzmärkten und

ruft schädliche Verteilungswirkungen

hervor, die langfristig mit unerfreu-

lichen gesellschaftlichen Folgen ver-

bunden sein können. Es gilt also, nun

endlich den liquiditätspolitischen Ak-

tivismus der Europäischen Zentral-

bank zurückzufahren und sich zügig

wieder den eigentlichen geldpoliti-

schen Aufgaben zuzuwenden.

* Zusammenfassung eines Vortrags
im Rahmen der Vollversammlung der
Raiffeisenkasse Überetsch am 17.
April 2015 in Eppan.
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Liquiditätspyramide
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Netzwerke und Netzwerken: Hürden und Erfolgsvoraussetzungen*

Es ist auch in diesem Umfeld so, dass

über Netzwerken nachgedacht wird,

wenn etwas besser als bisher gemacht

werden soll, wenn etwas Neues ange-

strebt wird und vor allem dann, wenn

man über seine eigenen Grenzen hin-

auswachsen will. Die Rahmenbedin-

gungen unserer Zeit sind so, dass Her-

ausforderungen nicht selten mit den

angeführten Entscheidungen beant-

wortet werden. Handlungsdruck ist

für Menschen gleichermaßen gegeben

wie für Unternehmen. Von einem Zu-

sammenwirken oder Zusammenarbei-

ten in Netzwerken kann man sich eine

Kooperationsrente erwarten: Ergeb-

nisse, die alleine nicht erzielt werden

könnten. Dazu würde man sich aller-

dings nicht durchringen, wenn das Al-

leinbleiben tatsächlich noch eine Op-

tion darstellen würde. Wenn dem

nicht so ist, geht das Bestreben dahin,

in einem Netzwerk möglichst wenig

Souveränität abgeben zu müssen und

möglichst stark auf die gemeinsamen

Entscheidungen einwirken zu können.

Netzwerken setzt die Bereitschaft

voraus, Verpflichtungen einzugehen.

Modern

Vernetzen passt in unsere Zeit. Wahr-

scheinlich ist es sogar modern. Dabei

sollte man im Auge haben, dass es um

ein allgemeines Phänomen geht. Man

vernetzt sich nur für einen Informa-

tions- und Erfahrungsaustausch, dies

kann mit alten und neuen Medien ge-

schehen. Menschen oder Unterneh-

men und andere Organisationen ver-

netzen sich, weil sie allein diverse

Projekte nicht stemmen können. Sie

tun sich daher mit anderen zusammen.

Man kann von Selbsthilfe sprechen.

Interessenverbände gründen sich, um

schlagkräftig die Interessen von Men-

schen oder Unternehmen zu kommu-

nizieren, einzubringen und durchzu-

setzen. Menschen engagieren sich aus

vielfältigen Gründen, um gesell-

schaftliche oder wirtschaftliche Pro-

jekte und Initiativen umzusetzen.

Nicht nur das eigene Interesse ist in

diesen Fällen im Vordergrund – wenn

auch vorhanden –, sondern darüber

Der VdU-Landesverband Ruhrgebiet will zur Zukunftsfähigkeit dieser Region beitragen.
Ihre Mitglieder sind Unternehmerinnen aus unterschiedlichsten Wirtschaftsbereichen, aus
dem industriellen Bereich ebenso wie aus Dienstleistung und Handel. Das „Netzwerken“
und der Informationsaustausch sowie die Zusammenarbeit in Netzwerken sind nicht nur mit
individuellen Vorteilen verbunden, sondern es entstehen kollaterale Effekte, die für das
Ruhrgebiet Positives bewirken können und sollen. Es macht also sehr viel Sinn, sich mit
den Hürden und den Erfolgsvoraussetzungen eines solchen Zusammenwirkens auseinan-
derzusetzen.   
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hinausgehende Ziele. Zu denken ist

etwa an regionale Initiativen oder

Projekte. Daneben arbeiten immer

mehr Unternehmen direkt zusammen,

um ihre wirtschaftlichen Ergebnisse

zu verbessern. Das Bild der Unterneh-

mensnetzwerke ist ein vielfältiges und

wird immer größer. Cluster stellen

dabei wirtschaftspolitisch unterstützte

oder initiierte Netzwerke von Unter-

nehmen in einem regionalen Umfeld

dar. Für Staaten ist die Zusammenar-

beit in Netzwerken nichts Neues, zu

denken ist an die OECD, die EU, die

Europäische Währungsunion. Viele

weitere Beispiele sind präsent.

Netzwerkvielfalt

Die große und bunte Vielfalt der Netz-

werke von Menschen, Unternehmen

und anderen Organisationen in Wirt-

schaft und Gesellschaft legt es nahe

zu systematisieren und nach Mustern

zu fragen. Dabei unterscheiden sich

Netzwerke nach den Lebens- und

Wirtschaftsbereichen, in denen sie ge-

gründet werden. Sie weisen unter-

schiedliche Ziele auf, die es zu errei-

chen gilt. Auch die Netzwerkpartner

können das Differenzierungsmerkmal

bilden ebenso wie das Ausmaß des

Erfolges und der Grad der Zielerrei-

chung, der mit der Zusammenarbeit

verbunden ist. Ein sehr wichtiges

Unterscheidungsmerkmal, der die

konkrete Zusammenarbeit maßgeb-

lich bestimmt, ist der Intensitätsgrad.

Von ihm hängt es ab, wie stark die

Einschränkung in den eigenen Ent-

scheidungen ist und wie ausgeprägt

die Gemeinschaftselemente. Der In-

tensitätsgrad bestimmt letztlich die

Governance der Netzwerke.

Gemeinsames

Wichtig ist zu berücksichtigen, dass

sich die Vielfalt der Netzwerke den-

noch nicht gegen gemeinsame Merk-

male und allgemeingültige Mechanis-

men durchsetzt. Gemeinsam ist dem

Netzwerken das allgemeine Kon-

struktionsprinzip, dem Wunsch nach

einer Kooperationsrente individuelle

Freiheitsräume unterzuordnen. Auch

die Hürden, Herausforderungen und

Fehlerquellen unterscheiden sich

nicht grundsätzlich, sondern nur gra-

duell. So ist es auch bei den Erfolgs-

voraussetzungen. Die Unterschiede

korrespondieren dabei stark mit dem

Intensitätsgrad.

Konstruktionsprinzip

Hier wird nicht detailliert auf die De-

tails des Konstruktionsprinzips einge-

gangen, diese wurden im IfG-News-

letter bereits in vielen Beiträgen aus-

führlich erörtert. Zusammenfassend

aber geht es immer um das Mi-

schungsverhältnis von kleinen und

großen Entscheidungseinheiten, De-

zentralität und Zentralität, autonomen

und gemeinsamen Handlungen, Selb-

ständigkeit (Souveränität) und Ge-

meinschaft (Solidarität). Das optimale

Mischungsverhältnis hängt von den

Voraussetzungen und Zielen ab, eben-

so von der Bereitschaft Souveränität

abzugeben. Das Kontinuum der Inten-

sität der Zusammenarbeit kann auch

als eine Aufeinanderfolge eines losen

Informations- und Erfahrungsaustau-

sches, über eine lose und fallweise

Zusammenarbeit, eine vertraglich ab-

gesicherte dauerhafte Zusammenar-

beit bis zu einer vollständigen Ver-

schmelzung interpretiert werden.

Darin kommen unterschiedliche

Kombinationen von Souveränität und

Gemeinschaft sowie Unabhängigkeit

und Abhängigkeit in der Entschei-

dungsfindung zum Ausdruck.

Netzwerksaldo

Bei der Ausgestaltung von konkreten

Netzwerken und der Intensität der Zu-

sammenarbeit geht es also immer um

einen Nettosaldo von zu erzielenden

Vorteilen und den Kosten der Abhän-

gigkeit, einer aufwändigen Entschei-

dungsfindung und den Koordinations-

Netzwerke unterscheiden sich nach ...
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kosten. Dies abzuwägen bleibt den

potenziellen oder aktuellen Netzwerk-

partnern als Aufgabe. Zu oft werden

die Nachteile und Herausforderungen

der Zusammenarbeit in Netzwerken

nicht gesehen, was mit transaktions-

kostenintensiven Konflikten und ein-

geschränkten Erfolgen verbunden ist.

Netzwerken sollte also gelernt sein,

entweder indem theoretische Erfah-

rungen genutzt werden oder indem

die Erfahrung selbst gemacht wird.

Netzwerkerfahrungen

Die positive Botschaft besteht darin,

dass die Netzwerkfehler bekannt sind,

aber konsequent wiederholt werden.

Netzwerkfehler sind also vermeidbar

und Netzwerken muss nicht immer

wieder neu erfunden werden. Netz-

werken kann gelernt werden. Unab-

dingbar ist es dabei ein tragfähiges

Fundament zu schaffen, also eine

klare Vorstellung zu haben wie die

Kooperationsrente entstehen soll.

Ebenso wichtig ist es im Auge zu be-

halten, dass Netzwerken mit Ein-

schränkungen der eigenen Entschei-

dungsspielräume verbunden ist. Dabei

dürfen Menschen nicht überfordert

werden, zusätzlich benötigt Zu-

sammenwirken Regeln. Dies gilt vor

allem dann, wenn man sich noch nicht

kennt. Sukzessive treten Regeln in

den Hintergrund, wenn immer mehr

Informationen über die Verlässlich-

keit der Partner gewonnen werden.

Konfliktfelder in Netzwerken sind

normal und gehören dazu, sie sind

Teil der Netzwerklogik. Wichtig ist

von vorneherein zu klären wie damit

umgegangen werden soll. Die He -

rausforderung besteht darin, Konflikt-

felder in Kraftfelder umzuwandeln.

Schließlich muss die gemeinsame

Entscheidungsfindung funktionieren,

was in vielen Netzwerken eine große

Herausforderung darstellt, vor allem

wenn diese eine demokratische sein

soll.

Fazit

Jegliches Netzwerken, auch bereits

ein kontinuierlicher Informations-

und Erfahrungsaustausch benötigt ein

„Netzwerkmanagement“, losgelöst

davon wie ein solches bezeichnet

wird und organisiert ist. Nur ein sol-

ches vermeidet die typischen Fehler

des Zusammenwirkens in einem

Netzwerk. Ein solches ermöglicht

Neues und bessere Ergebnisse näm-

lich nur dann, wenn erkannt und ak-

zeptiert wird, dass Entscheidungen

nicht mehr völlig alleine getroffen

werden können und das Handeln der

Netzwerkpartner Auswirkungen auf

die eigenen Ergebnisse hat.   

* Zusammenfassung eines Vortrags
auf Einladung des „VdU Verband
deutscher Unternehmerinnen, Lan-
desverband Ruhrgebiet“ am 17. Juni
2015 in Bochum.

Optimales Mischungsverhältnis

Ü Theresia Theurl

( (0251) 83-2 28 91

* theresia.theurl@

ifg-muenster.de
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Genossenschaftsbanken im EZB-Stresstest

Resistente Spieler im europäischen Bankenmarkt

Dem Stresstest der EZB waren auch mehrere Genossenschaftsbaken bzw. genossen-
schaftliche Bankengruppen in sehr unterschiedlichem Maße unterworfen. Es zeigte sich,
dass sie im Schnitt eine solide Kapitalausstattung besitzen, wobei es jedoch nationale Un-
terschiede gab. Bedeutsamer ist jedoch, dass sie sich als wesentlich stressresistenter als
andere Banken erwiesen haben.

Ende Oktober 2014 hat die Europäi-

sche Zentralbank zusammen mit der

Europäischen Bankenaufsicht die Er-

gebnisse ihres Stresstestes veröffent-

licht, den sie für die großen und in den

einzelnen Ländern systemisch we-

sentlichen Banken durchgeführt hat.

Da Genossenschaftsbanken eher klei-

ne Banken sind, könnte vermutet wer-

den, dass die Bewertung der Banken -

aktiva und der Stresstest für diese

kaum relevant war. Dennoch werden

23,5 % der im Stresstest untersuchten

Aktiva in Genossenschaftsbanken

oder den genossenschaftlichen Fi-

nanzgruppen gehalten. Dabei ist die

Einbeziehung der Genossenschafts-

banken in den einzelnen europäischen

Ländern sehr unterschiedlich. Wäh-

rend in Deutschland nur 11 % der am

Stresstest beteiligten Institute (gemes-

sen an deren Bilanzsumme) zur ge-

nossenschaftlichen FinanzGruppe ge-

hörten, waren dieses in Frankreich 

48 %, in Österreich sogar 52 % und in

den Niederlanden immerhin noch gut

34 %. Dieses liegt auch an den sehr

unterschiedlichen Strukturen der ge-

nossenschaftlichen Verbünde, die zu

drei unterschiedlichen Kategorien der

Beteiligung führen.

1. Beteiligung der gesamten genos-

senschaftlichen Bankengruppe: In

diesem Fall sind sowohl die Zentral-

institute als auch Primärbanken am

Stresstest beteiligt gewesen. Dieses

gilt für die drei französischen Grup-

pen Credit Agricole (CA), Banque

Populaire/Caisse d’Epargne (BPCE)

und Credit Mutuel (CM), den öster-

reichischen Volksbankenverbund, die

niederländische Rabobank-Gruppe

und die finnische OP Bank-Gruppe.

Diese Bankengruppen sind vollstän-

dig am Stresstest beteiligt gewesen.

2. Beteiligung von Teilen der genos-

senschaftlichen Bankengruppe: Hier

sind entweder nur Zentralinstitute (ös-

terreichische Raiffeisen-Gruppe und

die italienische Gruppe Credito Coo-

perativo (CC)) oder Zentralinstitute

und einzelne Primärbanken (deutsche

genossenschaftliche FinanzGruppe).

3. Beteiligung einzelner Genossen-

schaftsbanken: Dieses betrifft aus-

schließlich die großen Banken der ita-

lienischen Banche Populari (BP), die

Bilanzsummen zwischen 27 und 126

Mrd. € aufweisen. Die kleineren ita-

lienischen Volsbanken waren nicht

am Stresstest beteiligt.

Hieraus folgt sofort, dass keine allge-

meingültigen Aussagen über genos-

senschaftliche Bankengruppen her-

leitbar sind, da sie in höchst unter-

schiedlicher Weise aufgrund ihrer in-

dividuellen Struktur am Stresstest be-

teiligt waren. Dieses gilt insbesondere

für die Bankengruppen der zweiten

Kategorie, wo fast ausschließlich

Spezialinstitute und Zentralbanken

(Ausnahme in Deutschland: Apo-

Bank) beteiligt waren, die aufgrund

ihrer klar definierten Aufgaben auch

andere Kapitalstrukturen aufweisen

können. Insbesondere für Deutsch-

land wird die Kapitalstärke der genos-

senschaftlichen FinanzGruppe damit

unterschätzt.

Kernkapitalquoten nach der EZB-Adjustierung (in Prozent)



Betrachtet man die Kernkapitalquoten

nach den Anpassungen im Rahmen

der Bewertung der Aktiva durch die

EZB, so ergibt sich kaum ein erkenn-

barer Unterschied zwischen den Ge-

nossenschaftsbanken und den anderen

Banken im Stresstest (siehe Abbil-

dung 1). In Deutschland ist dieser

Unterschied stärker ausgeprägt, was

jedoch auf die Auswahl der Spezial -

ins titute im Stresstest zurückzuführen

ist. Würde die komplette FinanzGrup-

pe berücksichtigt, so würde sich kaum

ein Unterschied ergeben, weshalb vor

Fehlinterpretationen der Stresstester-

gebnisse zu warnen ist. Als besonders

kapitalstark erweisen sich aktuell die

finnische OP Bank-Gruppe und die

französische Credit Mutuel, die beide

vollständig am Stresstest beteiligt

waren. Diese Ergebnisse bleiben auch

für das Basisszenario des Stresstestes,

das auf der prognostizierten Wirt-

schaftsentwicklung für die Länder be-

ruht, weitgehend erhalten. Allerdings

konnten im Basisszenario die österrei-

chische ÖVAG und sechs der italieni-

schen Banche Populari nicht die er-

forderlichen 8 % Kernkapitalquote

halten. Diese Kapitallücke im Basis-

szenario ist aber bei allen Genossen-

schaftsbanken durch bereits durchge-

führte Kapitalmaßnahmen gedeckt.

Interessanter sind die Entwicklungen

im von der EZB unterstellten Stresss-

zenario (adverses Szenario). Abbil-

dung 2 zeigt die Schrumpfungen des

Kapitals im Vergleich zum Basissze-

nario. Man erkennt, dass europaweit

das Kapital der beteiligten genossen-

schaftlichen Bankengruppen weniger

schrumpft als bei den nicht genossen-

schaftlichen Banken, was durch das

risikoärmere Geschäft begründet wer-

den kann. Besonders ausgeprägt ist

diese Entwicklung in Deutschland,

wo die vier beteiligten Banken der ge-

nossenschaftlichen FinanzGruppe

deutlich weniger vom Stressszenario

betroffen sind als die nicht genossen-

schaftlichen deutschen Banken. Ähn-

liche Ergebnisse zeigen sich für die

beteiligten Banken des österreichi-

schen Raiffeisenverbundes und für

die französische Credit Mutuel-Grup-

pe. Deutlicher betroffen ist die finni-

sche OP Bank-Gruppe, die jedoch

auch eine wesentlich stärkere Kapital-

basis besaß. Mit den größten Kapi -

talrückgängen im Stressszenario ist

die krisengeschüttelte österreichische

ÖVAG konfrontiert, deren Kapital im

Stressfall auf eine Quote von 2 % re-

duziert wird. Zusammen mit zwei ita-

lienischen Banche Populari gehört die

österreichische ÖVAG damit zu den

drei Genossenschaftsbanken, die im

Stresstest durchgefallen sind und

deren Kapitalmaßnahmen im Jahr

2014 nicht ausreichend waren, um

eine hinreichende Kapitalquote im

Fall des adversen Szenarios zu errei-

chen.

Fazit 

Der Stresstest ergibt für die beteilig-

ten Genossenschaftsbanken und ge-

nossenschaftlichen Bankengruppen

ein heterogenes Bild, was einerseits

auf die unterschiedliche Involvierung

der Bankengruppen aber auch auf die

unterschiedlichen wirtschaftlichen Si-

tuationen in den einzelnen Ländern

zurückzuführen ist. Keinesfalls kann

in toto von einer schlechteren Kapital-

ausstattung der genossenschaftlichen

Bankengruppen gesprochen werden.

Dieses gilt nur für einzelne Länder.

Bemerkenswert ist das Verhalten der

genossenschaftlichen Banken im ad-

versen Szenario des Stresstestes, in

dem diese – mit wenigen Ausnahmen

– besser abschneiden als nicht-genos-

senschaftliche Banken.   

* Vortrag anlässlich eines Treffens
der Study Group on Cooperative Ban-
king in Rom am 11. Dezember 2014
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* eric.meyer@

ifg-muenster.de

Schrumpfung der Kernkapitalquote im adversen Szenario im Vergleich 
zum Basisszenario (in Prozentpunkten)
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DER MITTELSTANDSVERBUND

(SME Groups Germany) ist der politi-

sche Spitzenverband kooperierender

mittelständischer Unternehmen aus

Handel, Handwerk und Dienstleis-

tungs- sowie produzierendem Gewer-

be in Deutschland und Europa. Unter

seinem Dach vereint DER MITTEL-

STANDSVERBUND etwa 230.000

mittelständische Unternehmen in rund

320 Verbundgruppen unterschied-

licher Rechtsform. Etwa die Hälfte

firmieren als eingetragene Genossen-

schaften, die übrigen als GmbH & Co.

KG oder als AG. Innerhalb der Ver-

bundgruppen spielen seit einigen Jah-

ren auch Franchisesysteme in unter-

schiedlicher Ausprägung eine immer

größere Rolle.

Starke Zahlen und Fakten

Die meisten Verbundgruppen treten

als Systemdienstleister in der Wahr-

nehmung im Markt gegenüber ihren

Mitgliedern in den Hintergrund. Trotz

ihrer erheblichen wirtschaftlichen Be-

deutung sind sie der Allgemeinheit

deshalb eher unbekannt. Nur wenige

Verbundgruppen haben ihren Namen

gezielt als Marke profiliert und damit

einen erheblichen Bekanntheitsgrad

erreicht. Zu den in diesem Felde füh-

renden Verbundgruppen zählen

REWE, EDEKA, EP:ElectronicPart-

ner, Euronics, Expert, Hagebau, Mus-

terhausküchen, INTERSPORT oder

DATEV. Die Bedeutung der Verbund-

gruppen ist angesichts des sich ver-

schärfenden Wettbewerbs auf allen

heimischen Märkten in den zurücklie-

genden Jahren kontinuierlich gewach-

sen. Gegenwärtig erwirtschaften die

im MITTELSTANDSVERBUND or-

ganisierten Gruppen in über 45 Bran-

chen einen Umsatz von jährlich rund

240 Milliarden Euro. Diese Zahl gibt

dabei lediglich das reine Koopera-

tionsgeschäft zwischen den Verbund-

gruppenzentralen und ihren Mitglie-

dern wieder. Der Gesamtumsatz

(Außenumsatz) der Anschlusshäuser

bzw. Mitglieder liegt bei rund 490

Milliarden Euro.

DER MITTELSTANDSVERBUND

hat den Auftrag, die ihm angeschlos-

senen Verbundgruppen im Sinne der

mittelständischen Anschlussunterneh-

men zu fördern und bei der Initiierung

weiterer überbetrieblicher Zusam -

men arbeit mitzuwirken. Das Ziel der

Interessenvertretung ist, strukturbe-

dingte Nachteile der Klein- und

Mittelbetriebe gegenüber den Groß-

betriebsformen auszugleichen. Zu -

dem gilt es, die rapide wachsende ge-

samtwirtschaftlich strategische Be-

deutung der Verbundgruppen gegenü-

ber Politik und Gesellschaft bewus-

ster zu machen. DER MITTEL-

STANDSVERBUND bekämpft büro-

kratische und kartellrechtliche

Hemm nisse und unterstützt vor allem

solche politischen Initiativen, die

unternehmerische Freiräume für den

Mittelstand fördern.

Innovative Zirkel 
und Themen

Er wirkt dabei als Informationsver-

bund und als Kommunikationszentra-

DER MITTELSTANDSVERBUND 

Spitzenverband des kooperierenden Mittelstandes

„Was einer alleine nicht schafft, das schaffen viele“ – das ist der Kern der genossenschaft-
lichen Idee und Wesensmerkmal jeder Mittelstandskooperation unter dem Dach des
MITTELSTANDSVERBUNDES.



le der Verbundgruppen. Durch die

vielfältigen Informationen aus den

verschiedenen Branchen und Unter-

nehmensbereichen, die beim Spitzen-

verband zusammenlaufen und aufbe-

reitet werden, kann DER MITTEL-

STANDSVERBUND den Austausch

der Verbundgruppen untereinander

optimal unterstützen. Dies geschieht

durch branchenspezifische Fachgrup-

pen und branchenübergreifende Er-

fahrungsaustausch-Tagungen (Erfa-

Gruppen), „Zukunftswerkstätten“ so -

wie Arbeits- und Gesprächskreise zu

aktuellen Themen. In jüngster Zeit

haben insbesondere die Themen IT,

Multi-Channel, Kommunikation, Lo-

gistik, Mitgliedermanagement, Steu-

er- und Rechtsfragen sowie Interna-

tionalisierung großen Zuspruch ge-

funden. Pro Jahr ergeben sich rund 90

solcher Zusammenkünfte. Dort findet

ein großer Teil der Meinungsbildung

des Verbandes und der Entwicklung

und Vertiefung fachlicher Schwer-

punkte statt.

Gefragtes Know-how

Durch das kontinuierliche Arbeiten in

den aufgezeigten Bereichen entsteht

ein einzigartiger Know-how-Pool, der

den MITTELSTANDSVERBUND zu

einem vielgefragten Kooperations-

spezialisten macht. Seine Kompetenz

ist in Ministerien und bei relevanten

Entscheidungsträgern ebenso ge-

schätzt wie in Mitgliederkreisen. Auf

europäischer Ebene tritt DER

MITTELSTANDSVERBUND zu-

sammen mit seinen Partnerorganisa-

tionen gegenüber dem Europäischen

Parlament, dem Ministerrat und der

EU-Kommission für die Belange der

Verbundgruppen und des Mittelstan-

des ein.

Effizient vernetzt

Besonders verstärkend wirkt sich für

den MITTELSTANDSVERBUND

eine effiziente regionale und überre-

gionale Vernetzung aus. Seine Schlag-

kraft und sein politisches Gewicht für

den kooperierenden Mittelstand auf

nationaler und internationaler Ebene

erlangt DER MITTELSTANDSVER-

BUND nicht zuletzt durch eine klare

und schlanke Struktur. Das laufende

Geschäft gestaltet ein 19-köpfiges

Team unter Leitung einer Hauptge-

schäftsführung an den Standorten

Berlin, Köln und Brüssel. Oberstes

Entscheidungs- und Lenkungsgre-

mium ist ein 19-köpfiges Präsidium

unter Leitung eines Präsidenten und

bis zu fünf Vizepräsidenten.

Die Mitglieder des MITTEL-

STANDSVERBUNDES können auf

freiwilliger Basis tarifpartnerrechtli-

che Leistungen der Landesverbände

nutzen. Die Landesverbände treten

nicht nur in Tarifverhandlungen

gegen die Gewerkschaften an, son-

dern bieten auch arbeits- und sozial-

rechtliche Beratung. Wesentlich für

die Schlagkraft ist die enge Zu-

sammenarbeit in den jeweiligen tarif-

politischen Gremien von MITTEL-

STANDSVERBUND und BGA,

sowie die Mitarbeit in arbeits- und so-

zialpolitischen Ausschüssen der

BDA.

Als Mitglied wichtiger Organisatio-

nen und Gremien, wie z.B. dem Ge-

meinschaftsausschuss der Deutschen

Gewerblichen Wirtschaft, der Bun -

desvereinigung der Deutschen Arbeit-

geberverbände (BDA), der Arbeitsge-

meinschaft Mittelstand, dem Deut-

schen Genossenschafts- und Raiffei-

senverband (DGRV) und dem Euro-

päischen Verband der Verbundgrup-

pen (Independent Retail Europe) ge-

winnt er stetig weiteren Einfluss auf

die deutsche und europäische Politik.
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Wilfried Hollmann, Präsident DER MITTELSTANDSVERBUND

Ü Michaela Helmrich

( 030 / 590099-661

* m.helmrich@

mittelstandsverbund.de
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Publikationen
Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 146
Auswirkungen dezentraler
Erzeugungsanlagen auf das
Stromversorgungssystem –
Ausgestaltungsmöglichkei-
ten der Bereitstellung neuer
Erzeugungsanlagen

Die dezentrale Energieversorgung

und ihre konkrete Organisation sind

zu einem großen Thema geworden.

Dies gilt in Deutschland mit seiner

Energiewende in besonderem Maße.

Der Anteil der dezentralen an der ges-

amten Energieversorgung hat in den

vergangenen Jahren rapide zugenom-

men und wird weiter steigen. Nicht

überraschend wird zunehmend die

Thematik der konkreten Organisation

und Produktion diskutiert. Ebenso

wenig überraschend und der Empirie

folgend ist die genossenschaftliche

Ausprägung der Zusammenarbeit mit

ihren dezentralen Wurzeln in den

Mittelpunkt des Interesses gerückt. In

diesem Arbeitspapier werden die

Stromerzeugung und ihre dezentralen

Ansatzpunkte und Möglichkeiten ana-

lysiert. Es quantifiziert die dezentra-

len Stromerzeugungskapazitäten im

Bundesgebiet. Einen Schwerpunkt

der Untersuchung bilden die Auswir-

kungen der politisch gewünschten de-

zentralen Stromerzeugung, wobei

zwischen technischen, ökonomischen

und gesellschaftlichen Effekten diffe-

renziert wird und daraus mögliche

Ausgestaltungsformen der Bereitstel-

lung dezentraler Erzeugung von

Strom abgeleitet werden.

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 147
Das Management von Inno-
vationsclustern – Ergeb-
nisse einer empirischen
Analyse

Innovationscluster haben in den ver-

gangenen Jahren zunehmende Bedeu-

tung erlangt.  Wie bei anderen Koope-

rationen auch, hängt ihr Erfolg sehr

stark von ihrem Management ab und

dies sowohl in strategischer als auch

in operativer Hinsicht. In diesem Ar-

beitspapier konnten Daten der Befra-

gung von Clustermanagern zahlrei-

cher Innovationscluster mehrerer eu-

ropäischer Volkswirtschaften genutzt

werden, die ein komplexes Bild der

Ausgestaltung von Innovationsclus-

tern und ihres Managements entwer-

fen. Bisher nicht vorhandene Ergeb-

nisse können hier zur Diskussion ge-

stellt werden. Es werden die Erfolgs-

faktoren des Clustermanagements

ausgelotet und auf dieser Grundlage

werden konkrete Empfehlungen für

das Management von erfolgreichen

Innovationsclustern entwickelt. 

& Silvia Poppen

Auswirkungen dezentraler Erzeu-

gungsanlagen auf das Stromversor-

gungssystem – Ausgestaltungs-

möglichkeiten der Bereitstellung

neuer Erzeugungsanlagen, Arbeits-

papiere des Instituts für Genossen-

schaftswesen der Westfälischen

Wilhelms-Universität Münster Nr.

146, November 2014, kostenlos er -

hältlich.

& Isabel Gull

Das Management von Innovations-

clustern – Ergebnisse einer empiri-

schen Analyse, Arbeitspapiere des

Instituts für Genossenschaftswesen

der Westfälischen Wilhelms-Univer-

sität Münster Nr. 147, Januar 2015,

kostenlos er hältlich.
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wältigen, sind Bekenntnisse zur

Nachhaltigkeit glaubwürdig und ef-

fektiv. In diesem Arbeitspapier wer-

den im Rahmen einer Literaturstudie

potenzielle Nachhaltigkeitsindikato-

ren von Genossenschaftsbanken iden-

tifiziert. Dies ist Grundlage für eine

folgende empirische Untersuchung

der „Nachhaltigkeitsleistungen“ von

Genossenschaftsbanken, dem Er-

kenntnisinteresse eines größeren For-

schungsprojekts.

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 149
Eine Identifikation möglicher
Bereiche der Kooperation
zwischen Wohnungsgenos-
senschaften und Genossen-
schaftsbanken

Vieles spricht dafür, dass Genossen-

schaftsbanken geeignete Koopera-

tionspartner für Wohnungsgenossen-

schaften sind und umgekehrt. Da ist

die übereinstimmende Entstehungsge-

schichte, da korrespondiert die strate-

gische Orientierung, da sind die über-

einstimmenden genossenschaftlichen

Werte, in die das Unternehmen einge-

bunden ist, da werden in beiden Fäl-

len kooperative Geschäftsmodelle

umgesetzt. Weitere Parallelen, Ver-

bindungslinien und Übereinstimmun-

gen können herausgearbeitet werden.

Dennoch sind allgemein nur wenige

Kooperationen zwischen Wohnungs-

genossenschaften und Genossen-

schaftsbanken bekannt. In diesem Ar-

beitspapier werden die Wertschöp-

fungsketten von Genossenschaftsban-

ken sowie Wohnungsgenossenschaf-

ten analysiert und vorerst abstrakt Ko-

operationspotenziale in Form von

möglichen Kooperationsbereichen

identifiziert. Diese bilden die Grund-

lage für eine empirische Analyse

sowie darauf aufbauend für koopera-

tionsmanagementorientierte Empfeh-

lungen. 

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 148
Identifikation potenzieller
Nachhaltigkeitsindikatoren
von Genossenschaftsban-
ken – Eine Literaturstudie

Die Aktivitäten von Genossenschafts-

banken sind mehr als jene anderer

Banken und Unternehmen an der

Nachhaltigkeit orientiert. Dies ist in

ihrer Governance und der damit ver-

bundenen strategischen Orientierung

angelegt. Ein wesentliches Element

der MemberValue-Strategie besteht in

der Schaffung eines nachhaltigen

MemberValues, eines Optionsgutes

für die Eigentümer von Genossen-

schaften. Wie auch in anderen Berei-

chen sind die Forderung und der

Nachweis von Nachhaltigkeit auf

einer allgemeinen Ebene wohl akzep-

tiert. Doch die Herausforderungen be-

ginnen mit der Konkretisierung und

der Operationalisierung geeigneter In-

dikatoren und Konzepte und zeigen

sich bei der Integration in die Unter-

nehmensstrategie. Nur wenn es ge-

lingt, diese Herausforderungen zu be-

& Florian Klein

Identifikation potenzieller Nachhal-

tigkeitsindikatoren von Genossen-

schaftsbanken – Eine Literaturstu-

die, Arbeitspapiere des Instituts für

Genossenschaftswesen der Westfä-

lischen Wilhelms-Universität Müns -

ter Nr. 148, Januar 2015, kostenlos

er hältlich.

& Susanne Noelle

Eine Identifikation möglicher Berei-

che der Kooperation zwischen

Wohnungsgenossenschaften und

Genossenschaftsbanken, Arbeits-

papiere des Instituts für Genossen-

schaftswesen der Westfälischen

Wilhelms-Universität Münster Nr.

149, Januar 2015, kostenlos er -

hältlich.
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erfolgreiche Risiko-Diversifikations-

strategien, welche durch den zuneh-

menden Gleichlauf der Märkte an ihre

Grenzen gekommen sind. Es werden

die Zusammenhänge zwischen Wäh-

rungsregimen, hier konkret der Grün-

dung der Europäischen Währungs-

union, und der Entwicklung auf Ak-

tienmärkten herausgearbeitet. Die Er-

kenntnisse dienen als Grundlage einer

ökonometrischen Analyse, die wiede-

rum einen Vergleich zweier Strategien

zur Risiko-Streuung ermöglicht. 

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 151
Das Management der Ko-
operationen von Familien-
unternehmen – Empirische
Ergebnisse zum Einfluss
der Familie auf den Koope-
rationsprozess

Nur in Ansätzen wurde bisher das Ko-

operationsverhalten von Familien-

unternehmen untersucht. Die Empirie

des Kooperierens von Unternehmen

hat in den letzten Jahren klar zum

Ausdruck gebracht, dass die Koopera-

tionsprojekte mittelständischer Unter-

nehmen deutlich zugenommen haben

und komplexer geworden sind. Fami-

lienunternehmen sagt man hingegen

nach, dass sie kooperationsscheu sind.

Dieser Widerspruch legt es nahe sich

ausführlich mit den Kooperationen

von Familienunternehmen ausein-

anderzusetzen und die Determinanten

entsprechender Aktivitäten offenzule-

gen. In diesem Arbeitspapier werden

einige empirische Ergebnisse einer

empirischen Untersuchung zum Ko-

operationsverhalten von Familien-

unternehmen vorgestellt. Es hat sich

gezeigt, dass die Einbindung der Fa-

milie in den Entscheidungsprozess

und die Identität der Werte der Fami-

lie und des Unternehmens einen star-

ken Einfluss auf den Kooperations-

prozess nehmen. Auf der Grundlage

dieser Erkenntnisse lassen sich auch

Empfehlungen für das Management

der Kooperation von Familienunter-

nehmen ableiten. 

Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 150
Konvergenz der europäi-
schen Aktienmärkte – Eine
Analyse der Entwicklungen
und Herausforderungen für
Investoren

Auf den internationalen Aktienmärk-

ten findet seit längerem ein Konver-

genzprozess statt, der unterschied-

lichen Ursachen zugeschrieben wird,

unter anderem der Einführung der

Euro-Währung. Die Konvergenz ist

damit verbunden, dass eine risiko -

orientierte Diversifizierung von Anla-

gen erschwert wird, was gerade in der

aktuellen Niedrigzinsphase mit Her-

ausforderungen für Investoren ver-

bunden ist. So hat sich gezeigt, dass

auftretende Schocks inzwischen einen

stärkeren sektoralen als länderspezifi-

schen Charakter aufweisen. In diesem

Arbeitspapier wird die Bedeutung der

Einführung und der Entwicklung der

Europäischen Währungsunion auf die

Angleichung der Kursentwicklungen

auf den europäischen Aktienmärkten

herausgearbeitet. Es hinterfragt dabei

klassische und in der Vergangenheit

& Manuel Peter

Konvergenz der europäischen Ak-

tienmärkte – Eine Analyse der Ent-

wicklungen und Herausforderungen

für Investoren, Arbeitspapiere des

Instituts für Genossenschaftswesen

der Westfälischen Wilhelms-Univer-

sität Münster Nr. 150, Februar

2015, kostenlos er hältlich.

& Julian Taape

Das Management der Kooperatio-

nen von Familienunternehmen –

Empirische Ergebnisse zum Ein-

fluss der Familie auf den Koopera-

tionsprozess, Arbeitspapiere des In-

stituts für Genossenschaftswesen

der Westfälischen Wilhelms-Univer-

sität Münster Nr. 151, April 2015,

kostenlos er hältlich.
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Arbeitspapiere des IfG
Münster Nr. 152
Bankenregulierung und Bü-
rokratiekosten – Ein Pro-
blemaufriss

Es gibt gute und ökonomisch fundier-

te Begründungen für die Regulierung

der Aktivitäten von Unternehmen,

selbstverständlich auch von Banken.

Doch für die von der Regulierung be-

troffenen Unternehmen sind damit

Regulierungskosten verbunden. Dies

sind einerseits die entgangenen Erträ-

ge, die jedoch als Ergebnis eines ak-

zeptierten Gesellschaftsvertrages ein-

geschätzt werden können. Anderer-

seits sind von den Unternehmen die

Kosten der Umsetzung der Regulie-

rung ebenso zu tragen wie ggf. die

Kosten einer falschen Regulierung.

Nun gilt es zu klären, ob und in wel-

chem Ausmaß Regulierungskosten

gleichzeitig Bürokratiekosten sind.

Dies ist der Hintergrund für dieses Ar-

beitspapier, in dem ein erster Pro-

blemaufriss für die Bürokratiekosten

der Bankenregulierung vorgestellt

wird. Nicht überraschend unterschei-

den sich einzelne Definitionen und

Abgrenzungen von Regulierungs- und

Bürokratiekosten. Mit diesen Abgren-

zungsfragen setzt sich Herr Schenkel

ebenso auseinander wie mit einem

Rückblick in die ökonomische Büro-

kratiekostenmessung und einer Vor-

stellung der Erhebungsmodalitäten.

Ein Literaturüberblick sowie eine Stu-

die mit einem Quantifizierungsver-

such für die Bürokratiekosten deut-

scher Banken ergänzen seine Überle-

gungen.

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 113
Das Management von Inno-
vationsclustern – Eine theo-
riebasierte empirische Ana-
lyse der Erfolgswirkungen

Innovationen zu schaffen, ist nicht nur

eine große unternehmerische Heraus-

forderung, sondern mit ihnen sind

auch gesamtwirtschaftliche und ge-

sellschaftliche Konsequenzen verbun-

den. Diese positiven externen Effekte

lassen viele Volkswirtschaften vielfäl-

tige wirtschaftspolitische Maßnah-

men und Programme zu deren Inter-

nalisierung und zur Förderung von In-

novationen ergreifen. Die Bildung

von Innovationsclustern ist eine die-

ser Möglichkeiten. Wie jede Unter-

nehmenskooperation benötigen auch

Innovationscluster ein effektives Ma-

nagement. Seine konkrete Ausgestal-

tung zählt zu den wichtigsten Erfolgs-

faktoren, die der vorliegende Band

empirisch untersucht. Grundlage für

die theoriegestützte empirische Ana-

lyse des Managements von Innova-

tionsclustern sind Umfragedaten über

Innovationscluster aus mehreren eu-

ropäischen Volkswirtschaften, die Da-

tensätze über Struktur und Ausgestal-

tung der Cluster, zahlreiche Manage-

mentmerkmale sowie die Einschät-

zung des Erfolgs der Cluster beinhal-

ten. Erstmals in der empirischen Clus-

terforschung gelingt es, Verbindungs-

linien zwischen der Governance der

Cluster, der Ausgestaltung ihres Ma-

nagements und ihrem Erfolg aufzu-

zeigen. Aus diesen Ergebnissen wer-

den konkrete Handlungs- und Gestal-

tungsempfehlungen für ein erfolgrei-

ches Management von Innovations-

clustern abgeleitet.

& Isabell Gull

Das Management von Innovations-

clustern – Eine theoriebasierte em-

pirische Analyse der Erfolgswikrun-

gen, Münstersche Schriften zur Ko-

operation, Bd. 113, Aachen: Shaker,

2015, 304 S., 29,80 €.

& Andreas Schenkel

Bankenregulierung und Bürokratie-

kosten – Ein Problemaufriss, Ar-

beitspapiere des Instituts für Ge-

nossenschaftswesen der Westfäli-

schen Wilhelms-Universität Mün-

ster Nr. 152, April 2015, kostenlos

er hältlich.
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Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 114
Das Kooperationsverhalten
von Familienunternehmen –
Eine empirische Analyse
unter besonderer Berück-
sichtigung des Einflusses
familienunternehmensspezi-
fischer Charakteristika auf
den Kooperationsprozess

Familienunternehmen in Deutsch-

lands mittelständischer Wirtschaft

sind weit verbreitet. Sie zeichnen sich

durch besondere Governancestruktu-

ren aus, denen konkrete Folgen für

ihre Strategien, aber auch für gesamt-

wirtschaftliche Entwicklungen zuge-

schrieben werden. Insgesamt werden

ihnen eher konservative und risikoar-

me Entscheidungen attestiert, aus

denen stabilisierende Effekte für das

Unternehmensumfeld folgen. Den

Hintergrund für den vorliegenden

Band bildet die verbreitete Vermu-

tung, dass Familienunternehmen in

ihrer Entwicklungsstrategie vor allem

auf internes Wachstum und weniger

auf Kooperationen und Akquisitionen

setzen. Sie wurden bisher als koopera-

tionsavers eingeschätzt, doch in die-

sem Band kann diese Vermutung em-

pirisch mit dem Nachweis eines aus-

differenzierten Kooperationsverhal-

tens von Familienunternehmen wider-

legt werden. In diesem Band wird

eine umfassende empirische Untersu-

chung kooperativer Strategien von

Familienunternehmen geleistet, die

dabei ihre spezifischen Charakteristi-

ka sowie deren Einfluss auf die Unter-

nehmensentwicklung berücksichtigt.    

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 115
Die Gestaltung der Außen-
beziehungen von Koopera-
tionen und Rückwirkungen
auf das Kooperationsma-
nagement

Die Kooperation von Unternehmen ist

zu einem weit verbreiteten Instrument

der Unternehmensentwicklung ge-

worden. Doch jede Kooperation be-

deutet auch, dass neue Außengrenzen

eines neuen Gebildes entstehen und in

diesem Zusammenhang auch zusätz-

lich Stakeholder zu beachten sind.

Daher haben im Zuge der Vorberei-

tung einer Kooperation immer auch

die externen Grenzen thematisiert und

festgelegt, später aktiv bearbeitet zu

werden. Wer ist Auftraggeber, Kunde,

Arbeitgeber, mit wem werden die Ver-

träge geschlossen? Wie werden aufge-

baute Marken gehandhabt? Wer haftet

und wer ist schadenersatzpflichtig bei

mangelhaften Leistungen, die in der

Kooperation erbracht wurden? Dies

ist der Ausgangspunkt für den vorlie-

genden Band, in dem die Gestaltung

der Außengrenzen von Kooperationen

sowie die Voraussetzungen für ihre

Integration in das Kooperationsma-

nagement analysiert werden. Damit

liegt eine umfassende Untersuchung

vor, in der Antworten auf die Ausge-

staltungsmöglichkeiten sowie zum

Managementbedarf von Außengren-

zen von Kooperationen gegeben wer-

den. Auf dieser Grundlage werden die

daraus entstehenden Rückwirkungen

auf die Kooperationspartner und auf

das Kooperationsmanagement analy-

siert. 

& Julian Taape

Das Kooperationsverhalten von Fa-

milienunternehmen – Eine empiri-

sche Analyse unter besonderer Be-

rücksichtigung des Einflusses fami-

lienunternehmensspezifischer Cha-

rakteristika auf den Kooperations-

prozess, Münstersche Schriften zur

Kooperation, Bd. 114, Aachen: Sha-

ker, 2015, 336 S., 29,80 €.

& Alexander Wesemann

Die Gestaltung der Außenbeziehun-

gen von Kooperationen und Rück-

wirkungen auf das Kooperationsma-

nagement, Münstersche Schriften

zur Kooperation, Bd. 115, Aachen:

Shaker, 2015, 287 S., 29,80 €.



Ende April 2015 hat Julian Taape das Institut für Genossenschaftswesen verlas-

sen. Er  hat in Münster Economics & Law (Bachelor) und Volkswirtschaftlehre

(Master) studiert. Nach seiner Tätigkeit als Studentischer Mitarbeiter am Institut

für Genossenschaftswesen wurde er ab Mai 2012 Wissenschaftlicher Mitarbeiter,

wo er sich in seiner Dissertation mit dem Thema der Kooperation von Familien-

unternehmen befasste.
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Seit Februar 2015 ist Vanessa Arts Wissenschaftliche Mitarbeiterin am

Institut für Genossenschaftswesen. Nach einer Ausbildung zur Bank-

kauffrau bei der Sparkasse Kleve studierte Vanessa Arts Volkswirt-

schaftslehre im Bachelor und Master an der Universität Münster. So-

wohl in ihrem Bachelor- als auch in ihrer Masterarbeit hat sie sich mit

Bankenfragen beschäftigt und wird dieses auch in ihrer Promotion wei-

ter verfolgen.

Isabel Gull hat zum Ende des Jahres 2014 das Institut für Genossenschafts-

wesen nach Abschluss ihrer Promotion verlassen. Isabel Gull war zunächst

Studentische Mitarbeiterin und ab Januar 2012 Wissenschaftliche Mitarbei-

terin am Institut für Genossenschaftswesen. Sie hat in Münster zunächst

Economics & Law und anschließend Volkswirtschaftslehre studiert. In ihrer

Dissertation beschäftigte sie sich mit dem Management von Unternehmensclustern.



www.ifg-muenster.de 1-2015 71

IfG intern | Pinnwand

Ende Januar 2015 hat nach langjähriger Tätigkeit in der EDV-Unter-

stützung und Beendigung seines Jurastudiums Peter Rösen das In-

stitut für Genossenschaftswesen verlassen. Im Dezember 2014 stieß

dafür Kevin Krips zum EDV-Team hinzu, der sich mit der Homepa-

ge-Migration beschäftigen wird.

Seit Februar 2015 sind Jorina Lehmann und Jan Gohrke Studentische

Mitarbeiter am IfG. Jorina Lehmann studierte Internationales Touris-

musmanagement in Saarbrücken und nun Volkswirtschaftslehre im

Master in Münster. Jan Gohrke hat eine Banklehre bei der Volksbank

Bad Oeynhausen-Herford absolviert bevor er ein Bachelorstudim der

Volkswirtschaftslehre an der Universität Münster begann. Im April

stießen Maximilian Gerling und Alexander Steffen zum IfG-Team

hinzu. Beide studieren VWL im Master. Schließlich ist mit Beginn des

Mai 2015 Annika Kuypers studentische Mitarbeiterin geworden, die in

Münster Betriebswirtschaftslehre studiert.

Ende Februar 2015 verließ Christina Bremer

nach Beendigung ihres Masterstudiums das Insti-

tut für Genossenschaftswesen. Sophie Steffen

verließ das Institut mit Ende ihres Bachelorstudiums Ende

April 2015.



Im Jahr 2014 hatte Dominik Schätzle erfolgreich seine Promo-

tion zur Regulierung von Genossenschaftsbanken abgeschlos-

sen. Das hochinteressante Werk fand nun eine weitere Würdi-

gung, indem es mit dem VKB-Wissenschaftspreis 2014, wel-

cher nach dem ehemaligen Generaldirektor der VKB-Bank Dr.

Otto Pfeifauf benannt ist ausgezeichnet wurde. „Die Arbeit

von Herrn Dr. Schätzle ist, theoretisch fundiert und weist eine

hohe praktische Relevanz für die Genossenschaftsbanken auf“, so der Laudator Prof. Dr. Hel-

mut Pernsteiner. Weiter hob er die verwendete empirische Methode der Arbeit hervor, mit der

die Auswirkungen von Basel III auf die Genossenschaftsbanken untersucht wurde.

Damit geht der VKB-Wissenschaftspreis bereits zum zweiten

Mal in Folge an das Institut für Genossenschaftswesen Münster.

Bereits im Jahr 2013 hatte Dr. Tim Wittenberg diesen Preis für

seine juristische Arbeit zum Thema „Willensbildung der Mit-

glieder und Corporate Governance im neuen Genossenschafts-

recht“ erhalten.  

Auch im Jahr 2015 hat Prof. Dr. Theresia Theurl den

Lehrpreis der Fachschaft der Wirtschaftswissenschaft-

lichen Fakultät der Universität Münster erhalten, womit

ihr großes Engagement in der Lehre gewürdigt wird. 
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Sich an die Diskussionen im Vorfeld

der Schaffung einer gemeinsamen

Währung zu erinnern, heißt auch, sich

noch einmal kontroverse Positionen

über die Bedeutung von institutionel-

len und strukturellen Reformen vor

Augen zu führen. Drei Aspekte wur-

den damals sehr prominent diskutiert.

Erstens wurden solche Reformen als

notwendiger Ersatz für den Verlust

des Wechselkursmechanismus und

zur Unterstützung der Faktormobilität

und Preisflexibilität eingeschätzt,

auch weil eine Transferunion – da-

mals zumindest verbal – zu diesem

Zweck ausgeschlossen worden war.

Zweitens war immer unbestritten,

dass institutionelle Konvergenz als

Voraussetzung für eine ähnliche

Transmission monetärer Impulse in

die Realwirtschaft erforderlich sei,

was widersprüchliche Anforderungen

der einzelnen Volkswirtschaften an

die Geldpolitik vermeiden sollte.

Reformautomatik

Drittens wurde fast gebetsmühlenartig

wiederholt, dass solche Reformen

unter dem Druck einer harten Wäh-

rung sich praktisch mehr oder weni-

ger von selbst einstellen würden: Die

Währung würde die institutionelle

und strukturelle Anpassung erzwin-

gen, was den Verzicht auf ex ante-

Voraussetzungen, z.B. der Erfüllung

der Kriterien für einen optimalen
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Im Fokus
Italien in der Euro-Union   

Unterlassene, unzureichende und verschleppte Institutionenreformen 

Viele Augen blicken derzeit auf Griechenland, auf die Aktivitäten der Regierung, auf Start
und Fortschritt von Reformen und die Erfüllung von Auflagen der Geldgeber und Gläubiger,
auf den doch etwas eigenartigen Modus und Verlauf von Verhandlungen. Vage Inhalte und
fehlende Reformbereitschaft werden kritisiert. Nicht überraschend geraten andere Mit-
gliedsländer der Euro-Union aus dem Blickpunkt, vor allem wenn es sich nicht um aktuel-
le und ehemalige Programmländer handelt. Verlässt man jedoch den Krisenmodus und
konzentriert sich auf die langfristige Funktionsfähigkeit der Währungsunion und deren Per-
spektiven, sind andere Mitglieder weitaus bedeutender, vor allem dann, wenn Reformfähig-
keit und -bereitschaft betrachtet werden. Frankreich ist ein solches Mitglied, ebenso Italien,
das hier im Mittelpunkt stehen soll, weil in den vergangen Monaten tatsächlich einige Re-
formen angepackt wurden. Doch gerade in Italien zeigt sich, wie herausfordernd und lang-
wierig eine verschleppte Reformpolitik sein kann.

Wachstum (2007-2014)



Währungsraum ermöglichen würde.

„Countries which join EMU, no mat-

ter what their motivation, may satisfy

optimum currency area criteria ex

post even if they do not ex ante!”

schrieben etwa J. Frankel und A. Rose

1997 in einem viel beachteten Bei-

trag. In diese Kerbe schlug auch P. de

Grauwe, der bereits 1995 die Schluss-

folgerung zog: “All members qualify

to join.” Die Gültigkeit der ersten bei-

den Aspekte hat sich losgelöst von

allen theoretischen Grundlagen eben-

so bestätigt wie sich der dritte als

frommer Wunsch herausgestellt hat,

vor allem als eine Missachtung polit -

ökonomischer Zusammenhänge.

Reformkräfte

Was hat dies mit Italien zu tun? Italien

war eines der Länder, das von Beginn

an Mitglied der Währungsunion war,

obwohl es die fiskalen Konvergenz-

kriterien, die damals eine formale

Voraussetzungen für den Beitritt bil-

deten, nicht erfüllte. Bereits im Vor-

feld und später in der Union wurden

nicht nur von den zuständigen Gre-

mien, sondern auch von Analysten

und Beobachtern sowohl der Abbau

der Staatsverschuldung, als auch die

Umsetzung institutioneller Reformen

angemahnt, die eine höhere Anpas-

sungsflexibilität der italienischen

Wirtschaft ermöglichen sollten. Die

bisherige Geschichte der Euro-Union

ist u.a. auch eine Geschichte unterlas-

sener, verzögerter und misslungener

institutioneller Reformen in Italien,

dies im politischen und im wirtschaft-

lichen Bereich, hier vor allem auf der

Mikroebene.

Hemmnisse

Zahlreiche Regierungen sind mit

meist sehr moderaten Reformpro-

grammen angetreten, um aber bald an

die Grenzen der reformbehindernden

politischen Institutionen zu gelangen

oder sich stärker innenpolitischen

Themen zuzuwenden, die deutlich

mehr mediale Aufmerksamkeit und

Wählerinteresse versprachen als diese

sperrigen Themen. Zuletzt zeigte sich

dies auch an der Regierung unter Mi-

nisterpräsident Matteo Renzi. „Jeden

Monat eine Reform“ lauteten An-

spruch und Versprechen, um aber bald

zu erkennen, dass die Reformbereit-

schaft der dazu nötigen gesellschaft-

lichen Gruppen ebenso wie das politi-

sche System der Entscheidungsfin-

dung dies nicht zuließen. Dies scheint

auch den Reformeifer des Minister-

präsidenten gebremst, wenngleich

nicht völlig zum Erliegen gebracht zu

haben. Weil das aktuelle Zinsniveau,

eine leichte konjunkturelle Verbesse-

rung, der Euro-Kurs und der sinkende

Ölpreis wahrscheinlich die nun erwar-

teten Haushaltsdefizite unter die ur-

sprünglichen Prognosen (und damit

EU-Zielwerte) fallen lässt, sollen zu-

sätzliche Staatsausgaben getätigt wer-

den, denn Spielraum sei nun ja vor-

handen. Innenpolitisch kommt das

Versprechen gut an, 2015 und 2016

weder Steuern zu erhöhen noch Leis-

tungen zu kürzen. In Kombination mit

den wenig konkreten Strukturrefor-

men könne nun für 2018 ein ausge-

glichener Haushalt erwartet werden.

Bei Beginn der Finanzmarktkrise soll-

te dieser 2013 erreicht werden, später

sollte sich das Haushaltsdefizit 2016,

dann 2017 dem Wert von Null annä-

hern. Wenig Bereitschaft besteht aber

auch die Verschuldung schneller ab-

zubauen und die institutionellen Re-

formen zu beschleunigen. Zusätzlich

kommt die Kritik an den nicht zu ak-

zeptierenden „nordeuropäischen Spar -

diktaten“ gut an. 

Realwirtschaft

Italiens Wachstumsschwäche ist aus-

geprägt, seit Jahren liegt seine BIP-

Entwicklung unter dem EWU-Durch-

schnitt und über viele Jahre bildete es

das Schlusslicht der Eurozone. Dies

gilt unabhängig von Anzeichen einer
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leichten Verbesserung, die weniger

stark ausgeprägt ist als in den meisten

EU-Ländern. Seit 2007 ist die Indus-

trieproduktion um 25% gesunken. Die

Kombination steigender Lohnstück-

kosten bei gleichzeitig sinkender Pro-

duktivität lässt keine guten Perspekti-

ven erwarten. Anzeichen positiver re-

alwirtschaftlicher Effekte einer sehr

expansiven Versorgung mit Liquidität

lassen sich nicht erkennen, wohinge-

gen der Kapitalabfluss aus Italien im

März netto 27 Milliarden Euro betrug.

Die Strukturschwächen als Ergebnis

fehlender institutioneller Reformen

lassen sich klar erkennen und werden

regelmäßig von internationalen Orga-

nisationen adressiert: Rechtsunsicher-

heit, politische Unsicherheit, ausge-

prägte Bürokratie, ein stark regulier-

ter Arbeitsmarkt, geringe Reformaffi-

nität großer gesellschaftlicher Grup-

pen. Dazu kommen eine hohe Jugend-

arbeitslosigkeit und die persistente

Nord-Süd-Problematik.

EU-Zeugnis

Die geringen Reformfortschritte blei-

ben von den EU-Gremien nicht unbe-

merkt. Im kürzlich erschienenen ak-

tuellen Länderbericht der EU Kom-

mission, der die Fortschritte der ver-

langten und versprochenen Reformen

zur Beseitigung der makroökonomi-

schen Ungleichgewichte bewertet,

werden nicht nur die anhaltende

Wachstumsschwäche, die zu hohe

Staatsverschuldung, die geringe Wett-

bewerbsfähigkeit sowie die Probleme

des Bankwesens angeführt. Es wurde

zusätzlich darauf hingewiesen, dass

die Größe der Volkswirtschaft die Ge-

fahr von Spillover-Effekten auf ande-

re Euro-Länder birgt. Und es werden

die institutionellen Reformen auch in

ihrem Zusammenhang mit den Ma-

krogrößen und der Realwirtschaft be-

trachtet, wobei ein umfassender Re-

formstau kritisiert wurde. Die Bestbe-

wertung ergibt die Note 3 (ausge-

drückt in Schulnoten), die „einigen

Fortschritten“ in vier Institutionenbe-

reichen entspricht, während die rest-

lichen vier Bereiche mit „beschränk-

ten Fortschritten“ und der Note 4 auf

einer bis 5 reichenden Skala klassifi-

ziert werden.

Reformbedarf 

Sehr kritisch wird hervorgehoben,

dass die Budgetprozesse der Zentral-

regierung noch immer sehr ineffizient

und die Privatisierungsfortschritte be-

scheiden wären. Ebenso deutlich

wurde angemahnt, die Klärung der

Kompetenzen zwischen den Regie-

rungsebenen voranzubringen, ein bes-

seres Management der EU-Mittel zu

erreichen und die Korruptionsbe-

kämpfung zu verbessern. Nur be-

schränkte Fortschritte wurden bei der

Steuerverwaltung und -effizienz gese-

hen und eine Verschiebung der Steu-

erlast von der Produktion zum Kon-

sum angemahnt. Ein Rückstand bei

der Verbesserung der Infrastruktur

wurde vor allem bei der Energieinfra-

struktur sowie beim Hafenmanage-

ment gesehen. Dringend angemahnt

wurden eine Effizienzerhöhung der

öffentlichen Auftragsvergabe sowie

die Erhöhung des Wettbewerbs, ins-

besondere in Handel, Post und Ben-

zinvertrieb, ebenso die Öffnung des

Wohnungsmarktes.

Konsequenz

Noch viel zu tun gibt es auf dem Ar-

beitsmarkt, wobei hier auch erste An-

sätze zu einer Erleichterung von Ent-

lassungen, eine milde Reform der Ar-

beitslosenunterstützung sowie erste

Maßnahmen zur Rückführung der Ju-

gendarbeitslosigkeit und eine Erhö-

hung der sozialen Inklusion positiv

hervorgehoben wurden. Die Kondi-

tionalität von Unterstützungsmaßnah-

men wurde als dringend erforderlich

betont. In der Bildungspolitik wurden

Totale Faktorproduktivität (2000-2015)
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beschränkte Fortschritte bei der Be-

rufsausbildung gelobt, hingegen eine

verbesserte Berufsausbildung im Ter-

tiärbereich gefordert. Auch bezüglich

der Reformen zur Stabilisierung des

Bankensektors überwog die Kritik. So

wurden zwar die Finanzierungsoptio-

nen für Unternehmen ausgeweitet und

ein hohes Volumen notleidender Kre-

dite liegt inzwischen nur noch bei den

großen Banken. Insgesamt blieben

bisher jedoch viele Anforderungen

bezüglich einer Verbesserung der

Corporate Governance der Banken

sowie des Zugangs zu Krediten für

die Realwirtschaft unerfüllt. Die EU

Kommission mahnte insgesamt mehr

Konsequenz, mehr Konsistenz und

eine höhere Geschwindigkeit der not-

wendigen institutionellen Reformen

an.

Fazit

Was lernen wir daraus? Erstens: Der

verengte Blick auf Griechenland ver-

stellt die Beschäftigung mit Euro-Mit-

gliedsländern, deren Entwicklung

deutlich wichtiger für die Zukunft des

Euro ist. Ob Griechenland in der

Währungsunion bleibt oder nicht,

seine Schulden bezahlt oder nicht, ist

trotz aller Reputations- und Solidari-

tätsaspekte mehr eine Randfrage. Ob

Italien zu politischer und wirtschaft-

licher Reformfähigkeit und -bereit-

schaft findet, ist von weitaus größerer

Bedeutung für die langfristige Funk-

tionsfähigkeit der Euro-Union. Zwei-

tens: Die Veränderung wirtschaft-

licher Institutionen geschieht nicht als

Ergebnis von Versprechen und An-

kündigungen, sondern muss im politi-

schen Prozess verhandelt und umge-

setzt werden. Stehen die politischen

Institutionen institutionellen Verände-

rungen entgegen, können notwendige

Reformen beharrlich unterbleiben, so-

fern Krisen sie nicht erzwingen. Auf

Italiens Reformagenda müssen also

auch die politischen Rahmenbedin-

gungen noch deutlich besser platziert

werden als es bisher bereits gesche-

hen ist. Drittens: Es war eine Illusion

zu erwarten, dass der Euro vorausset-

zungslos in der Lage sein würde, ver-

krustete Arbeitsmärkte aufzubrechen,

bürokratische Auswüchse zu beseiti-

gen, die realwirtschaftliche Flexibi-

lität von Ökonomien zu sichern und

Regierungen zu disziplinieren. Man

hätte es wissen können.       
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Das aktuelle Stichwort

Bargeldlos 

Zur Diskussion über die Abschaffung des Bargeldes  

„Im Geldwesen … eines Volkes spiegelt sich alles, was dieses Volk will, tut, erleidet, ist;
und zugleich geht vom Geldwesen … eines Volkes ein wesentlicher Einfluss auf sein Wir-
ken und auf sein Schicksal überhaupt aus.“ An diese Feststellung des österreichischen
Ökonomen Joseph Schumpeter (1883-1950), Finanzminister und Bankier, mag sich erin-
nern, wer sich in diesen Tagen mit der Entwicklung unseres Geldwesens und den aktuel-
len Diskussionen beschäftigt. Da sind die unerfreulichen und nicht enden wollenden Ent-
wicklungen in der Euro-Union, die sich rund um die anhaltende Verletzung ihrer tragenden
Regeln herausgebildet haben. Da sind die niedrigen Zinsen und die damit verbundene fi-
nanzielle Repression, ausgelöst durch die Liquiditätsflut der Notenbanken. Dazu hat sich
nun auch noch eine Diskussion um die Abschaffung des Bargeldes gesellt. Es ist also ei-
niges durcheinander geraten in unserem Geldwesen. 

In diesem Beitrag soll es um die Bar-

gelddiskussion gehen. Zwar ist es

nicht so, dass das Verbot oder die Ein-

schränkung der Verwendung des Bar-

geldes im Zahlungsverkehr unmittel-

bar bevorstehen, dennoch ist es be-

merkenswert, dass gerade zu diesem

Zeitpunkt diese Diskussion, die be-

reits 2013 ausgelöst wurde, nun auch

hierzulande aufflammte. Die Hinter-

gründe und Konsequenzen sollen hier

näher ausgeleuchtet werden.

Geldgeschichte

In der Geschichte des Geldes haben

sich die Objekte, die als Geld Verwen-

dung gefunden haben, über Jahrtau-

sende langsam und meist kontinuier-

lich verändert. Faszinierend und fa-

cettenreich stellt sich in der Geldge-

schichte die Entwicklung dar. Sie be-

ginnt mit nicht völlig geklärten Ur-

sprüngen vor Jahrtausenden. Bis

heute existieren konkurrierende Ent-

stehungsgeschichten mit teils sakra-

len, teils ökonomischen Inhalten. Der

Nutzung von Zweckgegenständen

folgte zuerst ungemünztes und dann

gemünztes Metallgeld, in abgeschlos-

senen Gesellschaften bildeten sich all-

gemein verwendete Zahlungsmittel

heraus. Zahlreiche Episoden des

Staatspapiergeldes waren ein Spiegel

der fiskalen Nöte von Regierungen,

während die Banknoten von privaten

Notenbanken emittiert wurden und

anfangs keinen gesetzlichen Zah-

lungsmittelstatus hatten, bevor Zen-

tralbanken und die Festlegung staat-

licher Zahlungsmittel mit Annahme-

zwang geschaffen wurden. Von Ge-

schäftsbanken geschaffenes Giralgeld

und in Zentralbankgeld einlösbares

Geld bildete sich später heraus und

verbreitete sich über den Kontinent.

Über dieses wurde zuerst durch Abhe-

bung und Überweisung, heute auch

mittels girocard und Kreditkarte

sowie in der Form des E-Banking ver-

fügt.

Geldvielfalt

Zusätzliche Zahlungsinstrumente ent-

standen, befinden sich jedoch noch in

einem Anfangsstadium ihrer Verwen-

dung: Bezahldienste im Onlinehandel

(z.B. PayPal, Giropay), digitale Geld-

börsen im Internet zuletzt das Smart-

phone als Instrument zur Abwicklung

von Transaktionen. Auch virtuelle

Währungen – Cyber money – haben

sich inzwischen entwickelt. Z. B. ist

Bitcoin sehr bekannt und medial prä-
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sent, wenngleich die praktische Be-

deutung gering ist. Solche virtuellen

Währungen werden direkt über das

Internet übertragen. Sie bedürfen kei-

ner Zentral- oder Geschäftsbanken,

sind jedoch auch nicht als gesetzliche

Zahlungsmittel anerkannt, was Kon-

vertibilitäts- und Verlustrisiken sowie

Transaktionskosten mit sich bringt,

wenn ein Eintausch in offizielle Wäh-

rung gewünscht oder nötig wird. 

Substitutionsprozesse

Blickt man zurück, ging es meist um

effizienzsteigernde Entwicklungen,

die sich sukzessive im Zahlungsver-

kehr herausbildeten und die sich an

Veränderungen in Industrie, Handel

und Technologie anpassten. Komfort

und Geschwindigkeit in der Abwick-

lung von Transaktionen waren wichti-

ge, wenn auch gemächlich wirksame

Treiber. Manchmal standen auch

staatliche Zwangsmaßnahmen dahin-

ter, z. B. wenn in Kriegs- und Krisen-

zeiten die Bevölkerung keine Alterna-

tive zu ungedecktem Staatspapiergeld

hatte und mit dem Verbot der ge-

wünschten Medien auskommen mus-

ste, wenn der Zugang zu ausländi-

schen Währungen eingeschränkt und

verboten wurde oder wenn Privaten

die Hortung von Gold verboten

wurde. Doch auch aktuell gibt es Ein-

schränkungen, die sich auf die Ver-

wendung von Bargeld beziehen. So

existieren in einigen EU-Staaten z.B.

Höchstgrenzen für Bargeldzahlungen.

Diese liegen in Italien und Frankreich

bei 1.000 Euro. Höchstgrenzen für

Bargeldzahlungen werden auch in an-

deren Staaten diskutiert, ebenso die

komplette Abschaffung von Bankno-

ten mit höheren Nennwerten (z. B.

500-Euro-Scheine). Dänemarks No-

tenbank hat angekündigt ab 2017

keine neuen Banknoten mehr zu dru-

cken und einen ev. verbleibenden Be-

darf über private Anbieter drucken zu

lassen. Andere staatliche Restriktio-

nen fördern ebenso die Substitution

barer durch nichtbare Transaktionen.

In Deutschland ist dies z. B. die Rege-

lung, dass Handwerkerrechnungen

nur dann steuerlich berücksichtigt

werden können, wenn sie per Über-

weisung bezahlt wurden. Zahlreiche

weitere Beispiele existieren.   

Einige Fakten    

Zusammenfassend sind einige Fakten

festzuhalten, die für die aktuelle Dis-

kussion größere Bedeutung haben:

Erstens erfüllten unterschiedliche Me-

dien im Zeitablauf die Geldfunktio-

nen und dies meist auch nebeneinan-

der. Zweitens finden sich seit langem

nebeneinander Bargeld und nichtba-

res Geld, wobei Bargeld in der Ver-

wendung sukzessive abgenommen

hat, immer jedoch große Bedeutung

behielt. Drittens besteht Bargeld heute

aus Münzen und Banknoten (Zentral-

bankgeld). Nur die Banknoten sind

unbeschränktes gesetzliches Zah-

lungsmittel. Nur sie müssen bisher

unbeschränkt angenommen werden,

nur sie haben schuldenbefreiende

Wirkung. Alle anderen Arten der Ab-

wicklung von Transaktionen, z. B.

Überweisungen, Kartenzahlungen,

müssen nicht akzeptiert werden und

setzen das Einverständnis des Trans-

aktionspartners voraus. Viertens stan-

den und stehen die unterschiedlichen

Geldmedien in Abhängigkeit vom

Verwendungszweck in einem Wettbe-

werb zueinander. Dieser Wettbewerb

ermöglicht es, den Menschen gemäß

ihren Geldverwendungspräferenzen

und unter Berücksichtigung von rela-

tiven Transaktionskosten zu wählen.

Fünftens sind diese Geldverwen-

dungspräferenzen der Menschen recht

stabil, wenngleich nicht starr. Dies

zeigt etwa für die Bevölkerung

Deutschlands die aktuelle Studie der

Deutschen Bundesbank zum Zah-

lungsverhalten. Sechstens erfüllt Geld

nicht nur eine Transaktionsfunktion

(Abwicklung des Zahlungsverkehrs),

sondern auch eine Wertaufbewah-

rungsfunktion (Geld als Wertspeich-

ermedium) und eine Recheneinheits-

funktion (Geld als Wertmaßstab und

Recheneinheit).

Politisches Geld

Stabiles Geld in einem funktionieren-

den Geldsystem führt dazu, dass bares

und nichtbares Geld als nahe Substi-

tute verwendet werden. Ein Verwen-

dungskalkül bezieht neben dem Ver-

wendungszweck die leicht unter-

schiedlichen Liquiditätsgrade, die

Verzinsung von Giralgeld sowie die

Bonität der Emittenten (Zentralbank

versus Geschäftsbanken) und ggf.

Unterschiede in der Höhe der Trans-

aktionskosten im täglichen Gebrauch

ein. Siebtens ist Geld seit langem

nicht nur ein Medium der Märkte,

sondern sein Management wird als

ein geldpolitisches und darüber hin-

ausgehend sogar als ein wirtschafts-

politisches Instrument verwendet,

dies auch unter Inkaufnahmen oder

mit Beabsichtigung von verteilungs-

politischen Konsequenzen. Geld ist

mehr und mehr politisch geworden.

Diese sieben Konstanten des Geldwe-

sens bilden den Hintergrund der ak-
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tuellen Diskussion über die Abschaf-

fung des Bargeldes und hat bei dieser

berücksichtigt zu werden.

Aktuelle Diskussion

In der aktuellen Diskussion sind eini-

ge Ökonomen in den Vordergrund ge-

treten, so z. B. Willem Buiter (Chefö-

konom der Citigroup), Kenneth Ro-

goff (Ökonomie-Professor an der

Harvard University) sowie Larry

Summers (Ökonomie-Professor an

der Harvard University und ehemali-

ger US-Politiker in unterschiedlichen

Funktionen). Letzterer begann die

Diskussion mit der Behauptung, dass

der natürliche Zinssatz, also jener

Zinssatz, der Ersparnisse und Investi-

tionen bei Vollbeschäftigung zum

Ausgleich bringt, nun negativ sei. In

einer bargeldlosen Gesellschaft sah er

einen Weg um damit fertig zu werden,

dass auch negative Nominalzinsen er-

forderlich seien. Die anderen Wege

seien eine konsequente Strategie des

Quantitative Easing sowie eine höhe-

re Inflation. Summers Behauptung hat

eine breite und kontroverse Diskus-

sion ausgelöst, von der die Bargeld-

diskussion nur ein Element stellt.  

Relikt der Vergangenheit?

Die aktuellen Begründungen für die

Abschaffung des Bargeldes oder die

Einschränkung seiner Verwendungs-

möglichkeiten beruhen im Wesent-

lichen auf drei Argumentationslinien

unterschiedlicher Tragweite. Erstens

wird bares Geld von den genannten

„Reformern“ als ein Relikt der Ver-

gangenheit verunglimpft. Im Zeitalter

von Digitalisierung und weitreichen-

der technologischer Innovationen

würden diese realwirtschaftlichen

Veränderungen auch adäquate mone-

täre Begleitinstrumente erfordern und

solche könnten über die Nutzung die-

ser Innovationen auch zur Verfügung

gestellt werden. Der Zahlungsverkehr

insgesamt und jede einzelne Transak-

tion an der Kasse könnten effizienter

abgewickelt werden, wird argumen-

tiert. Somit könnten die Transaktions-

kosten auf allen Ebenen gesenkt wer-

den und ein Verbot barer Transaktio-

nen würde diesen Prozess beschleuni-

gen, der ohnehin nicht aufzuhalten

sei. Dass sich das Geldwesen auf der

Grundlage freiwilliger Entscheidun-

gen der Menschen in diese Richtung

entwickelt ist tatsächlich nicht auszu-

schließen. Es bleibt allerdings die

Frage, in welchen Zeiträumen sich ein

solcher historischer Prozess unter Be-

rücksichtigung der Erfahrung der

Geldgeschichte vollziehen würde und

wie umfassend er sein wird.

Hohe Bargeldnachfrage

Seit seinen Ursprüngen hat das Euro-

System Banknoten mit einem Wert

von über einer Billion Euro in Umlauf

gebracht, manche werden verwendet,

viele werden gehortet. Dies sind 16

Milliarden Euro-Geldscheine, gleich-

zeitig 46 % der EZB-Bilanzsumme.

Zum Vergleich beläuft sich der Bank-

notenumlauf in den USA auf 30 % der

Bilanzsumme der FED-Bilanz. In

Deutschland werden 53 % der Umsät-

ze bar an der Ladenkasse bezahlt, dies

sind 80 % aller Transaktionen, wobei

eine leicht abnehmende Tendenz fest-

zustellen ist. Es werden vor allem Be-

träge ab 20 Euro häufiger bargeldlos

bezahlt als noch vor einigen Jahren.

Bei Transaktionen zwischen 50 und

100 Euro ist inzwischen die girocard

das am meisten genutzte Zahlungsins -

trument. Diese und viele weitere sehr

aussagekräftige Informationen zum

Zahlungsverhalten der Bevölkerung

liefert die bereits angeführte aktuelle

Studie zum Zahlungsverhalten der

deutschen Bevölkerung. Dabei ist

auch zu berücksichtigen, dass der bar-

geldlose Zahlungsverkehr und die

Verwendung von Kreditkarten in den

USA sowie in Skandinavien deutlich

stärker ausgeprägt ist als dies in

Deutschland der Fall ist.

Suche nach Alternativen

Eine aktuell (noch?) hohe Nachfrage

nach Bargeld würde bei seiner Ab-

schaffung die Menschen nach Alter-

nativen suchen lassen, die adäquat für

ihre Zwecke sind. Die Alternativen

müssen dabei weder in der Verwen-

dung von unbarem Geld noch im

Kauf von Gütern bestehen, was in die-

ser Diskussion manchmal als selbst-

verständlich vorausgesetzt wird. Zum

Einsatz sowohl für die Durchführung

von Transaktionen, aber auch zum

Horten zwecks Werterhalt könnten

das ehemalige Bargeld, ausländische

Währungen, Gutscheine von Online-

Händlern oder andere Geldzertifikate

kommen. Zu denken ist an alle Objek-

te, die in der Lage sind, die Geldfunk-

tionen zu erfüllen, auch wenn ihnen

die Eigenschaft eines gesetzlichen

Zahlungsmittels fehlt. Historische

Beispiele finden sich viele, in der die

offizielle Währung durch Substitute

abgewählt wurde. Wird mit der zu-

nehmenden Effizienz eines Zahlungs-

verkehrs ohne Bargeld geworben,

sollte zusätzlich berücksichtigt wer-

den, dass sich in den vergangenen

Jahren herausgestellt hat, wie aufwän-



dig es technisch und rechtlich ist, die

Sicherheit der Transaktionen zu ge-

währleisten, was mit außerordentlich

hohen Investitionsvolumina verbun-

den ist. Dies kann nicht außer Be-

tracht bleiben. 

Bekämpfung 
von Kriminalität?

Eine zweite Argumentationslinie setzt

daran an, dass ein großer Anteil von

Transaktionen der organisierten Kri-

minalität, z.B. in Drogenhandel und

Geldwäsche sowie von Schwarzhan-

del und Schwarzarbeit bar abgewi-

ckelt wird. Auf diese Weise würde

auch die Steuerhinterziehung erleich-

tert. Diese Diagnose ist völlig korrekt

und kann sich auf reiche empirische

Evidenz stützen. Mit dem Verbot von

Bargeld könnten daher solche Trans-

aktionen zumindest behindert, wenn

nicht gar unmöglich werden. Doch

wie die erste Argumentation auch

scheint diese Begründung eine eher

vorgeschobene zu sein, die die Kom-

munikation mit der Bevölkerung und

die Akzeptanz der Vorschläge erleich-

tern kann. Die Abschaffung von Bar-

geld wird mit hoher Wahrscheinlich-

keit nicht das organisierte Verbrechen

abschaffen, sondern lediglich die öko-

nomischen Kalküle ihrer finanziellen

Abwicklung beeinflussen. Geht es um

hohe Summen, bieten sich durchaus

Alternativen zum Baren. Kunstgegen-

stände und andere hochpreisige Sam-

melobjekte sind zu nennen und wer-

den heute wohl bereits entsprechend

eingesetzt wie die Fachliteratur be-

richtet. Diese mögen als Transak-

tionsmedien weniger komfortabel

sein, was sich jedoch mit der Höhe

der Beträge relativiert. Die Schaffung

eigener bargeldloser Zahlungskreis-

läufe inner- und außerhalb des Inter-

nets durch das organisierte Verbre-

chen wird mit der vorgeschlagenen

Maßnahme schwer zu verhindern

sein. Doch es scheint ohnehin vor

allem um einen dritten und eigentlich

gewünschten Effekt zu gehen.   

Wirksamkeit 
der Geldpolitik?

Dieser vermutete Effekt steht im Kern

der dritten Argumentationslinie. Sie

setzt anders als die beiden ersten nicht

am Geld als Medium der Märkte an,

sondern an der politischen Dimension

des Bargeldes. Sie geht von der gerin-

gen Wirksamkeit der aktuellen Nie-

drigzinspolitik aus, die mit der Liqui-

ditätsflut der großen Zentralbanken

verbunden ist. Weil ein Niedrigzins-

oder Nullzinsniveau bisher deutlich

geringere realwirtschaftliche Wirkun-

gen nach sich gezogen hat als beab-

sichtigt, sind negative Zinsen – heute

bei manchen Zentralbanken bereits

für die Einlagen von Geschäftsbanken

zu bezahlen – auch für Einlagen von

Nichtbanken bei Banken nicht mehr

auszuschließen. Sie stellen eine

„Flucht nach vorne“ dar und würden

an Summers’ Aussage von einem na-

türlichen Zinssatz von unter Null an-

knüpfen. Damit würde Giralgeld nicht

nur seinen Zinsvorteil gegenüber Bar-

geld verlieren, sondern es wird be-

fürchtet, dass in diesem Fall Geld von

den Banken abgehoben und von den

Menschen bar gehortet würde. Nur

auf diese Weise könnten sie der Be-

strafung dafür entgehen, dass sie

Konsumverzicht üben und sparen.

Implizit würde dies bedeuten, dass ein

Wechselkurs zwischen barem und

nichtbarem Geld entsteht. Im Extrem-

fall könnte dies sogar dazu führen,

dass es zum gleichzeitigen Abzug von

Einlagen in großem Ausmaß von

Bankkonten mit darauf folgenden

Bankenkrisen käme.

Transmission 
in die Realwirtschaft   

Doch im Vordergrund steht die Klage

einer fehlenden oder zumindest einge-

schränkten Wirksamkeit der aktuellen

expansiven Geldpolitik. Denn diese

stellt letztlich darauf ab, dass über

niedrige oder im Extremfall negative

Zinsen Kredite und dadurch die Real-

wirtschaft angeregt wird. Bargeld ent-

zieht sich diesem Projekt. Somit ver-

ringern sich nicht nur die vermeint-

lichen realwirtschaftlichen Effekte,

sondern die Bargeldhalter entziehen

sich auch der Bestrafung für das Spa-

ren, was in Konsequenz als störend,

aber auch als ungerecht von jenen ein-

geschätzt wird, die in Kategorien der

bedingungslosen Machbarkeit und

konsequenten Steuerung wirtschaft-

licher Abläufe denken. Also müsste

Bargeld entweder einer Steuer entzo-

gen oder – noch einfacher – gleich ab-

geschafft werden. In der aktuellen

Wirtschaftssituation und unter Be-

rücksichtigung der geldpolitischen

Strategie von EZB und abgeschwächt

auch noch des FED sowie anderer

Notenbanken steht diese technokrati-

sche Überlegung im Vordergrund,

während die beiden anderen Begrün-

dungen eher der oberflächlichen Gar-

nierung dienen.

Schweres Geschütz

Doch ist solch schweres Geschütz mit

starken Kollateraleffekten tatsächlich

zu verantworten und wie realistisch

sind die behaupteten oder erhofften

Wirkungen? Sie beruhen auf sehr spe-
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ziellen Annahmen über das Verhalten

von Menschen, Banken und Unter-

nehmen. Zum ersten ist nicht gesi-

chert, dass Menschen und Organisa-

tionen bei negativen Zinsen tatsäch-

lich ihr Geld in großem Ausmaß bar

abheben würden. Die Flucht in das

Bargeld dürfte doch recht hohe Nega-

tivzinsen voraussetzen. Wie solche

ökonomisch und gesellschaftlich ge-

rechtfertigt werden können, erschließt

sich trotz Summers‘ Argumentation

nicht. Das hohe Ausmaß der Verschul-

dung von Staaten und Banken spricht

für höhere, nicht für noch niedrigere

Zinssätze. Noch weniger kann als ge-

sichert gelten, dass Ersparnisse und

andere Reserven beliebig in Konsum-

und Investitionsprojekte gesteckt wer-

den, wenn sie auf Bankkonten bestraft

werden. Die zinspolitische Transmis-

sion in die Realwirtschaft ist vor

allem dann wirksam, wenn tatsächlich

rentable Projekte verfügbar sind,

deren Verwirklichung an der Fremdfi-

nanzierung scheitert, wenn tatsächlich

positive Wachstumsperspektiven be-

stehen. Doch dies wird nicht weiter

hinterfragt von jenen, die von dieser

Idee begeistert sind. Dass die fehlen-

de Wachstumsdynamik nicht auf zu

hohe Zinssätze zurückzuführen ist,

sondern auf strukturelle Defizite und

Unsicherheit auf vielen Ebenen, wird

nicht in Erwägung gezogen.

Finanzielle Repression 

Allerdings kann die Abschaffung des

Bargeldes mit der ausgeführten Moti-

vation als eine Fortsetzung des einge-

schlagenen geldpolitischen Weges

interpretiert werden, nämlich die Lö-

sung von Problemen und Versäumnis-

sen in die Zukunft zu verschieben,

also „Zeit zu kaufen“, die in den ver-

gangenen Jahren allerdings nicht ge-

nutzt wurde. Weshalb sollte nun noch

billigeres Geld dazu anregen, das zu

tun, was auch bisher nicht geschehen

ist? Die Gefahr ist hingegen groß,

dass zur Kompensation entgangener

Zinseinkommen und dem Verlust

eines baren Wertaufbewahrungsmit-

tels risikoreichere Investitionen auf

dem Finanzmarkt getätigt werden,

also eine Flucht in die Vermögens-

werte angetreten wird. Die Erspar-

nisse würden dann auch in Zukunft

nicht oder nur tropfenweise oder an

den falschen Stellen die Realwirt-

schaft erreichen. Der Aufbau neuer

Finanzmarktblasen und/oder ein Bei-

trag zur Fehlallokation von Kapital ist

nun aber genau eine Entwicklung, die

die Weltwirtschaft derzeit am allerwe-

nigsten benötigt, ebenso wenig eine

Fortsetzung der Politik der finanziel-

len Repression durch ein neues Instru-

ment.

Ordnungspolitische 
Facetten 

Es sind also Zweifel anzumelden, ob

die vermuteten Wirkungen im Falle

einer tatsächlichen Abschaffung oder

einer Einschränkung der Verwen-

dungsmöglichkeiten von Bargeld tat-

sächlich eintreten werden. Zusätzlich

sollten die ordnungspolitischen Di-

mensionen nicht außer Acht gelassen

werden. Bargeldlose Transaktionen

hinterlassen Spuren, können nicht

ano nym sein. Es ist nicht davon aus-

zugehen, dass hinter allen baren

Transaktionen kriminelle Machen-

schaften stehen. Daher würde mit den

diskutierten Reformen des Geldwe-

sens auch die finanzielle Privatsphäre

der Menschen reduziert, ihre informa-

tionelle Selbstbestimmung angetastet,

was unter den aktuellen Entwicklun-

gen rund um den Datenschutz zu be-

rücksichtigen ist, zumal die Sicherheit

von Transaktionen bislang keinesfalls

gesichert ist. „Aktenkundige Transak-

tionen“ bieten sich als Ansatzpunkte

für bürokratische Maßnahmen an,

Freiräume einzugrenzen (z.B. Entzug

der Kreditkarte, Meldung an die Steu-

erbehörden etc.), dies bereits beim

Vorliegen eines Erstverdachts uner-

laubter Transaktionen. Dieser wichti-

ge gesellschaftspolitische Aspekt ist

es, der häufig mit der bekannten For-

mulierung, dass Bargeld geprägte

Freiheit sei, umschrieben wird.

Verzicht auf Wettbewerb

Eine zweite ordnungspolitische Facet-

te besteht – wie bereits angesprochen

– in der Ausschaltung des Wettbe-

werbs zwischen den Geldmedien und

dies zu einem Zeitpunkt, zu dem die

Verwendung von Bargeld stark ver-

breitet ist. Geldverwendungspräferen-

zen werden also paternalistisch korri-

giert, was in Marktwirtschaften sehr

gut überlegt und abgewogen und

deutlich besser begründet werden

sollte als bisher der Fall. Denn das

Geldwesen sagt tatsächlich viel über

den Zustand einer Gesellschaft aus.

Dies gilt in besonderer Weise dafür

wie stark Menschen in ihren Wahl-

möglichkeiten eingeschränkt werden.

Ihre Präferenzen für die Verwendung

von Bargeld zu akzeptieren, heißt

nicht, sie in ihrer Teilhabe an Digitali-

sierung und technischen Fortschritt zu

behindern, sondern sie sich frei dafür

entscheiden zu lassen. Bares und un-

bares Geld weisen in Abhängigkeit



von Verwendungszweck und Präfe-

renzen relative Vor- und Nachteile

auf. Die Wahlmöglichkeiten sollten

daher nicht hoheitlich abgeschafft

werden.           

Fazit

Die Diskussion um die Beseitigung

des Bargeldes vermittelt nicht zuletzt

den Eindruck, dass Restriktionen be-

seitigt werden sollen, denen sich No-

tenbanken und die Wirtschaftspolitik

bei der Erfüllung ihrer Aufgaben

gegenübersehen. Dies ist bei den

Einen die Verpflichtung gutes Geld zu

schaffen und bei den Anderen der

Auftrag, institutionelle und fiskale

Rahmenbedingungen zu schaffen, die

eine gute realwirtschaftliche Entwick-

lung ermöglichen. Ob dies durch die

angedachte Reform des Geldwesens

unterstützt wird, mag bezweifelt wer-

den. Selbst wenn es heute noch keinen

„war on cash“ gibt, sollte beobachtet

werden, dass es diverse Interessen

und Interessengruppen gibt, die ihn

nicht verhindern würden.    
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Akquisitionen spielen in der Wirt-

schaft eine zunehmend bedeutendere

Rolle. Nicht immer aber werden diese

Transaktionen mit einem Erfolg in

Verbindung gebracht: Ein Aspekt, an

dem Han Smit und Thras Moraitis mit

ihrem Buch „Playing at Acquisitions:

Behavioral Options Games“ ansetzen.

Sie zeigen, unter welchen Vorausset-

zungen eine Akquisition vorteilhaft

ist, wie man Verzerrungen bei der

Entscheidung zur Transaktion vermei-

den und stattdessen eine adäquate Be-

wertung vornehmen kann. Dabei dif-

ferenzieren sie explizit zwischen Wert

und Preis eines Targets und legen An-

sätze, mit denen sich die Diskrepanz

zwischen den beiden Kennzahlen re-

duzieren lässt, dar. Smit und Moraitis

bilden dazu einen integrierten Bewer-

tungsansatz, den sie als „New strate-

gic valuation approach“ bezeichnen.

Sie distanzieren sich damit von einer

reinen Unternehmensbewertung und

betrachten Akquisitionen stattdessen

aus einem bisher vernachlässigten

Blickwinkel, indem sie die For-

schungszweige behavioral finance,

real option als auch die Spieltheorie

mit einbeziehen. Dazu gliedern sie ihr

Buch in die drei Kernbereiche „Lear-

ning to see uncertainty“, „Learning to

adapt uncertainty“, „Learning to

value uncertainty“.

Zum besseren Verständnis binden die

Autoren zwei umfangreiche Fallbei-

spiele aus dem Telekommunikations-

sektor und dem Bergbau mit ein. Zu-

nächst wird Vodafones Akquisitions-

strategie thematisiert, indem Irrtürmer

aufgezeigt und Lösungsmöglichkei-

ten dargelegt werden. Darauf folgend

wird Xstratas Strategie aufgegriffen.

Es werden die strategischen Optio-

nen, das Timing und die Bedeutung

des langfristigen sowie des organi-

schen Wachstums in einem Unterneh-

men sorgfältig herausgearbeitet. 

Besonders hervorzuheben ist zudem

das zusätzliche Onlineangebot

(http://companyvaluationtools.com/),

das die Autoren dem Leser bieten. So

wird über diese zusätzliche Plattform

der Zugriff auf Praxisberichte, Bewer-

tungs-Tools (DCF tools, real option

tools und game theory tools) und vie-

len weiteren Materialen (u. a. web-

casts, exams und company profiles)

ermöglicht. Auf diese Inhalte wird am

Ende eines jeden Kapitels verwiesen.

Aufgrund dessen eignet sich das Buch

für Leser mit unterschiedlichem Vor-

wissen.

Insgesamt erschaffen Smit, Professor

an der Erasmus University Rotter-

dam, und Moraitis, Mitgründer der

Firma X2 Resources, auf diese Weise

ein Buch, das unterschiedliche Ziel-

gruppen von Studierenden über Fi-

nanzanalysten und Berater bis hin zu

Forschern anspricht.
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Unternehmen können in der heutigen

Zeit aus einer Vielzahl von Koopera-

tionsformen die für sie am besten ge-

eignete Kooperationsform wählen. Da

sich die Organisation der Koopera-

tionsformen mittlerweile zu einem

wichtigen Forschungsgebiet im Be-

reich des strategischen Managements,

der Organisationsökonomik und der

Organisationstheorie entwickelt hat,

beschäftigt sich das Buch „Interfirm

Networks – Franchising, Cooperati-

ves and Strategic Alliances“ mit der

Organisation ausgewählter Koopera-

tionsformen. Das Buch besteht aus

den drei Kapiteln „Franchising“, „Ge-

nossenschaften“ und „strategische Al-

lianzen“, in denen Studien von ver-

schiedenen Autoren zu den einzelnen

Themenbereichen zusammengefasst

sind. Die Autoren der einzelnen Stu-

dien kommen aus acht europäischen

Ländern und den USA. So vielfältig

wie die Herkunft der Autoren ist, sind

ebenfalls die Themen, mit denen sich

die Autoren in ihren Studien beschäf-

tigen: Im Kapitel „Franchising“ wer-

den unter anderem die Determinanten

und die Entwicklung der Vertragsdau-

er untersucht, wobei der Schwerpunkt

auf der Vertragsgestaltung liegt. Eine

andere Studie untersucht die Perfor-

mance von Multi-Unit-Franchisesys-

temen aus Sicht der Organisations -

ökonomik. Die Studien in diesem Ka-

pitel enthalten empirische Analysen

und arbeiten mit verschiedenen inter-

nationalen Datensätzen. So werden

sowohl Daten aus Frankreich,

Deutschland und der Schweiz als

auch Daten der BRIC-Staaten (Brasi-

lien, Russland, Indien und China)

und den USA analysiert. Im Kapitel

„Genossenschaften“ finden sich drei

Studien, von denen sich zwei mit

Landwirtschaftsgenossenschaften und

eine mit Weingenossenschaften be-

schäftigen. Auch hier werden Daten

aus Finnland, den USA und Italien

empirisch analysiert. Die Studien im

letzten Teil des Buches beschäftigen

sich mit strategischen Allianzen.

Diese Studien zeigen unter anderem,

dass Unternehmen mit einer hybriden

Governance-Struktur innovativer sind

als Unternehmen, die sich lediglich an

einer einzigen Governance-Struktur

orientieren. Auch in diesem Kapitel

werden Daten aus Deutschland, Bra-

silien und der Türkei empirisch unter-

sucht. Zudem gibt es in diesem Kapi-

tel ebenfalls eine Studie, die formal-

theoretisch analysiert, inwieweit ein

Unternehmen mit führender Techno-

logie Anreize hat, eine strategische

Allianz einzugehen, um seine Techno-

logie mit potenziellen Wettbewerbern

im oligopolistischen Markt zu teilen.

Obwohl alle Studien in diesem Buch

auf statistischen oder formaltheoreti-

schen Verfahren basieren, sind die

Studien auch für diejenigen einfach

zu verstehen, die sich hauptberuflich

nicht mit ökonometrischen Verfahren

beschäftigen. Die vier Herausgeber

haben in ihrem Buch viele interessan-

te Studien zusammengefasst, die die

wichtigen Kooperationsformen mit-

hilfe unterschiedlichster Datensätze

untersuchen. Die unterschiedliche

Herkunft der Autoren der einzelnen

Studien unterstreicht zudem das inter-

nationale Interesse an der Thematik

der Kooperationen.
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Kann es ein Banken- und Finanzsys-

tem auch ohne „klassische“ Banken

geben? Zwei Kenner der Branche

gehen dieser Frage auf den Grund.

Unter dem Pseudonym Jonathan

McMillan, beschreiben die zwei Au-

toren – je ein Investmentbanker und

ein auf Banken spezialisierter Makro-

ökonom ihre Version eines neuen

Banken- bzw. Finanzsystems. Nach

vielen Jahren trafen sich die beiden

Autoren vor einigen Jahren wieder in

London und tauschen sich angeblich

seitdem über Ideen und Themen der

Banken und Finanzmärkte aus.

Ausgehend von grundsätzlich zu be-

friedigenden Bedürfnissen durch Ban-

king an sich, seinem Mechanismus,

aber auch seinen Problemen starten

die Autoren ihre Gedankengänge zu

ihrem neuen Banken- und Finanzsys-

tem. Dann gehen sie auf (Nicht-)Li-

mitationsaspekte, Schattenbanken

sowie die vergangene Finanzkrise und

die (Finanz-)Welt danach ein. Sie be-

trachten die Situation und errichten

schließlich eben eine neue (Finanz-

)Welt, in der sie bezogen auf ihre

Ideen und viele Aspekte im ge samten

System, neue Rechnungslegungsas-

pekte, den öffentlicher Sektor und das

neue große Ganze eingehen.

Die grundsätzlichen Idee des Buches:

Eine deutlich stärkere Trennung von

Krediten und Geld bzw. Einlagen.

Das Ziel ist, ein Finanzsystem ohne

klassisches Banking mit dezentralen

Strukturen zu kreieren, in dem Ban-

ken eher als Depotbanken für ihre

Kunden agieren. Dabei handelt es sich

vor allem um ein System ohne Geld-

schöpfung aus Krediten. Nach der

Idee der Autoren sollen Banken nicht

mehr die jeweiligen Kredite und Ein-

lagen in der eigenen Bilanz haben,

sondern die entsprechenden Einlagen

über entsprechende Peer-to-Peer-Um-

gebungen bzw. -Systeme (neuer Fi-

nanzmarkt) an entsprechende weitere

Nachfrager verteilen. Kauft ein ver-

mögender Anlagekunde zum Beispiel

Waren mit seiner Zahlungskarte, so

gibt er mehr oder minder den Auftrag

mittels Finanztrading-Algorithmen,

eigene Anlage-Assets oder Kreditbe-

teiligungen am neuen Finanzmarkt zu

verkaufen, um die nötige Liquidität

für den Warenkauf zu erhalten. Will er

jedoch liquide Mittel anlegen, so

sucht er mit Hilfe dieser bestimmten

Algorithmen interessante Investi-

tions- und Anlagemöglichkeiten und

lässt die Transaktion dann auch über

diese abwickeln. Somit entsteht nach

Ansicht der Autoren ein nahezu kom-

plett neues Finanz- und Bankensys-

tem. Die einzelnen Kanäle und Ver-

zahnungsmechanismen innerhalb des

neuen Finanzsystems sind demnach

dann im Resultat neu gewandelt und

kaum wiederzuerkennen.

Auch in Bezug auf aufsichtsrechtliche

Fragestellungen gehen die Autoren

neue Wege: So werden zum Beispiel

technische und systemische Solvenz-

regeln in den Fokus gerückt.
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Zürich (Schweiz), Zero/One Economics, 2014, ISBN: 978-3-9524385-1-0, 

232 Seiten, 12,95 €

Jonathan McMillan: THE END OF BANKING: MONEY, CREDIT, AND

THE DIGITAL REVOLUTION

Ü Christian Golnik

( (0251) 83-2 28 97

* christian.golnik@

ifg-muenster.de



Den Banken- und Finanzmärkten dro-

hen in der derzeitigen Lage durch

massive technologische Einflüsse

starke und zudem auch fundamentale

Umwälzungen. Der Autor Dan Schatt

– möglicherweise Betroffener aber

vor allem Akteur der Thematik und

Chef der Finanzinnovationen bei Pay-

pal – thematisiert das moderne Virtu-

al Banking und gibt Bankern und

interessierten Denkern Impulse  aus

einer ganz neuen Perspektive mit auf

den Weg. Bankkunden und Konsu-

menten wandern mittlerweile vielfach

von eher noch traditionellen Banken

hin zu entsprechend kostengünstige-

ren und kundenorientierteren einfa-

chen Lösungen. Sowohl Bitcoins,

Paypal und Fintecs als auch das mo-

derne virtuelle Kundenerlebnis treten

in den speziellen Fokus des bankseiti-

gen Interesses und rufen nach zügig

umsetzbaren und auch entsprechend

gründlichen Lösungen. 

Ausgehend von den Überlegungen zu

Innovationen und der Befähigungs-

idee von Konsumenten sowie den so-

zialen und finanziellen Leistungen im

Finanz- und Bankenmarkt startet

Schatt seine entsprechenden Ausfüh-

rungen. Er geht zudem auf das ver-

bundene finanzielle Geschäft sowie

auf die Innovationsmöglichkeiten in

Bezug auf Big Data und auch offene

Plattformen ein und thematisiert

schlussendlich mathematik-basierte

Währungen sowie neuartige Zu-

kunftsmodelle im zukünftigen Ban-

king. 

So sind spezifische theoretische The-

menfelder wie digitale elektronische

Zahlungsmittel, ein mobiler Ge-

schäftsverkehr sowie auch Smartpho-

nes, Cloud und Big Data in der Be-

trachtung. Außerdem werden einige

Beispiele aus der Praxis wie eben As-

pekte zu Paypal, Apple, Square, Goo-

gle, Facebook und Twitter themati-

siert.

Es sollen Ansätze für den neuen vir-

tuellen Marktplatz der Bankenland-

schaft vorgestellt werden. Themen

wie die neuen Player am Banken- und

Finanzmarkt, die gerade erst entstan-

den sind, aber auch die jeweiligen

bankseitigen Möglichkeiten sowie

auch und vor allem die entsprechen-

den Grenzen von möglichen Outsour-

cingaktivitäten seitens dieser klassi-

schen Banken sollen klarer werden.

So werden auch ihre Möglichkeiten

im Umgang mit bzw. sogar beim Ein-

gehen von Partnerschaften von Ban-

ken mit eben diesen neuen und mo-

dernen Akteuren am Markt umrissen.

Es entstehen somit interessante Ein-

drücke bzw. Einblicke in neue Berei-

che eines wohl neuen Finanz- und

Bankenmarktes, den wir in Ansätzen

bereits selbst als Kunden sowie auch

die jeweiligen Akteure der Finanz-

und Bankenbranche heute schon in

vielen Bereichen erleben. Möglich-

keiten für neue digitale Aspekte im

(zukünftigen) Finanz- und Banken-

markt sollten deutlich werden und

sollten vor allem auch für (noch) klas-

sische Banker einen Blick in eine

neue Denk- und Verhaltensweise

neuer Kunden und Märkte zeigen.
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Hoboken, New Jersey, John Wiley & Sons, Inc., 2014, ISBN: 9781118742471, 

216 Seiten, 48,00 €

Dan Schatt: Virtual Banking. A Guide to Innovation and Partnering

Ü Christian Golnik

( (0251) 83-2 28 97

* christian.golnik@

ifg-muenster.de
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Neu auf dem Büchermarkt
Decker, Christopher, Modern
Economic Regulation – An
Introduction to Theory and
Practice
Cambridge University Press,

2015, ISBN: 978-1-107-69906-9,

488 Seiten, 51,23 €.  

Modern Economic Regulation ist eine

Einführung in die wirtschaftliche Re-

gulierung des Elektrizitäts-, Gas-,

Wasser- und Telekommunikations-

markts. Es ist so geschrieben, dass

auch Studierende und Praktiker mit

geringem Vorwissen es verstehen.

Fallbeispiele verdeutlichen das Zu-

sammenspiel von Theorie und Praxis.

Dem interessierten Leser werden dar-

über hinaus Anregungen für weiter-

führende Lektüre geboten.

Das Buch ist in drei Teile unterglie-

dert. Der erste Teil beschäftigt sich

zunächst mit der Frage, weshalb es

Wirtschaftsregulierung gibt. Er führt

normative Begründungen sowie alter-

native Erklärungen auf und erläutert

die Implikationen. Anschließend wer-

den Alternativen zur traditionellen

Wirtschaftsregulierung betrachtet,

welche etwa stärker auf Wettbewerb

oder Verhandlungen bauen. Der zwei-

te Teil des Buches bietet allgemein-

gültige Informationen zur Wirt-

schaftsregulierung. Insbesondere wer-

den grundsätzliche Prinzipien der Re-

gulierung und verschiedene Möglich-

keiten der Preisregulation vorgestellt.

Der dritte Teil behandelt branchen-

spezifische Besonderheiten. Nach

einem Überblick über die an der Wirt-

schaftsregulierung beteiligten Institu-

tionen sind den vier Branchen Elektri-

zität, Gas, Telekommunikation und

Wasser/Abwasser einzelne Kapitel

gewidmet. Für jede Branche werden

zunächst die Charakteristika vorge-

stellt, welche sich auf regulatorische

Entscheidungen auswirken. Anschlie-

ßend wird der jeweilige regulatori-

sche Ansatz vorgestellt, bevor auf

spezifische Probleme in der Branche

eingegangen wird. Das letzte Kapitel

geht auf die zukünftigen Herausforde-

rungen der Wirtschaftsregulierung

ein. 

Rodin, Judith, The Resilien-
ce Dividend – Being Strong
in a World Where Things Go
Wrong
PublicAffairs, 2014, ISBN: 978-1-

61039-470-3, 384 Seiten, 28,95 €.  

Unsere Ökonomie ebenso wie die ge-

samte Gesellschaft ist immer wieder

mit plötzlichen und dramatischen

Schocks konfrontiert: Wirtschaftskri-

sen, Umweltkatastrophen und Epide-

mien sind Teil des Lebens. Daher ist

es wichtig zu lernen, mit diesen

Schocks umzugehen, Resilienz zu

entwickeln. Judith Rodin führt fünf

Charakteristika von Resilienz auf:

Aufmerksamkeit gegenüber Informa-

tionen, welche für einen möglichen

Schock relevant sind; Diversität von

Ressourcen, damit auch nach einem

Schock noch Ressourcen zur Verfü-

gung stehen; Integrationsfähigkeit,

um die Ressourcen gewinnbringend

einsetzen zu können; Selbstregula-

tion, sodass Probleme nicht das ge-

samte System kollabieren lassen;

Adaptionsfähigkeit, welche es er-

laubt, verfügbare Ressourcen für neue

Aufgaben zu nutzen. Diese Charakte-

ristika können durch Schocks geför-

dert werden und sie helfen, nach

einem Schock zur Stabilität zurückzu-

finden. Die Autorin betrachtet Resi-

lienz aber nicht nur theoretisch. Sie

führt auch praktische Beispiele von

Städten auf, die Resilienz entwickelt

haben. Auf diese Weise wird das Kon-

zept der Resilienz verständlich.

Zudem regt das Buch an, Schocks
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auch als Chance für Neuordnung und

Stärke in ruhigen Zeiten zu sehen. 
Ton, Zeynep, The Good
Jobs Strategy – How the
Smartest Companies Invest
in Employees to Lower
Costs and Boost Profits
New Harvest, 2014, ISBN: 978-0-

544-11444-9, 240 Seiten, 15,65 €.  

Unternehmen sind stets bemüht, ihre

Kosten zu senken. Auch die Kosten,

welche durch Mitarbeiter verursacht

werden, werden daher häufig auf

einem Minimum gehalten. 

Zeynep Ton ist der Meinung, dass

diese Strategie oftmals nicht optimal

ist. Mit diesem Buch möchte sie auf-

zeigen, wie die gezielte Investition in

Humankapital die Kosten eines

Unternehmens senken und die Zufrie-

denheit der Kunden erhöhen kann. Sie

sieht vier Ansatzpunkte für Unterneh-

men: Verbindung des Produktange-

bots, Standardisierung bei gleichzeiti-

gem Empowerment der Mitarbeiter,

Training der Mitarbeiter in verschie-

denen Bereichen und Anstellung einer

ausreichenden Anzahl von Mitarbei-

tern. Ton illustriert ihre Argumenta-

tionen am Beispiel erfolgreicher Han-

delsunternehmen, insbesondere Cost-

co, Mercadona, Trader One‘s und

QuikTrip. Sie zeigt auf, welche Aus-

wirkungen die Entscheidungen dieser

Unternehmen in Bezug auf ihre Mit-

arbeiter hatten und erklärt, wie die oft

kontraintuitiven Auswirkungen zu-

standegekommen sind. Ton ist über-

zeugt, dass sich diese Erfahrungen

auch auf andere Unternehmen über-

tragen lassen. Auf diese Weise könne

eine Win-win-win-Sitation entstehen:

Die Kunden sind zufriedener, die Mit-

arbeiter haben bessere Jobs und die

Unternehmen erhöhen ihre Gewinne.

Auge-Dickhut, Stefanie /
Koye, Bernhard / Liebetrau,
Axel, Client Value Genera-
tion: Das Zürcher Modell der
kundenzentrierten Bankar-
chitektur
Springer Gabler, 2014, ISBN: 978-

3658015237, 204 Seiten, 39,99 €. 

In diesem Buch setzen sich Professo-

ren und Dozenten der Kalaidos-Fach-

hochschule in Zürich mit dem Ge-

schäftsmodell der Banken auseinan-

der. Sie zeigen auf, wie sich das Ver-

hältnis zwischen Banken und Kunden

gewandelt hat und schlagen Wege für

die Banken vor, mit der veränderten

Situation umzugehen. 

Die Autoren konstatieren eine gesun-

kene Abhängigkeit von Kunden

gegenüber ihrer Bank. Diese sei unter

anderem auf die erhöhte Transparenz

von Preisen und Leistungen der Ban-

ken sowie auf innovative Geschäfts-

modelle von Anbietern sowohl mit als

auch ohne Banklizenz zurückzufüh-

ren. Als Ansatzpunkt für den Umgang

mit dieser veränderten Situation wer-

den die drei „Leitplanken des Züri-

cher Modells“ genannt. 

Die erste Leitplanke ist eine stärkere

Zentrierung auf den Kunden durch

eine konsequente Ausrichtung aller

strategischen, strukturellen und kultu-

rellen Dimensionen auf den Kunden.

Als zweite Leitplanke nennen die Au-

toren eine Ergänzung des klassischen

Geschäftsmodells einer Bank um er-

folgsrelevante Faktoren im digitalen

Zeitalter. Solche Faktoren seien ins-

besondere die Netzwerkfähigkeit und

die Virtualität der Unternehmen. Als

dritte Leitplanke wird die Transfor-

mationskompetenz genannt, welche

durch ein Instrumentarium zur wirk-

samen Veränderung bestehender Mo-

delle zu gewährleisten ist. Eine Be-

rücksichtigung dieser drei Leitplan-

ken soll es Banken ermöglichen, zu-

kunftsfähig zu werden und zu bleiben.

Ü Susanne Noelle

( (0251) 83-2 28 96

* susanne.noelle@

ifg-muenster.de
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Terminkalender

6.-9. September 2015

Jahrestagung des Vereins für Socialpolitik

Der Verein für Socialpolitik ist mit über 3.000 Mitglieder

die größte Vereinigung von deutschsprachigen Ökonomen.

Die alljährliche Jahrestagung findet 2015 in Münster statt.

Unter dem Leitthema „Ökonomische Entwicklung“ treffen

sich etwa 600 Wirtschaftswissenschaftler und diskutieren

aktuelle wirtschaftpolitische und -theoretische Fragestel-

lungen. Prof. Dr. Theresia Theurl ist die lokale Organisato-

rin.

27. Oktober 2015

Symposium: Perspektiven für Wohnungsgenossen-

schaften

Das 26. Symposium „Perspektiven für Genossenschaften“

beschäftigte sich mit einer der Kernaufgaben von Woh-

nungsgenossenschaften, der Durchführung von Baupro-

jekten. Es werden interessante Bauprojekte vorgestellt und

aktuelle Rahmenbedingungen für Neubauten und Sanie-

rungen diskutiert.

25. Januar 2016

Wissenschaft und Praxis im Gespräch

Die Veranstaltung „Wissenschaft und Praxis im Gespräch“

behandelt ein aktuelles Thema der genossenschaftlichen

FinanzGruppe. Strategische Orientierung, Kosten, Produk-

tion und Vertrieb sind Herausforderungen für die Genos-

senschaftsbanken, die von Wissenschaftlern und Prakti-

kern diskutiert werden und für die neue Lösungsansätze

präsentiert werden.

18./19. März 2016

14. Alumni-Treffen

Zu ihrem 14. Jahrestreffen sind die IfG-Alumni am 18. und

19. März 2016 nach Münster  eingeladen. Neben dem at-

traktiven Fachprogramm wird wieder ein geselliges Bei-

sammensein geboten, das die Möglichkeit gibt, alte Er-

innerungen und neue Erfahrungen auszutauschen. Die Ein-

ladung zum Alumni-Treffen wird wie gewohnt gegen Ende

dieses Jahres verschickt werden.
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Wall of Excellence I

Auf der „Wall of Excellence“ werden Studierende von IfG-Lehrveranstaltungen 

mit exzellenten Studienleistungen (Note 1,0) vorgestellt.

UK Governance (WS 2014/2015)

Katharina 
Husser
(1,0)

Daniel  
Keller
(1,0)

Thomas  
Leicht
(1,0)

Cornelia  
Lutz
(1,0)

Lena  
Rehhorst
(1,0)

Sascha 
Kieback 
(1,0)

Sören  
Radtke
(1,0)

Markus 
Engelmann
(1,0)

Grundlagen Wirtschaftspolitik und
Regulierung (WS 2014/2015)

Markus 
Brehm
(1,0)

Anna 
Plate
(1,0)
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Wall of Excellence II

Auf der „Wall of Excellence“ werden Studierende von IfG-Lehrveranstaltungen 

mit exzellenten Studienleistungen (Note 1,0) vorgestellt.

UK: Management (WS 2014/2015)

Anna  
Wolters
(1,0)

Teresa 
Lauerbach 
(1,0)

Nikola  
Frieburg
(1,0)

Stefanie  
Mötsch
(1,0)

Tobias  
Bollmann
(1,0)

UK: Mergers& Akquisitionen (WS 2014/2015)

Seminar: Aktuelle Fälle der
Wirtschaftspolitik (WS
2014/2015)

Tobias  
Schillings
(1,0)

Regulierungsökonomik
(SS 2015)

Dominik 
Hoffmann
(1,0)
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Gedankensplitter (Zahlungsverhalten der deutschen Bevölkerung)

Bargeldbestand im Portemonnaie:

2008 hatten die Deutschen als Mittelwert 118 Euro Bargeld im Portemonnaie, davon waren 6,70 Euro Mün-

zen. 2014 waren es 103 Euro, davon 5,73 Euro Münzen. 2014 (2008) hatten 13% (11%) der Bevölkerung

unter 20 Euro, 22% (18%) zwischen 20 und unter 50 Euro, 27% (26%) zwischen 50 und unter 100 Euro, 16%

(19%) zwischen 100 und unter 150 Euro, 7% (11%) zwischen 150 und unter 200 Euro, 8% (10%) zwischen

200 und unter 300 Euro, 6% (5%) 300 Euro und mehr. Differenzen zu 100% ergeben sich durch Rundungen.

Besitz von Zahlungskarten:

2008 gaben 91% der Bevölkerung an, eine girocard zu besitzen und 27% eine Kreditkarte. Die Selbstauskunft

2014 brachte an den Tag, dass inzwischen 97% eine girocard und 32% eine Kreditkarte besitzen.

Verwendung von Zahlungsinstrumenten nach Altersklassen:

2014 bezahlten in der Altersgruppe 18 bis 24 Jahre 47,9% ihres Umsatzes bar, 31,5% mit girocard, 3,9% mit

Internetbezahlverfahren, 5,1% mit Überweisung, 10,4% mit sonstigen unbaren Zahlungsinstrumenten. In der

Altersgruppe 25 bis 34 Jahre bezahlten 49,2% bar, 38,1% mit girocard, 3,6% mit Kreditkarte, 2,2% mit Inter-

netbezahlverfahren, 5,1% mit sonstigen unbaren Zahlungsinstrumenten. In der Altersgruppe 35 bis 44 Jahre

bezahlten 53,0% bar, 32,8% mit girocard, 4,2% mit Kreditkarte, 4,6% mit Überweisung und 3,7% mit son-

stigen unbaren Zahlungsinstrumenten. In der Alterdgruppe 45 bis 54 Jahre bezahlten 48,0% bar, 30,4% mit

girocard, 4,8% mit Kreditkarte, 4,5% mit Internetbezahlverfahren, 2,4% mit Überweisung und 9,9% mit son-

stigen unbaren Zahlungsinstrumenten. In der Altersgruppe 55 bis 64 Jahre bezahlten 54,4% bar, 27,5% mit

girocard, 5,5% mit Kreditkarte, 3,3% mit Internetbezahlverfahren, 5,1% mit Überweisung und 4,3% mit son-

stigen unbaren Zahlungsinstrumenten. In der Altersgruppe 65 Jahre und älter bezahlten 60,6% bar, 22,9% mit

girocard, 2,6% mit Kreditkarte, 10,3% mit Überweisung und 2,3% mit sonstigen unbaren Zahlungsinstru-

menten.

Selbsteinschätzung des Zahlungstypus:

2014 (2011) bezeichneten sich 33% (28%) als ausschließliche Barzahler, 17% (12%) als überwiegend unbar

Zahlende und 50% (60%) informierten, dass sie ihr Zahlungsverhalten der Einkaufssituation anpassen. 

Bargeldzahlungen in Abhängigkeit vom Zahlungszweck (% des Umsatzes):

2014 bezahlten 93,5% ihres Umsatzes in Cafe, Kneipe, Schnellrestaurant und Imbiss bar. 92,8% waren es

beim Taschengeld und 87,1% bei Ausgaben an Privatpersonen, 76,4% bei Freizeitaktivitäten, 75,4% an Auto-

maten und 70,3% im Restaurant. 65% des täglichen Bedarfs im Einzelhandel wurde bar bezahlt, 62,9% in

der Apotheke, 51,1% an Dienstleistungsbetriebe außer Hauses und 36,6% der Dienstleistungen im Haushalt.

An der Tankstelle wurden 31,3% bar bezahlt, in Hotel und Pension 31,2%, für längerfristige Anschaffungen

im Einzelhandel 29,1% und 9,7% für Bestellungen im Versandhandel. 

i Information

Alle Informationen stammen aus: Deutsche Bundesbank (2015): Zahlungsverhalten in Deutschland 2014.

Dritte Studie über die Verwendung von Bargeld und unbaren Zahlungsinstrumenten, https://www.bundes-

bank.de/Redaktion/DE/Downloads/Veroeffentlichungen/Bericht_Studie/zahlungsverhalten_in_deutsch-

land_2014.pdf?__blob=publicationFile. S. dort auch zur Methodik der Erhebung und viele weitere Informa-

tionen.  


